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A. Einleitung 

 

1. Eigene Motivation 

 

Im Jahr 2009 hörte ich zum ersten Mal von einem Bedingungslosen Grundeinkommen. Bis 

dahin hatte ich mich vor allem aus Sicht des Umweltschutzes kritisch mit dem Kapitalismus 

auseinandergesetzt. Dann las ich in der ZEIT ein Dossier von Wolfgang Uchatius mit dem 

Titel „Wir könnten auch anders“. Darin geht der Autor im Zusammenhang mit der 

Wirtschaftskrise unter anderem der Frage nach, ob es denn wirklich so schlimm wäre, wenn 

der Durchschnittsarbeitnehmer – im Text personifiziert als Martin Meyer – seinen Job 

verlieren würde. Uchatius antwortet mit dem britischen Ökonomen John Maynard Keynes. 

Dieser „war der Überzeugung, dass eine hoch entwickelte Wirtschaft kein Wachstum mehr 

braucht. [Er] hielt dies für einen sehr erfreulichen Zustand. Die Schufterei wäre zu Ende, 

trotzdem müsste niemand hungern. Die Fabriken würden sich leeren. Manche Menschen 

würden gar nicht mehr arbeiten, andere nur noch ein paar Stunden.“1 Durch die Einführung 

eines Grundeinkommens würde diese Arbeitszeitverkürzung seinen Schrecken verlieren, so 

Uchatius. „Meyer hätte auf einmal Spielraum für nützliche, aber unbezahlte Arbeit. Für die 

Pflege seines kranken Vaters, für die Fußballmannschaft seines Sohnes, für den Ölwechsel am 

Auto.“2 Als ich damals diese Stelle las, klingelte es bei mir. Die Erkenntnis: gäbe es ein 

Grundeinkommen, könnte ich arbeiten, was ich wirklich will ohne dabei ständig auf den Lohn 

achten zu müssen. Ich könnte Basketballmannschaften trainieren, mich intensiver der 

Jugendarbeit im Verein annehmen, soziale Projekte mit Basketball initiieren usw. Dieser 

Gedanke ließ mich seitdem nicht mehr los. Und mehr und mehr drängte sich mir die Frage 

auf, wie wohl andere Menschen die dank Grundeinkommen neu gewonnene Freiheit nutzen 

würden. Zumal ich immer wieder an Leute geriet, bei denen ich den Eindruck hatte, ihr Beruf 

bzw. ihre Ausbildung mache ihnen überhaupt keinen Spaß. So reifte die Idee, genau dieser 

Frage unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten nachzugehen.  

 

 

                                                 
1 W. Uchatius: Wir könnten auch anders. http://pdf.zeit.de/2009/22/DOS-Wachstum.pdf (aufgerufen am 
13.07.2013). S. 5 
2 Vgl. ebd. S. 6 
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2. Problemstellung 

 

In der kapitalistischen Leistungsgesellschaft des 21. Jahrhunderts wird häufig behauptet, jeder 

einzelne Bürger müsse möglichst produktiv sein, damit der Wohlstand des Landes gesichert 

werden kann. Dementsprechend werden Nationen weltweit an ihrer wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit gemessen. Indikator für diese sind das Bruttoinlandsprodukt (BIP) und das 

Wirtschaftswachstum. Letzteres kann auf zwei Wegen realisiert werden: „Entweder nimmt 

das insgesamt geleistete Arbeitsvolumen zu, das heißt es arbeiten mehr Menschen und/oder 

sie arbeiten länger, oder die Arbeitsproduktivität steigt. Natürlich kann auch beides zusammen 

geschehen.“1 Beträgt das Wirtschaftswachstum in Deutschland beispielsweise nur 0,1%, 

spricht man von Rezession. Frei nach dem Motto „Stillstand = Rückschritt“ wird dies nahezu 

als Krise gewertet. Es wird in Frage gestellt, ob Deutschland dem internationalen Wettbewerb 

noch gewachsen ist. Im nächsten Schritt wird nach Auswegen aus dieser vermeintlichen Krise 

gesucht. Das Ziel: die Produktivität steigern, das heißt Kosten minimieren, Ertrag 

maximieren. Realisiert wird dies durch Rationalisierung. Zunehmend erledigen Maschinen die 

Tätigkeiten, die bisher von Menschen verrichtet wurden. Dies hat zur Folge, dass es weniger 

und weniger Arbeitsplätze und dementsprechend mehr und mehr Arbeitslose gibt. Was 

zunächst einmal negativ klingt, hat aber durchaus zwei positive Wirkungen: erstens kann auf 

diesem Wege ein „mittel- bis langfristig stabiles Wachstum allein durch steigende 

Arbeitsproduktivität ermöglicht werden, ohne dass irgendeine zusätzliche Nachfrage nach 

Arbeit entstünde.“2 Daraus resultierend die zweite angenehme Folge, vielmehr eine Chance: 

jeder Einzelne könnte seine Zeit zunehmend mit Tätigkeiten füllen, die er intrinsisch 

motiviert, d.h. von sich aus und für sich wirklich gerne verrichtet, anstatt sich der 

Produktivitätssteigerung des Landes zu verschreiben. Genau dieser Aspekt soll Kern der 

vorliegenden Arbeit werden.  

Es wird behauptet, es gäbe ein Grundeinkommen. Menschen müssten für ihr Einkommen 

nicht mehr arbeiten, ihre Existenz wäre auch so gesichert. Dies hätte ein ungeheures Maß an 

neu gewonnener Freiheit für jeden Einzelnen zur Folge. Wie wird diese genutzt? An dieser 

Stelle soll behauptet werden, dass die Menschen ihre Zeit vermehrt mit Tätigkeiten 

verbringen, die sie gerne machen. Diese Hypothese impliziert, dass junge Menschen ihre 

berufliche Ausbildung zunehmend an ihren Interessen, Talenten und Neigungen anpassen 

würden. Denn Arbeit wäre nun zunehmend Selbstzweck. Man arbeitet der Arbeit willen, nicht 

weil man ansonsten um sein finanzielles Auskommen fürchten muss. Ein Grundeinkommen 
                                                 
1 G.W. Werner: Einkommen für Alle, 1. Auflage. Bastei Lübbe, Bergisch Gladbach 2008. S. 24 
2 Vgl. ebd. S. 25 
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hätte nicht nur eine vollkommene Umorientierung jedes Einzelnen zur Folge. Auch die 

Wirtschaft als Anbieter von Arbeit müsste nun zunehmend darauf achten, attraktive 

Tätigkeiten anzubieten. Neben diesem vermeintlichen Zwang bestünde aber auch die Chance, 

Arbeitskräfte zu finden, die ihren Job aus Überzeugung und daraus resultierend mit einem 

hohen qualitativen Anspruch verrichten würden. Auf einer weiteren Ebene müsste ein 

Umdenken in der Bildung, speziell in der beruflichen, erfolgen. Junge Menschen müssten 

dazu befähigt werden, ihre Talente zu entdecken und auszuleben. Die Förderung dieser 

Fähigkeiten wäre dann zentrales Ziel von Bildungseinrichtungen, lange bevor sich die Schüler 

für einen Beruf entscheiden.  

 

 

3. Vorgehensweise 

 

Zunächst soll im ersten Kapitel dieser Arbeit die Idee des Bedingungslosen 

Grundeinkommens vorgestellt werden, um ein besseres Verständnis für die damit 

einhergehenden Wirkungen zu schaffen. Es soll dargestellt werden, aus welchen historischen 

Begebenheiten heraus ein Grundeinkommen gefordert wurde und wie es um den aktuellen 

Diskurs zur Thematik steht. Daran schließt sich die Vorstellung konkreter Grundeinkommens-

Konzepte an, bevor zum Abschluss des ersten Kapitels aufgezeigt wird, mit welchen 

Argumenten eine solche bedingungslose materielle Existenzsicherung gefordert wird, und 

welche Bedenken es ihr gegenüber gibt. 

Das zweite Kapitel widmet sich den Aspekten Arbeit, Beruf und Berufswahlverhalten. Dem 

Begriff klärenden Teil schließt sich die Darstellung von Motiven an, die für die Berufswahl 

von Bedeutung sind. Schwerpunkt der Arbeit ist die Untersuchung des Potentials des 

Bedingungslosen Grundeinkommens hinsichtlich der Berufswahl. Zu diesem Zweck wurden 

16 Leitfadeninterviews (siehe Anhang) geführt, in denen Menschen mit verschiedenen 

Bildungshintergründen zunächst zu ihrer individuellen Berufswahl befragt wurden. 

Anschließend wurden sie mit dem fiktiven Szenario eines Lottogewinns, der lebenslang 

monatlich in Existenz sichernder Höhe ausgezahlt werden sollte, konfrontiert. Dieses 

Szenario entspricht der Grundeinkommensidee. Der Begriff des Grundeinkommens wurde in 

den Interviews jedoch bewusst nicht genannt, um eine möglichst unvoreingenommene 

Herangehensweise der Befragten sicherzustellen. Sie waren nun aufgefordert, sich 

vorzustellen, wie sich ihr Leben – vor allem in hinsichtlich Arbeit und Beruf – in einem 

solchen Szenario ändern könnte. Die Interviews wurden sodann auf individuelle und 
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gesellschaftliche Chancen hin ausgewertet. Bei der Darstellung der Ergebnisse wurden 

außerdem in der Literatur genannte Aspekte berücksichtigt und mit denen der Befragung 

verknüpft. 

Daran schließt sich das dritte Kapitel an, in dem mögliche Konsequenzen des 

Grundeinkommens für die Bildung und das dadurch veränderte Berufswahlverhalten 

aufgezeigt werden sollen. Dabei spielen die Begrifflichkeiten Allgemeinbildung, Berufliche 

Bildung und Berufsorientierung eine zentrale Rolle. Diese werden zunächst geklärt und 

miteinander in Verbindung gebracht. Einer kurzen Darstellung der momentanen 

Ausgestaltung des Bildungssystems hinsichtlich Arbeit und Beruf folgt die Darstellung des 

Veränderungspotentials von Bildung auf der Begriffs-, System- und individuellen Ebene. 

Mit einer kurzen Rekapitulation aller Erkenntnisse wird die Arbeit sodann abgeschlossen. 
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B. Hauptteil 

 

Kapitel 1: Das Bedingungslose Grundeinkommen 

 

1. Begriffliche Vorklärung: Kulturimpuls Bedingungsloses Grundeinkommen 

 

Es gab und gibt eine Vielzahl von Grundeinkommensansätzen. Die im nächsten Abschnitt 

vorgestellte Geschichte dieser Idee reicht Jahrhunderte zurück, hat seine Wurzeln sogar in der 

Antike. Doch nicht alle dieser Ansätze hatten ein tatsächlich bedingungsloses 

Grundeinkommen zum Gegenstand. In der vorliegenden Arbeit soll aber genau dieses 

Konzept der Bedingungslosigkeit als Grundlage dienen. Ich folge hier der Definition des 

Netzwerks Grundeinkommen: „Das Grundeinkommen ist ein universelles soziales 

Menschenrecht, welches durch das politische Gemeinwesen gewährleistet wird.“1 Hier wird 

bereits ersichtlich, dass es mit der Bedingungslosigkeit nicht so einfach ist. Sascha 

Liebermann spricht in diesem Zusammenhang auch von der „Bedingtheit der 

Bedingungslosigkeit“2. Denn das Grundeinkommen wird von einem politischen 

Gemeinwesen gewährt. Folglich muss man Teil dieses Gemeinwesens sein, um – dann 

bedingungslosen – Anspruch auf das Grundeinkommen haben zu können. Ein solches 

Gemeinwesen ist in der Regel ein Staat, könnten aber auch – in kleineren Maßstäben gedacht 

– Kommunen oder regionale Bezirke sein. Im Idealfall sollte das Grundeinkommen, weil 

Menschenrecht, aber global gewährleistet werden. Denkbar wäre auch die Einführung in 

einem Staatenverbund wie der Europäischen Union. 

 

 

1.1. Vier Kriterien für ein Bedingungsloses Grundeinkommen  

 

In jedem Fall sollte ein BGE vier Kriterien erfüllen: Es muss erstens eine Existenz- und 

Teilhabesicherung darstellen. Das heißt, es muss den Empfängern ermöglichen, ihren 

Lebensunterhalt davon zu bestreiten. Seine Höhe sollte jedoch oberhalb des 

Existenzminimums liegen. Nur so ist es möglich, dass die Menschen ihre Ressourcen auf das 

gesellschaftliche Leben richten können, auf Teilhabe und Beitragleisten. „Natürlich wären mit 

einem Grundeinkommen finanziell keine großen Sprünge zu machen, geschweige denn ein 
                                                 
1 Netzwerk Grundeinkommen: Kleines ABC des Grundeinkommens, AG SPAK Neu-Ulm 2012. S. 11 
2 S. Liebermann: Autonomie, Gemeinschaft, Initiative. KIT Scientific Publ. Karlsruhe 2010. 
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luxuriöses Leben zu führen. Der zu enge Flaschenhals würde sich durch den Spielraum des 

Grundeinkommens aber vor allem mental enorm weiten. Sein garantiertes Einkommen würde 

den Bürger von seinen dringendsten Existenzsorgen befreien – wodurch er erst den nötigen 

Freiraum bekommt, um etwas für ihn selbst Sinnvolles und für die Gesellschaft Nützliches zu 

tun.“1  

Zweitens haben alle Menschen einen individuellen Rechtsanspruch auf das 

Grundeinkommen. Das gilt nicht nur für erwerbsfähige Erwachsene, sondern ebenso für 

Säuglinge, Kinder und Rentner. Es ist auch egal, wie viel man verdient. Millionäre würden es 

in gleicher Höhe bekommen wie Erwerbslose. Das Grundeinkommen würde also 

gewissermaßen eine finanzielle Basis für Jedermann bilden, zu der man beliebig viel 

hinzuverdienen kann. Die Bezeichnung ‚Aufstocker’ für Erwerbstätige, die 

Unterstützungszahlungen vom Arbeitsamt bekommen, um ihren Lebensunterhalt bestreiten zu 

können, würde auf einmal eine ganz neue Bedeutung bekommen und hätte keine 

stigmatisierende Note mehr.  

Ein BGE soll – so das dritte Kriterium – ohne Bedürftigkeitsprüfung gewährt werden. Diese 

Voraussetzung knüpft an die vorangegangenen an. Ein Grundeinkommen ist eine Leistung, 

die ein wohlhabender Staat, wie es Deutschland ist, seinen Bürgern im Grunde gewähren 

muss, denn: „Unsere elementaren Menschenrechte fußen […] einzig darauf, dass wir auf der 

Welt sind.“2 Niemand muss nachweisen, dass er in Zeiten von Verdienstausfall, 

Erwerbsunfähigkeit oder zu niedrigem Einkommen staatliche Unterstützung benötigt, sondern 

erhält diese eben bedingungslos zur Sicherung seiner Existenz. 

Viertens besteht kein Zwang zu Arbeit oder einer anderen Gegenleistung. Das schon 

allein deswegen, weil es in Zeiten der zunehmenden Automatisierung gar nicht mehr genug 

(Vollzeit-)Arbeitsplätze für alle Bürger gibt. So spricht der Soziologe Ulrich Beck auch vom 

„Sieg der Arbeitslosigkeit“3. Noch ist dieses Denken aber nicht in unseren Sozialsystemen 

angekommen, denn „es herrscht in unserer Gesellschaft definitiv der Zwang zu arbeiten; 

andernfalls rutscht der betroffene Bürger umgehend in die Bedürftigkeit ab. Keine Arbeit, 

also kein Einkommen, sondern ein Überlebensgeld, genannt Hartz IV, das man wohl eher als 

Gnadenbrot denn als Existenzsicherung bezeichnen muss.“4 Weiter ist hier zu argumentieren, 

dass häufig vom ‚Recht auf Arbeit’ die Rede ist, dabei aber allzu häufig übersehen wird, dass 

dieses Recht gleichzeitig auch ein Recht auf Arbeitslosigkeit ist. Das Recht auf Einkommen 

                                                 
1 G.W. Werner: Einkommen für Alle, 1. Auflage. Bastei Lübbe, Bergisch Gladbach 2008. S. 78-79 
2 Vgl. ebd. S. 60 
3 Vgl. ebd. S. 72  
4 Vgl. ebd. S. 73 
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hingegen würde „unsere soziale, wirtschaftliche, gesellschaftliche und mentale Schieflage 

wieder […] stabilisieren“1 und unser überholtes Verständnis von Arbeit entideologisieren. 

 

 

1.2. Kulturimpuls Grundeinkommen 

 

Warum aber spricht man vom Grundeinkommen als Kulturimpuls? Geprägt hat diese 

Bezeichnung Götz Werner und meint damit vor allem die Kultur der Arbeitswelt. Er sieht vor 

allem die Arbeitgeber gefordert. Sie müssten sich fragen, ob sie noch wirklich interessante 

Arbeitsplätze bieten. „Ein Unternehmen, das keine interessanten Arbeitsplätze bietet, wird 

sich gezwungen sehen, diesen Mangel durch bessere Bezahlung zu kompensieren.“2 Denn 

eine wenig attraktive Arbeit, die zudem schlecht bezahlt ist, würde bei gleichzeitigem Bezug 

eines Grundeinkommens ihren Reiz verlieren. Arbeitssuchende würden eher auf ein paar Euro 

mehr verzichten und sich dafür die Energie, die sie für diese unangenehme Tätigkeit 

aufbringen müssten, sparen. Sogenannte ‚Drecksarbeiten’, wie beispielsweise die von 

Reinigungskräften oder Mitarbeitern der Müllentsorgung, würden also dank besserer 

Bezahlung aufgewertet werden. Denn faktisch haben diese Tätigkeiten einen immensen Wert 

für das Gemeinwesen. Niemand möchte in einer dreckigen, vermüllten Gegend leben. 

Darüber hinaus könnte man es sich plötzlich leisten, mehr ehrenamtlich tätig zu sein, sich 

länger intensiv an der Kindererziehung zu beteiligen oder Angehörige zu pflegen – alles 

Tätigkeiten, die einen unmessbaren Wert für die Gesellschaft haben und deshalb gar nicht 

hoch genug bezahlt werden können. Diese Tätigkeiten haben ihren Sinn in sich, nicht in ihrer 

Bezahlung. Sie müssen getan werden und gleichzeitig müssen diejenigen, die sie verrichten 

auch leben können. Ein Grundeinkommen würde das und noch mehr ermöglichen. Ich möchte 

noch ein weiteres Beispiel nennen: Auch die politische Kultur, die Art und Weise wie 

Demokratie gelebt wird, könnte von einem Grundeinkommen neue Impulse bekommen. Wir 

haben bereits festgestellt, dass es dem Menschen neue Freiheiten eröffnen würde. Es würde 

also ein zentraler, im Grundgesetz verankerter Wert verwirklicht und gleichzeitig politisches 

Engagement ermöglicht werden. Ein demokratischer Staat verlangt – zumindest dem Wesen 

nach – von seinen Bürgern, sich aktiv einzumischen, zumindest aber sich eine Meinung zu 

bilden und für diese in Wahlen und Abstimmungen einzutreten. Durch die Globalisierung 

werden politische Themen jedoch zunehmend komplexer. Sich eine reflektierte Meinung zu 

bilden wird dadurch ungleich schwerer. Es reicht nicht mehr, auf dem Weg zur Arbeit die 
                                                 
1 G.W. Werner: Einkommen für Alle, 1. Auflage. Bastei Lübbe, Bergisch Gladbach 2008. S. 74 
2 Vgl. ebd. S. 79 
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Nachrichten zu hören. Eine ehrliche, intensive Auseinandersetzung bedarf mehr Zeit, als man 

sie in einer 40-Stunden-Arbeitswoche neben Familie und Hobbys zur Verfügung hat. Gibt 

man den Menschen diese Freiheit, haben sie keine Veranlassung mehr, sich über Politiker und 

bestehende Verhältnisse zu beschweren. Denn sie hätten die Möglichkeit, sich selbst zu 

engagieren. Hier ist kritisch anzumerken, dass eine Regierung, die das Grundeinkommen 

einführt, mit der Stärkung des Volkes ihre eigene Machtposition schwächen würde. Dieser 

Gedanke ist jedoch eine eigene Arbeit wert und soll deshalb hier nicht weiter ausgeführt 

werden. Es wird nun klar, dass sämtliche Bereiche des gesellschaftlichen Lebens mit einem 

Grundeinkommen neu gedacht werden könnte. Man denke an die Kunst, an Umweltschutz, an 

Ernährung. Aber auch an gesundheitliche Aspekte, an das Ausbremsen des alltäglichen 

„Hamsterrads“, in dem wir Menschen uns heutzutage befinden. Letztendlich könnten viele 

verschiedene Gruppen von einem Grundeinkommen profitieren. Und so schreibt Fritz Reheis 

in seinem Plädoyer für die Entschleunigung des Lebens, dass eine solche Grundsicherung für 

alle vermutlich „ein ausgezeichneter Kristallisationspunkt für eine breite politische Bewegung 

am Beginn des 21. Jahrhunderts“1 sein könnte. Gewissermaßen könnte ein Grundeinkommen 

also ein Impuls für Alle von Allen sein – ein Kulturimpuls eben. 

 

 

2. Geschichte der Grundeinkommensidee 

 

Die Idee, alle Menschen mit ausreichend finanziellen Mitteln zu versorgen, ist keine 

Erfindung der Neuzeit, geschweige denn eine der Kapitalismuskritiker des 21. Jahrhunderts. 

Bereits im ausgehenden Mittelalter formulierte der englische Staatsmann Thomas Morus in 

seinem Werk ‚Utopia’ einen solchen Ansatz. Er schlägt vor, „jeden mit einer Art 

Lebensunterhalt zu versorgen, damit niemand zu der grausigen Not gezwungen wird, zuerst 

Dieb, und dann eine Leiche zu werden.“2. Mehr als 200 Jahre später, zur Zeit der 

französischen Aufklärung, forderte Montesquieu vom Staat, seinen Bürgern einen sicheren 

Lebensunterhalt zu garantieren.3 Nur wenig später, 1796, war es Thomas Paine, Akteur der 

amerikanischen Unabhängigkeit, der den ersten konkreten Vorschlag zur Einführung eines 

grundeinkommensähnlichen Modells verfasste. In seinem letzten Werk ‚Agrarian Justice’ 

forderte er „allen 20-Jährigen einmalig eine bedinglose Geldleitung sowie allen Bürgerinnen 

                                                 
1 F. Reheis: Entschleunigung. Abschied vom Turbokapitalismus. Goldmann Verlag München 2006. S. 252 
2 Zitiert nach Archiv Grundeinkommen, http://www.archiv-grundeinkommen.de/prominente/ (aufgerufen am 
02.01.2013) 
3 Zitiert nach U. Henrich, https://www.grundeinkommen.de/29/09/2008/bedingungsloses-grundeinkommen-
utopie-notwendigkeit-oder-was-sonst.html (aufgerufen am 02.01.2013) 
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und Bürgern ab dem 50. Lebensjahr eine Grundrente auszuzahlen – finanziert durch eine 

Steuer auf ererbten Grundbesitz und anderes ererbtes Privateigentum.“1 Im 19. Jahrhundert 

schlugen die französischen Kapitalismuskritiker Charles Fourier und Victor Considérant „ein 

Grundeinkommen vor, mit dem sie die individuelle und politische Freiheit des Menschen in 

dieser Gesellschaft garantieren wollten.“2 In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurden 

dann erstmals die zwei Finanzierungsformen des Grundeinkommens formuliert, welche auch 

heute maßgebend sind: die Sozialdividende, die auf Juliet Rhys-Williams zurückgeht, und die 

von Milton Friedmann erdachte negative Einkommenssteuer. Diese Begriffe werden im 

weiteren Verlauf dieser Arbeit noch geklärt.  

Martin Luther King und Erich Fromm waren dann zwei weitere Verfechter der 

Grundeinkommensidee. Luther King hatte damit die Beseitigung von Armut zum Ziel. Erich 

Fromm ging noch einen Schritt weiter: „Der Mensch sollte wieder ‚produktiv’ leben und tätig 

sein können, sich befreien von der entfremdeten Arbeit und dem entfremdeten Konsum.“3 

1982 war es die unabhängige Erwerbsloseninitiative, die erstmals in Deutschland ein 

bedingungsloses Grundeinkommen forderte. Ein breiter gesellschaftlicher Diskurs blieb 

jedoch aus. Mit der Übersetzung des Werks ‚Arbeit zwischen Misere und Utopie’ von André 

Gorz im Jahr 2000 bekam die Debatte jedoch Rückenwind. Gorz kritisierte sowohl aktuelle 

Entwicklungen in der Arbeitswelt als auch die Lohnarbeit generell und sieht das 

Grundeinkommen als Ausweg aus der Misere: „Es soll nicht mehr diejenigen, die es beziehen, 

zu jeder beliebigen Arbeit unter allen Bedingungen zwingen, sondern es zielt auf deren 

Befreiung von den Zwängen des Arbeitsmarktes ab.“4 Im Jahr 2003 schlägt die Initiative 

‚Freiheit statt Vollbeschäftigung’ mit der Veröffentlichung ihrer Thesen zum bedingungslosen 

Grundeinkommen in die gleiche Kerbe. „Wer weiß, wie stark der Aufwand an Arbeitsstunden 

noch absänke, wenn wir denn Automatisierung für etwas Wünschenswertes hielten und sie 

mit aller Macht vorantrieben.“5, heißt es dort zur Begründung eines BGE.  

In dieselbe Zeit fällt auch die Phase der bisher intensivsten Auseinandersetzung mit der 

Grundeinkommensidee innerhalb der politischen Parteien Deutschlands. Entscheidend dazu 

beigetragen hat, dass sich mit Götz Werner 2005 ein Großunternehmer und vermeintlicher 

Nutznießer des sonst oft als kritisch betrachteten Kapitalismus für die Idee des 

Grundeinkommens aussprach. Dieter Althaus, ehemaliger CDU-Ministerpräsident 

                                                 
1 Netzwerk Grundeinkommen (Hrsg.):  Kleines ABC des Grundeinkommens. AG SPAK Neu-Ulm 2012. S. 38 
2 Vgl. ebd. S. 39 
3 Vgl. ebd. S. 41 
4 A. Gorz: Arbeit zwischen Misere und Utopie. Suhrkamp Verlag, Frankfurt 2000. S. 115-116 
5 S. Liebermann: Freiheit ermöglichen, Demokratie stärken, Leistung fördern in: Klimawandel und 
Grundeinkommen, S. 73-104. Verlag ANDREAS MASCHA, München 2008. S. 73 
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Thüringens, und damit Vertreter des konservativen Lagers, beweist das. Er veröffentlichte 

2006 sein Konzept des Solidarischen Bürgergelds, das für jeden Erwachsenen ein 

Grundeinkommen von 600 Euro im Monat vorsieht. Eine Debatte über das BGE im 

Bundestag setzte Susanne Wiest durch. Eine entsprechende, von ihr auf den Weg gebrachte 

Petition wurde 2009 von über 50000 Mitzeichnern online unterstützt. Es dauerte jedoch vier 

Jahre, bis das Parlament abschließend Stellung bezog: „Der auf den ersten Blick einnehmende 

Vorschlag […] erweist sich bei näherer Betrachtung als nicht realisierbare 

Wunschvorstellung.“1, heißt es unter anderem in der recht entschiedenen Ablehnung im Juni 

2013. Bei der folgenden Bundestagswahl kandidierte Wiest für die Piratenpartei, die einzige 

größere Partei, die das Grundeinkommen in ihr Wahlprogramm aufgenommen hatte. Auch 

hier blieb ein Erfolg aus. In Deutschland bleibt das Thema also weiterhin weitgehend 

unbeachtet. Ganz anders in der Schweiz: hier sammelte eine Eidgenössische Volksinitiative 

jüngst 130.000 Unterschriften und erreichte damit eine Volksabstimmung über die Einführung 

des Bedingungslose Grundeinkommens. Geplant ist diese für 2015/2016. Gut möglich, dass 

die bis dahin intensive Auseinandersetzung mit dem Thema in unserem Nachbarland auch den 

Diskurs hierzulande wieder belebt. 

 

 

3. Verschiedene Konzepte und ihre Finanzierung 

 

Diverse Entwürfe für ein Grundeinkommen gibt es in Deutschland bereits jetzt. Nicht alle 

sind komplett ausgearbeitet, nicht alle können tatsächlich als bedingungslos bezeichnet 

werden. Zum Teil ist die Auszahlung des Transfers doch an gewisse Voraussetzungen 

gekoppelt, zum Teil reicht die Höhe des angesetzten Betrags allein nicht zur Bestreitung des 

Lebensunterhalts. In letzterem Fall spricht das Netzwerk Grundeinkommen von einem 

partiellen Grundeinkommen. Die Grenzziehung liegt bei einer Höhe von 850 Euro pro Monat. 

„Diese ergibt sich aus der methodisch einwandfreien Anwendung der EVS [Einkommens- 

und Verbrauchsstichprobe der amtlichen Statistik]-Statistikmethode (ca. 550 Euro) plus 

durchschnittlich derzeit als angemessen anerkannte KdU [Kosten der Unterkunft und 

Heizung] (ca. 304 Euro).“ 2 Das Netzwerk bezeichnet diese Rechnung als konservativ und 

                                                 
1 Petitionsausschuss des Bundestags: 
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2008/_12/_10/Petition_1422.abschlussbegruendungpdf.pdf 
(aufgerufen am 07.01.2014) 
2 R. Blaschke: Grundeinkommen und Grundsicherungen – Modelle und Ansätze in Deutschland. 
https://www.grundeinkommen.de/content/uploads/2012/08/12-06-modelle-tabelle.pdf. S. 11 (aufgerufen am 
22.01.2014) 
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sieht zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 2012 eher einen Betrag von ca. 1050 Euro 

monatlich netto als tatsächlich existenz- und Teilhabe sichernd an, berücksichtigt in seiner 

tabellarischen Übersicht der Modelle aber auch ältere, entsprechend niedriger angesetzte 

Grundeinkommensmodelle. Dieser Kategorisierung möchte ich in meiner Darstellung folgen. 

Demzufolge findet beispielsweise das oben erwähnte Solidarische Bürgergeld Dieter Althaus’ 

hier keine Erwähnung, da es nur eine Höhe von 600 Euro vorsieht. Auch Vertreter, die bisher 

nur Eckpunkte eines Grundeinkommens ausgearbeitet haben, werden in folgendem Abschnitt 

nicht erwähnt. Hierzu gehört auch der Ansatz des hier schon häufig zitierten Vordenkers Götz 

Werner. 

 

 

3.1. Zwei Formen der Auszahlung: Sozialdividende und Negative Einkommenssteuer 

 

Grundsätzlich sind zunächst zwei Formen der Auszahlung des Grundeinkommens zu 

unterscheiden: Sozialdividende und Negative Einkommenssteuer. Im Fall der 

Sozialdividende wird das Grundeinkommen vor der steuerrechtlichen Überprüfung der 

Einkommen und Vermögen an alle Bürgerinnen und Bürger regelmäßig und gleichermaßen 

ausgezahlt. Dem gegenüber ist die Auszahlung des Grundeinkommens in Form einer 

Negativen Einkommenssteuer an die steuerrechtliche Überprüfung gekoppelt. Das 

Grundeinkommen wird also mit der Einkommenssteuerschuld verrechnet. Nur wer dann 

unterhalb einer gesetzlich festgesetzten Grenze liegt oder kein zu versteuerndes Einkommen 

hat, bekommt das Grundeinkommen als staatlichen Transfer ausgezahlt. Dieses Konzept birgt 

jedoch gewisse Risiken, die nicht im Sinne aller Grundeinkommensbefürworter sind. „Eine 

Negative Einkommenssteuer kann als Kombilohn und somit zu einer Ausweitung des 

Niedriglohnsektors benutzt werden. Niedrige Erwerbseinkommen werden dabei aus 

Steuermitteln subventioniert. Das gilt, wenn die Negativsteuer niedrig angesetzt ist und/oder 

wenn sie an Erwerbsarbeit bzw. an eine Arbeitsverpflichtung gebunden ist.“1 

Im Folgenden sollen nun sechs konkrete Konzepte kurz vorgestellt werden. Allen ist 

gemeinsam, dass sie erstens substituierend wirken. Das heißt, das Grundeinkommen ersetzt 

andere Sozialleistungen, wie beispielsweise Kindergeld, Sozialhilfe und Arbeitslosengeld. 

Mehrbedarfe für besonders Bedürftige können extra beantragt werden. Zweitens sehen alle 

Konzepte eine kostenlose Kranken- und Pflegeversicherung vor, wenn außer dem BGE kein 

weiteres Einkommen bezogen wird. Zunächst die Modelle von vier politischen Parteien: 

                                                 
1 Netzwerk Grundeinkommen (Hrsg.):  Kleines ABC des Grundeinkommens, AG SPAK Neu-Ulm 2012. S. 8 
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3.2. Parteipolitische Entwürfe 

 

Die Partei DIE LINKE  nennt ihr von Sozialdividenden-Konzept  Emanzipatorisches 

Grundeinkommen. Dem Parteiprogramm gemäß sieht es eine radikale Umverteilung des 

Reichtums von oben nach unten vor. Dementsprechend die Besteuerung von Sachkapital, 

Börsen- und Luxusgüterumsätzen. Der gesamte Finanzbedarf beliefe sich hier auf 829 Mrd. 

Euro. Die Höhe des Grundeinkommens pro Bürger mit Erstwohnsitz in Deutschland ist auf 

1050 Euro ab 16 Jahren, 500 Euro unter 16 Jahren festgesetzt. 

Das Grüne Grundeinkommen, ein Vorstoß der Jugendorganisation von Bündnis 90 / Die 

Grünen sieht einen Transfer in Höhe von 800 Euro für alle Volljährigen und 400 Euro für 

alle Minderjährigen vor. Berechtigt ist, wer seit mindestens vier Jahren in Deutschland lebt. 

Hier soll den Empfängern die Wahl zwischen Sozialdividende und Negativer 

Einkommenssteuer gelassen werden. Das Finanzierungskonzept ist noch nicht vollends 

ausgearbeitet. Fester Bestandteil sollte aber eine Konsumsteuer mit ökologischer 

Lenkungswirkung sein. 

Für die SPD ist in der Grundeinkommensdebatte vor allem der Regionalverband Rhein-Erft 

aktiv. 2010 veröffentlichte dieser seinen Entwurf vom Solidarischen Grundeinkommen in 

einer Höhe oberhalb der Armutsrisikogrenze. Diese liegt aktuell bei circa 1000 Euro. Diese 

Summe ist für Volljährige vorgesehen. Für unter 18-jährige sind 500 Euro veranschlagt. Die 

Auszahlung soll in Form einer Negativen Einkommenssteuer erfolgen. Der finanzielle Bedarf 

hierfür in Höhe von ca. 731 Mrd. Euro soll durch eine sogenannte Flat Tax (Einheitssteuer auf 

Einkommen) in Höhe von 50% gedeckt werden.  

Besonders forsch preschte die Piratenpartei mit ihrer Grundeinkommensidee voran und 

verankerte diese in ihrem Programm zur Bundestagswahl 2013. Das Solidarische 

Grundeinkommen sollten alle Menschen mit Hauptwohnsitz bzw. gewöhnlichem und 

rechtmäßigem Aufenthalt in Deutschland in einer Höhe von 900 Euro – davon 360 Euro 

Wohnkostenpauschale – in Form einer Negativen Einkommenssteuer beziehen können. Der 

finanzielle Gesamtbedarf beläuft sich auf 566 Mrd. Euro. Dieser soll vor allem durch eine Flat 

Tax von 50% gedeckt werden. 
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3.3. Parteiunabhängige Entwürfe 

 

2008 veröffentlichten parteiunabhängige Autoren zeitgleich ihre Grundeinkommensmodelle: 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre Lebenslagen, gebildet unter anderem aus der 

schon genannten Unabhängigen Erwerbsloseninitiative, nennt ihren Sozialdividenden-Ansatz 

Existenzgeld. Dieses Existenzgeld soll in Höhe von 1060 Euro monatlich unabhängig vom 

Alter an alle in Deutschland Lebenden gezahlt werden. Der errechnete Bedarf von 873 Mrd. 

im Kern durch eine Steuer von 50% auf alle Nettoeinkommen gedeckt werden.  

Matthias Dilthey, ein frei tätiger Grundeinkommensaktivist, der seine Ideen und Ansätze 

unter dem Projektnamen Jovialismus veröffentlicht, nennt sein Sozialdividenden-Konzept 

Emanzipatorisches Grundeinkommen. Berechtigter Personenkreis sind alle Menschen mit 

legalem Aufenthaltsstatus in Deutschland. Die monatliche Höhe richtet sich dabei nach dem 

durchschnittlichen Pro-Kopf-Bruttoeinkommen. 60% davon veranschlagt er als BGE-

Transfer. Bis zum Alter von 18 Jahren ist Diltheys BGE altergestaffelt und beträgt Stand 2012 

im Schnitt 500 Euro. Für Volljährige sieht er eine Höhe von 1100 Euro vor.  

 

Auf Details der Finanzierungskonzepte soll hier nicht weiter eingegangen werden. Jedoch soll 

der Aspekt der wegfallenden Sozialleistungen noch kurz genauer erläutert werden: im Jahr 

2010 gab die Bundesrepublik Deutschland für alle Sozialleistungen insgesamt 760,6 

Milliarden Euro aus.1 Rein rechnerisch wäre mit diesem Betrag ein Grundeinkommen in Höhe 

von 900 Euro pro Kopf bereits finanziert. Durch die Deckung der Mehrbedarfe von zum 

Beispiel Behinderten oder Pflegebedürftigen würden selbstverständlich noch einmal 

zusätzliche Kosten anfallen. Doch es stellt sich die Frage, ob nicht durch eine grundsätzliche 

Umgestaltung des deutschen Sozialsystems, selbiges durch Entbürokratisierung 

kostengünstiger aufgebaut werden könnte. Unser Finanzminister Wolfgang Schäuble selbst 

feuerte diese Debatte an, indem er gegenüber der Frankfurter Rundschau 2010 sagte, dass 

Deutschland „einschließlich der Sozialversicherungen etwa eine Billion Euro Sozialleistungen 

im Jahr [ausgibt]. Das sind im Durchschnitt 12.500 Euro pro Kopf der Bevölkerung. Da muss 

man die Frage stellen, ob wir die Effizienz unserer Sozialleistungen nicht verbessern 

können.“2 Nun ist dieses Statement noch lange keine Werbung für ein Grundeinkommen. 

Doch es verdeutlicht, dass auch in der Bundesregierung ein Reformbedarf gesehen wird. Des 

                                                 
1 Statistisches Bundesamt, 
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialbudget/Tabellen/SozialbudgetLeistu
ng2009_2010.html (aufgerufen am 10.02.2014) 
2 Wolfgang Schäuble in der Frankfurter Rundschau vom 13.02.2010, vgl. http://archiv-
grundeinkommen.de/schaeuble/Dr_Wolfgang_Schaeuble_MdB_12500_Euro.pdf (aufgerufen am 10.02.2014) 
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Weiteren führt uns dieser Punkt geradewegs zu den Argumenten der BGE-Befürworter und 

Gegner. 

 

 

4. Argumente für und gegen das Grundeinkommen 

 

4.1. Zwölf Argumente für die Einführung des BGE 

 

Das Bedingungslose Grundeinkommen wird, wie bereits dargestellt, als Kulturimpuls 

bezeichnet. Das heißt, es würde eine Vielzahl von Effekten auf sämtliche gesellschaftliche 

Bereiche haben. Dementsprechend umfassend sind auch die Argumente, die für seine 

Einführung sprechen. Ronald Blaschke vom Netzwerk Grundeinkommen begründet die 

Notwendigkeit des BGE mit zwölf Argumenten1, die im Folgenden genannt und erklärt 

werden sollen. 

Das Überflussargument: Erst im Januar dieses Jahres veröffentlichte die 

Entwicklungshilfeorganisation Oxfam seine neuesten Zahlen über die Wohlstandsverteilung 

weltweit2. Diese zeigen vor allem, dass menschliche Gesellschaften zwar noch nie so reich 

waren wie heute, aber zugleich nur eine verschwindend geringe Anzahl von Menschen an 

diesem Reichtum teil haben. So verfügt ein Prozent der Bevölkerung über fast die Hälfte des 

globalen Reichtums. Ein Grundeinkommen würde dagegen eine egalitäre Verteilung der 

finanziellen Mittel ermöglichen. Es wäre Ausdruck für den Wohlstand einer Gesellschaft, in 

der jeder frei von materiellen Zwängen leben kann. 

Das Arbeitsmarkt- und Einkommensargument: In der Einleitung zu dieser Arbeit wurde 

bereits dargelegt, dass unsere Wirtschaft immer produktiver wird. Hierzulande äußert sich das 

darin, dass immer weniger Menschen immer mehr schaffen. Das bedeutet aber gleichzeitig, 

dass es immer weniger Arbeitsplätze gibt. Nun aber hat Arbeit ihren Sinn historisch gesehen  

vor allem darin, durch Lohnerwerb die eigene Existenz zu sichern. Dieser Sinn wird 

zunehmend zum Unsinn, wenn es gar nicht mehr ausreichend Erwerbarbeitsplätze für Alle 

gibt. Ein Grundeinkommen böte die historische Chance, Arbeit und Einkommen zu 

entkoppeln und damit dem grundlegend veränderten Arbeitsmarkt gerecht zu werden. Georg 

Vorbruba legt diesen Aspekt in aller Ausführlichkeit und Klarheit dar und stellt zum Ende 

                                                 
1 Vgl. R. Blaschke:  Warum ein Grundeinkommen? Zwölf Argumente und eine Ergänzung. http://www.archiv-
grundeinkommen.de/blaschke/warum-ein-grundeinkommen.pdf (aufgerufen am 08.03.2014) 
2 Vgl. SPIEGEL ONLINE: http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/oxfam-studie-kluft-zwischen-armen-und-
reichen-waechst-a-944474.html (aufgerufen am 08.03.22014) 
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seiner Argumentationskette mit Blick auf die Sozialsysteme immerhin eine zunehmende 

Lockerung der Verknüpfung von Arbeit und Einkommen fest.1 Die Einführung eines BGE 

wäre nur der logische nächste Schritt auf dem Weg zu einer endgültigen Loslösung der 

Existenzsicherung durch Einkommen aus Lohnarbeit. 

Das Argument für Arbeiter, Unternehmer und deren Organisationen: Die immer größer 

werdende Kluft zwischen Angebot und Nachfrage von Arbeit hat zur Folge, dass 

Arbeitssuchende bei Verhandlungen mit dem Arbeitgeber zunehmend erpressbar werden, da 

sie sich in einem Konkurrenzkampf mit vielen anderen Arbeitssuchenden befinden und im 

Zweifelsfall – so sie denn die angebotene Stelle wollen – ihre Arbeitskraft zu sehr niedrigem 

Lohn anbieten müssten. Ein Grundeinkommen hingegen würde deren Verhandlungsposition 

entscheidend stärken. Denn für ihren Lebensunterhalt wäre dann bereits gesorgt. Sie müssten 

keine Arbeit zu untragbaren Bedingungen annehmen. „Für Unternehmen hieße es, 

Arbeitsplätze zu schaffen, in denen Menschen auch dann noch arbeiten wollen, wenn sie nicht 

mehr um jeden Preis müssen.“2 Können sie keine an sich attraktive Arbeit anbieten, müssten 

sie diese durch höhere Bezahlung aufwerten. Was sich zunächst anhört wie ein Nachteil für 

Unternehmen, sollte jedoch als Gewinn für sie wirken. Denn so könnten sie sich sicher sein, 

dass ihre Angestellten auch wirklich gerne für sie arbeiten. Die damit verbundene 

Eigenmotivation und Einsatzbereitschaft der Mitarbeiter sind „für die Unternehmen in einer 

wissens- und kreationsbasierten Gesellschaft überlebensnotwendig“, stellt auch Blaschke in 

seiner Darstellung fest. 

Das Arbeitszeitargument: Auch hier ist auf das immer geringer werdende Angebot von 

Erwerbsarbeit hinzuweisen. Ein möglicher Weg, dennoch möglichst viele Menschen in ‚Lohn 

und Brot’ zu bringen, ist die Verkürzung der gesetzlich festgesetzten Regelarbeitszeit von 40 

auf 30 Stunden, wie sie schon seit geraumer Zeit quer durch die Parteienlandschaft diskutiert 

wird. Jüngst ging außerdem Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig von der SPD mit 

dem Vorschlag an die Öffentlichkeit, zumindest für Eltern die Regelarbeitszeit zu verkürzen. 

Auf 32 Stunden pro Woche. Es haben jedoch nicht nur Eltern das Bedürfnis, zumindest 

zeitweise weniger zu arbeiten. Dieser Wunsch deckt sich mit den wirtschaftlichen 

Entwicklungen. Ein Grundeinkommen würde beiden Seiten gerecht werden und zugleich 

negativen Effekten traditioneller Arbeitszeitverkürzungen (vgl. Blaschke: 

Rationalisierungseffekte, Arbeitshetze/-verdichtung statt Neueinstellungen) entgegenwirken. 

                                                 
1 Vgl. hierzu G. Vobruba: Entkopplung von Arbeit und Einkommen. Das Grundeinkommen in der 
Arbeitsgesellschaft. 2., erweiterte Auflage. VS Verlag für Sozialwissenschaften, Wiesbaden 2007. S. 34. 
2 A. Goeler, G.W. Werner: Vom Sollen zum Wollen in oekom e.V. (Hrsg.): Anders arbeiten. oekom Verlag 
München 2011. S. 78. 
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Freiwillige Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit würden durch ein BGE genauso möglich 

werden, wie die Reduzierung des wöchentlichen Arbeitspensums und flexiblerer 

Arbeitszeiten, die sich beispielsweise nach dem Bedarf der angebotenen Tätigkeit richten.  

Das Integrations- und Sinnargument: Bisher war zumeist nur von Arbeit als Mittel zum 

Zweck die Rede. Allzu oft wird jedoch vergessen, dass Arbeit für das Individuum auch einen 

Sinn in sich hat. Die „Krise der Arbeit“, wie es Blaschke nennt, „hat(te) auch immer ihre 

nachweislichen subjektiven Seiten: schwindende Akzeptanz von Arbeitsinhalten, 

schwindende Sinn-, Integrations- und Identitätsstiftung durch (Erwerbs-/Lohn-)Arbeit.“ Hier 

seien vor allem Berufe genannt, die keinen unmittelbaren Beitrag zur Produktivität der 

Wirtschaft leisten. Also zum Beispiel Pflegeberufe oder künstlerisches Schaffen. Ein 

Grundeinkommen würde solche Tätigkeiten wieder aufwerten, da es sie bewusst 

subventionieren würde. Es wäre ein Wandel zur Tätigkeitsgesellschaft möglich, wie ihn schon 

die Philosophin Hannah Arendt in den 50er-Jahren voraussagte. Daran geknüpft ist der 

Glaube, „dass jeder Mensch ein Künstler ist“, wie es Joseph Beuys, selbst Künstler, 

formulierte. „Auch derjenige, der gar nichts kann, kann etwas. […] Man muss sich aber auch 

die Gesellschaftskörper so einrichten, dass der Mensch das vermag, dass irgendwelche 

Formen gelegt sind, dass der Selbst- oder Mitbestimmungscharakter der Menschen auch eine 

Chance zu wirken hat.“1 Ein Bedingungsloses Grundeinkommen würde einem solchen 

‚Gesellschaftskörper’ Rechnung tragen. 

Das Lohnarbeitsargument: Dieses Argument geht Hand in Hand mit dem vorangegangenen. 

„Lohnarbarbeit war und ist eine Tätigkeit unter dem Diktat eines fremden Willens 

(Profitunterordnung, Unterordnung unter Vorgesetzten/Hierarchie) und unter dem Diktat des 

Zwanges aus der existenziellen Not heraus. Sozialpartnerschaftliche und wohlfahrtsstaatliche 

Arrangements haben diesen Charakter der Lohnarbeit verdeckt.“2 Dabei ist das Arbeiten und 

Tätigsein Ausdruck, des „zutiefst menschlichen Streben nach Anerkennung, nach Status und 

Identität, nach Wirken, Werken und einander Messen“, wie es Blaschke beschreibt. Ein 

Grundeinkommen würde für eine Besinnung auf diese Aspekte der Arbeit sorgen. 

Das Argument der an Bedeutung gewinnenden ‚immateriellen’ Produktion: Mit Ende 

der Selbstversorgung wurde es zunehmend schwerer, den Beitrag des Einzelnen an der 

Produktion von Lebensmitteln und Gütern, beziehungsweise an der gesamten Wertschöpfung, 

zu messen. Die materielle Produktion ist heute „zunehmend wissens-, phantasie- und 

                                                 
1 Joseph Beuys zitiert nach P. Kelly: Über Joseph Beuys und die Zärtlichkeit in der Politik in: Klimawandel und 
Grundeinkommen. Verlag ANDREAS MASCHA, München 2008. S. 73 
2 R. Blaschke:  Warum ein Grundeinkommen? Zwölf Argumente und eine Ergänzung. http://www.archiv-
grundeinkommen.de/blaschke/warum-ein-grundeinkommen.pdf (aufgerufen am 08.03.2014). S. 2 
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kreativitätsbasiert“1, hat also einen großen immateriellen Anteil. An der Entstehung eines 

einzigen Produkts wirkt dank komplexer Arbeitsteilung eine Vielzahl von Menschen mit. Das 

macht deutlich: „Menschliche Arbeit kann man nicht messen, sondern mittels eines 

Einkommens ermöglichen. Der Mensch muss leben können, damit er arbeiten kann.“2 Ein 

Grundeinkommen wäre somit die logische Konsequenz der Entkopplung von 

gesamtgesellschaftlicher Wertschöpfung und individueller Arbeitsleistung. 

Das Argument für einen neuen Sozialstaat: „Die kollektiven Sicherungssysteme sind […] 

vorwiegend erwerbsarbeitszentrierte, beitragsfinanzierte Sozialleistungen“3. Arbeitslosigkeit 

wird geradezu mit Kriminalität gleichgesetzt. Anders ist nicht zu erklären, dass 

Arbeitssuchende Sanktionen hinnehmen müssen, wenn sie eine ihnen angebotene Arbeit nicht 

annehmen wollen. Faktisch herrscht also neben der sowieso schon bestehenden 

Diskriminierung und Stigmatisierung von (Erwerbs-)Arbeitslosen ein Arbeitszwang und 

darüber hinaus ein Zwang zur Offenlegung sämtlicher privater Angelegenheiten, der dem 

Verständnis von Privatsphäre im 21. Jahrhundert nicht mehr gerecht wird. Diese 

Ausgestaltung des Sozialstaats gilt es vor allem dann in Frage zu stellen, wenn die 

lebenslange Vollzeiterwerbstätigkeit mehr und mehr die Ausnahme darstellt. „Ein 

Grundeinkommen begründet einen Sozialstaat, das den Bürgerinnen und Bürgern eine 

menschenwürdige, eigenverantwortliche und repressionsfreie Lebensführung ermöglicht.“4 

Das Demokratieargument: Auch dieser Punkt wurde bereits angeschnitten. Ein 

Grundeinkommen könnte in Zeiten von zunehmender Politikverdrossenheit einen Impuls für 

die Demokratie darstellen. Denn Existenzängste bergen für unser auf Einmischung und 

Mitbestimmung ruhendem politischen System zweierlei Risiken: zum einen wenden sich 

Betroffene frustriert von der Politik ab, weil sie sich von ihr im Stich gelassen fühlen. Zum 

anderen können sie zur Bildung von demokratie- und toleranzfeindlichen Überzeugungen und 

Aktivitäten in allen Schichten der Bevölkerung“5 beitragen. Der Fakt, dass die 

Wahlbeteiligung in bildungsfernen, sozial und materiell schwachen Schichten signifikant 

niedriger ist als in bildungsnahen, wohlhabenden Kreisen, stützt dieses Argument für das 

Grundeinkommen. 

Das Bürokratieargument: Das Grundeinkommen würde – wie in Abschnitt 3 dieser Arbeit 

beschrieben – eine ganze Reihe von Sozialtransfers in sich vereinigen. Das trägt nicht nur zur 

                                                 
1 Vgl. ebd. 
2 A. Goeler, G.W. Werner: Vom Sollen zum Wollen in oekom e.V. (Hrsg.): Anders arbeiten. oekom Verlag 
München 2011. S. 77. 
3 D. Eichler: Armut Gerechtigkeit und Soziale Grundsicherung. Westdeutscher Verlag, Wiesbaden 2001. S. 149. 
4 Vgl. R. Blaschke:  Warum ein Grundeinkommen? Zwölf Argumente und eine Ergänzung. http://www.archiv-
grundeinkommen.de/blaschke/warum-ein-grundeinkommen.pdf (aufgerufen am 08.03.2014). S. 2 
5 Vgl. ebd. 
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Finanzierung des Grundeinkommens bei, sondern auch zum Abbau von staatlicher 

Bürokratie, die mittlerweile derartige Auswüchse angenommen hat, dass z.B. auf EU-Ebene 

eine Kommission zum Abbau selbiger installiert wurde. Wie in vielen anderen Bereichen, in 

denen bereits ein Problembewusstsein besteht, würde das Grundeinkommen auch hier einen 

entscheidenden Beitrag zur Verbesserung leisten. 

Das Mußeargument: Muße scheint etwas zu sein, was den Menschen in einem globalen, 

kapitalistischen System abhanden gekommen ist. Der Einzelne kann sich der zunehmenden 

Beschleunigung des Lebens meist gar nicht aus eigener Kraft entziehen. Das fängt in der 

Schule mit dem achtjährigen Gymnasium an, geht mit komprimierten Bachelorstudiengängen 

weiter, führt zum ständigen Produktivitätsdiktat der Wirtschaft und dem damit verbundenen 

verantwortungslosen Verbrauch von Ressourcen und endet im Freizeitverhalten. Gar bei der 

Buchung von Reisen wird einem suggeriert, man müsse in kurzer Zeit möglichst viele 

Sehenswürdigkeiten besichtigen. Das hat nicht nur fatale Auswirkungen für die Umwelt, 

sondern birgt auch große gesundheitliche Risiken für jeden Einzelnen, wie die zunehmende 

Zahl von Burnout-Fällen zeigt. „Ein Grundeinkommen schafft Voraussetzungen für Muße 

und Besinnung, d.h. für eine lebensförderliche Entschleunigung und Kreativität individueller 

und gesellschaftlicher Prozesse.“1 

Das ethische Argument: In Mangelgesellschaften galt (angeblich) die Logik, die schon in 

der Bibel Erwähnung fand: „Wer nicht arbeiten will, der soll auch nicht essen.“2. Was dort auf 

eine sehr spezielle Situation bezogen und nicht grundsätzlich gemeint war, wie Götz Werner 

darlegt3, wird heute häufig als Rechtfertigung für den Zwang zur Lohnarbeit herangezogen. 

Doch in einer Überflussgesellschaft wie der unseren ist diese Logik nicht mehr haltbar. Und 

selbst dort, wo es noch einen Mangel gibt, scheint es nicht gängige Praxis zu sein, faule 

Menschen verhungern zu lassen. So zeigen Beobachtungen von indigenen Völkern, dass auch 

Stammesmitglieder, die wenig bis gar nichts zu deren Erhalt beitragen, von der Gemeinschaft 

mit ernährt werden. Davon ganz abgesehen ist auch eine Haltung denkbar, in der man 

Menschen, die von ihrem Recht auf Arbeit nicht Gebrauch machen, moralisch und materiell 

entschädigt statt verurteilt. Denn diese Menschen ermöglichen es anderen, eine Lohnarbeit zu 

ergreifen und tragen zudem durch die damit verbundene Selbstbeschränkung ihrer 

Konsummöglichkeiten zum Schutz natürlicher Ressourcen bei.4 

 

                                                 
1 Vgl. R. Blaschke:  Warum ein Grundeinkommen? Zwölf Argumente und eine Ergänzung. http://www.archiv-
grundeinkommen.de/blaschke/warum-ein-grundeinkommen.pdf (aufgerufen am 08.03.2014). S. 2 
2 Zweiter Brief des Apostel Paulus an die Thessalonicher 3,10 
3 Nachzulesen bei G.W. Werner: Einkommen für Alle, 1. Auflage. Bastei Lübbe, Bergisch Gladbach 2008. 
4 Vgl. F. Reheis: Entschleunigung. Abschied vom Turbokapitalismus. Goldmann Verlag München 2006. S. 252 
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Diese eben genannten Argumente für die Einführung eines BGE hängen jedoch mit einem 

positiven Menschenbild zusammen oder haben vor allem für Skeptiker einen sehr normativen 

Charakter. Daher sollen im Folgenden auch die Bedenken und Kritikpunkte am 

Grundeinkommen Erwähnung finden, ohne dabei mögliche Antworten der Befürworter 

auszuführen. Diese können in den Veröffentlichungen des Netzwerks Grundeinkommen 

nachgelesen werden.1 

 

 

4.2. Bedenken gegenüber der Grundeinkommensidee 

 

Der Großteil der Kritikpunkte rührt von unterschiedlichen Gerechtigkeitsvorstellungen her. 

So halten es viele Menschen, auch Philosophen, für ungerecht, dass mit einem 

Grundeinkommen ein ‚leistungsloses’ Leben gefördert werden würde. Wieso sollen hart 

arbeitende Menschen den Lebensunterhalt von Menschen finanzieren, die nicht gewillt sind, 

selbst etwas zum Funktionieren der Gesellschaft beizutragen? Auf der anderen Seite wird aber 

auch kritisiert, dass selbst Menschen, die bereits sehr reich sind – egal ob zum Beispiel dank 

eines großen Erbes oder dank ihres Arbeitsfleißes – das Grundeinkommen beziehen würden. 

Weiter wird vermutet, dass sich vor allem Menschen mit kleinerem Einkommen aus dem 

Arbeitsmarkt zurückziehen und am Ende nicht mehr genug Arbeitskraft zur Verfügung steht. 

Dadurch könnte je nach Steuersystem in letzter Konsequenz das Grundeinkommen selbst 

gefährdet werden. Auch das wäre wiederum denen gegenüber, die zur Finanzierung des BGE 

beitragen, nicht gerecht. Die Frage nach der Zuwanderung in das deutsche Sozial- 

beziehungsweise Grundeinkommenssystem ist eine weitere, die Skeptiker für nicht 

ausreichend beantwortet halten und in der sie die Nichtvereinbarkeit mit geltenden 

Gerechtigkeitsprinzipien sehen. Ganz zentral ist außerdem das Anreizargument: Für bereits 

im Berufsleben Stehende der Anreiz überhaupt zu arbeiten, vor allem aber der Anreiz, auch 

eher unangenehme Tätigkeiten als Beruf auszuüben. Hier fällt immer wieder die Frage, wer 

denn dann noch die Drecksarbeit mache. Auf Schüler bezogen wird befürchtet, dass es 

Jugendliche nicht mehr für nötig erachten, sich in der Schule anzustrengen und Zeit und 

Energie in ihre Ausbildung zu investieren, wenn ihnen einmal bewusst ist, dass sie für ihren 

Lebensunterhalt nichts zu tun brauchen. Daran knüpft die Frage an, ob gerade Jugendliche, 

aber auch Erwachsene mit diesen finanziellen Möglichkeiten umzugehen wissen. Können sie 

außerdem überhaupt mit dem ungeheuren Maß an Freiheit umgehen? Ist nicht zu befürchten, 
                                                 
1 z.B. https://www.grundeinkommen.de/die-idee/fragen-und-antworten oder in Netzwerk Grundeinkommen 
(Hrsg.): Kleines ABC des Grundeinkommens, AG SPAK Neu-Ulm 2012. S. 14-37 
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dass ein Grundeinkommen einen konsumorientierten Lebensstil befördert? Dies wiederum 

hätte fatale Folgen für Umwelt und Gesundheit, bemerken Kritiker.  

Was als Argument für das Grundeinkommen verwendet wird, sehen Skeptiker eher als 

Gefahr: das Möglichwerden von anderen Arbeitsformen. Während Befürworter hier eine 

Aufwertung durch das BGE annehmen, befürchten Skeptiker, dass freiwillige Tätigkeiten zu 

Arbeiten zweiter Klasse verkommen könnten. Ähnlich verhält es sich mit dem Argument, 

dass Arbeitnehmer in Verhandlungen gegenüber dem Arbeitgeber emanzipiert werden: Für 

letztere wäre damit ein erhöhter Aufwand verbunden. Außerdem sehen sie hier die Gefahr, 

dass Arbeitssuchende Ansprüche stellen, die sie nicht erfüllen können. Des Weiteren halten 

Kritiker es für wahrscheinlich, dass Personengruppen, die ohnehin schon einen erschwerten 

Zugang zum Arbeitsmarkt haben, erst recht von der Gesellschaft abgekoppelt würden. Durch 

die nicht mehr nötige oder mögliche Auseinandersetzung mit der Arbeitswelt und deren 

zugehörigen gesellschaftlichen Institutionen könnten sie sich in die soziale Isolation 

zurückziehen, ohne es zu wollen. Die grundlegende Veränderung des Sozialstaats birgt 

außerdem die Gefahr, dass eben solche Menschen, die Hilfe und Begleitung brauchen, einfach 

mit dem Grundeinkommen abgespeist, statt tatsächlich unterstützt werden. Seltener sehen 

Kritiker in der Einführung des BGE die Kapitulation des Staates vor der 

Massenarbeitslosigkeit, beziehungsweise die Möglichkeit, sich vor der (Mit-)Gestaltung des 

Arbeitsmarktes zu drücken, also Verantwortung abzugeben. 

Zentral aber sind natürlich die Bedenken hinsichtlich der Finanzierung und überhaupt der 

politischen Machbarkeit. In Zeiten eines Politikstils der kleinen Schritte erscheint die 

Umsetzung einer so umfassenden Idee, wie der des Grundeinkommens, utopisch. Dass 

außerdem überhaupt die finanziellen Mittel für die Umsetzung vorhanden sind, wird 

bezweifelt. Wird außerdem mehr Geld in Umlauf gebracht, ist die Gefahr der Inflation der 

nächste Punkt, den es zu klären gilt. 

Ganz unabhängig davon, auf welcher Grundlage all diese Kritikpunkte basieren, tragen sie 

dazu bei, die Grundeinkommensidee zu Ende zu denken. So manche Frage hat sich der eine 

oder andere Optimist noch nicht gestellt. Doch auf all diese Fragen müssen Antworten 

gefunden werden, wenn für die Machbarkeit des BGE geworben wird. 

Die vorliegende Arbeit dient im Folgenden vor allem der Auseinandersetzung mit den 

Aspekten Arbeit, Beruf und Bildung und den neuen Herausforderungen und Chancen, die sich 

bei Einführung des Grundeinkommens für die Gesellschaft ergeben würden. 

 

 



 24 

Kapitel 2: Arbeit, Beruf und Berufswahlverhalten 

 
1. Begriffliche Vorklärungen: Arbeit und Beruf im Wandel der Zeit 

 

Um das Potential des Bedingungslosen Grundeinkommens für menschliche Arbeit und 

Berufswahlverhalten einschätzen zu können, gilt es zunächst, die Begriffe der Arbeit und des 

Berufs als solche genauer unter die Lupe zu nehmen. Dabei wird deutlich, dass es den 

Arbeitsbegriff gar nicht gibt. Dementsprechend ist es auch schwer zu sagen, wie sich das 

Verständnis von Arbeit durch ein BGE verändern könnte. Denn von welchem Verständnis 

geht man aus? 

 

 

1.1. Der Arbeitsbegriff 

 

Wenn man als Laie wissen will, wie Arbeit definiert wird, fragt man heutzutage am besten 

Wikipedia und ist nach dem Lesen der aufgerufenen Seite1 in etwa so schlau wie vorher. So 

definiert die Betriebswirtschaftslehre Arbeit grundlegend anders („Komponente der 

Produkterzeugung und ein Produktionsfaktor“) als die Philosophie („das bewusste 

schöpferische Handeln des Menschen“). Die Sozialwissenschaften haben wieder ein anderes 

Verständnis („bezahlte Erwerbstätigkeit und unbezahlte Reproduktionsarbeit“), ebenso die 

Volkswirtschaftslehre („einer der Produktionsfaktoren in menschlichen Gesellschaften“). Der 

geneigte Internetznutzer gibt so dann in die Suchmaschine ein: ‚umfassende Definition von 

Arbeit’ und findet dabei nicht gerade viel, aber immerhin etwas. So steht auf den Seiten des 

europäischen Zentrums für Arbeitnehmerfragen folgende Textpassage: „Es wurde deutlich, 

dass eine neue, umfassende Definition von Arbeit notwendig ist. Eine Definition von Arbeit, 

die von der Gleichwertigkeit der verschiedenen Formen von Arbeit (Erwerbsarbeit, Privat- 

bzw. Eigenarbeit und gemeinwesenbezogener Arbeit) ausgeht. Wachstum und Beschäftigung 

können und dürfen nicht das Maß aller Dinge sein.“2 Gemeint ist also eine Definition, die 

berücksichtigt, dass Arbeit zum Einen ihren Sinn in sich hat, also schöpferisches Handeln des 

Menschen ist. Zum Anderen ist Arbeit aber auch ein wichtiger Reproduktionsfaktor für die 

                                                 
1 http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeit (aufgerufen am 09.03.2014) 
2 http://www.eza.org/veroeffentlichungen/projektberichte/strukturelle-herausforderungen-auf-dem-
arbeitsmarkt/soziales-europa-wohin-herausforderungen-durch-prekaere-arbeit-und-working-poor/ (aufgerufen 
am 09.03.2014) 
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Gesellschaft. Man denke an Kindererziehung, Ehrenamt in Vereinen und so weiter. Und zu 

guter letzt ist Arbeit ein Wirtschaftsfaktor, der zur Produktion von Gütern beiträgt, Kosten 

verursacht und Indikator für den Wohlstand einer Gesellschaft ist. Vorangegangenes Zitat legt 

nahe, dass heutzutage in einer hochproduktiven, kapitalorientierten Gesellschaft vor allem 

letzteres als Arbeit bezeichnet wird. Wird diese Annahme in der wissenschaftlichen Literatur 

bestätigt? Manfred Füllsack nähert sich dieser Frage auf ähnliche Weise, in dem er fragt, ob 

das Schreiben seines vorliegenden Buches denn auch als Arbeit zähle.1 Bei der Beantwortung 

dieser Frage bezieht er sich zunächst auf Alltagsvorstellungen von Arbeit und stellt dabei fest: 

„Ihnen gemäß umfasst Arbeit also diejenigen Aktivitäten, für die wir, weil wir sie 

offensichtlich nicht freiwillig tun, entlohnt werden.“2 Neben seiner Autorentätigkeit findet er 

so dann aber noch viele weitere Tätigkeiten, die Mühe machen, aber diesem 

Alltagsverständnis zur Folge nicht als Arbeit bezeichnet werden können. Betrachtet man 

Arbeit als „Folge bewussten Handelns aufgrund einer Handlungseinsicht (Motivation)“3, 

ergibt sich schon ein anderes Bild. „Elementarster Anlass ist die Einsicht in die 

Notwendigkeit der Existenzsicherung“4, sie ist aber auch „Mittel zur Gestaltung seiner Welt.“ 

5 Unter menschlicher Arbeit  ist demnach all das zu „verstehen, was der Mensch zur 

Erhaltung seiner eigenen Existenz oder der Existenz der Gesellschaft tut, soweit es von der 

Gesellschaft akzeptiert und honoriert wird.“6. An dieser Stelle zeigt sich gewisses 

Diskussionspotential. Denn zwischen Honorieren und Beitrag zum Erhalt der Gesellschaft 

besteht nur allzu oft eine große Diskrepanz. Man denke an Kindererziehung, 

Hausfrauentätigkeit, politisches Engagement und vieles mehr. Doch wie bereits festgestellt, 

wird Arbeit derzeit meist mit Erwerbsarbeit gleichgesetzt. Diese kann selbstständig, also als 

Unternehmer, Handwerker, Freiberufler etc. geleistet werden oder – häufiger – in einem 

abhängigen Beschäftigungsverhältnis. Abhängig ist Arbeit auch im Sinne des Angebots. 

Erwerbsarbeit kann also nur da geleistet werden, wo sie gebraucht wird, ist demnach auch als 

Ware zu verstehen. Dabei ist nicht jede Arbeit auch in diesem Sinne verwertbar. An dieser 

Stelle kommt der Berufsbegriff ins Spiel. 

 

 

                                                 
1 M. Füllsack: Leben ohne zu arbeiten. Zur Sozialtheorie des Grundeinkommens. AVINUS Verlag, Berlin 2002. 
S. 13-15 
2 Vgl. ebd. S. 13 
3 O. Struck in Arbeit: Grundlagen der Ergonomie 1- Vorlesung im Wintersemester 2012/13 an der Otto-
Friedrich-Universität Bamberg 
4 Vgl. ebd. 
5 Vgl. ebd. 
6 W. Hacker zitiert nach O. Struck, vgl. ebd. 
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1.2. Der Berufsbegriff 

 

„„Expertise“ als eine Art „Eigenkapital“, über welches der Mensch selbstständig verfügen 

kann und lebenslange Ausübung des einmal erlernten Berufs“1, sind kennzeichnend für einen 

traditionellen Berufsbegriff. Dieser ist bereits auf Berufe im Mittelalter anwendbar: Man 

erlernte ein Handwerk, wurde somit Experte auf einem Gebiet und blieb diesem sein Leben 

lang treu. Entscheidende Prägung erhielt das Berufsverständnis dann wie erwähnt durch 

Martin Luther. Hatte man in der mittelalterlichen Ständelehre noch zwischen innerem und 

äußerem Beruf unterschieden, fasste Luther diese Aspekte zusammen, „weil für ihn Christen 

bei jeder Tätigkeit einer inneren und äußeren Berufung folgten. Diese innere Tätigkeit mache 

jede Tätigkeit, auch die in der Familie, zum Beruf.“ 2 Durch dieses Verständnis wurden 

körperliche Tätigkeiten gegenüber spirituellen, geistlichen aufgewertet. Auch trug es dazu bei, 

dass das Handeltreiben mit Gütern an Bedeutung gewann. „Der Merkantilismus mit seinem 

Streben nach Gewinn und Reichtum trägt zu einer weiteren ökonomischen Orientierung des 

Berufsgedankens bei. Der Geist der Aufklärung bewirkt eine Individualisierung, 

Rationalisierung und auch eine Säkularisierung der bisher sozial, traditional und religiös 

gebundenen Berufsidee.“3 Die französische Revolution leitete sodann die Auflösung der 

Ständegesellschaft ein. Mit ihr wurde das Recht auf freie Berufswahl verfasst. „Nun soll jeder 

Mensch seiner Neigung gemäß seinen Beruf wählen und erlernen können.“4 Dies hat auch zur 

Folge, dass der Ort der Arbeit zunehmend vom Ort des Lebens getrennt wird. Durch die 

Industrialisierung und der mit ihr einhergehenden zunehmenden Arbeitsteilung wird diese 

Entwicklung verstärkt. Gleichzeitig „[verlieren] alte, angesehene Berufe durch die 

Konkurrenz mit der industriellen Massenproduktion ihre Lebensgrundlage, neue traditionslose 

Berufe entstehen.“5 Erstmals in der Geschichte ist es kein Ausnahmefall, dass man sich 

beruflich umorientieren muss. Der einleitend vorgestellte traditionelle Berufsbegriff ist hier 

nicht mehr haltbar. Von Beruf im Sinne einer Tätigkeit, zu der man sich nach dem 

lutherischen Gedanken berufen fühlt und die man sein Leben lang ausübt, kann nicht mehr die 

Rede sein. Beruf setzt immer auch die Möglichkeit, damit seinen Lebensunterhalt verdienen 

zu können voraus. So definiert das Statistische Bundesamt Beruf heute als „auf Erwerb 

gerichtete, charakteristische Kenntnisse und Fertigkeiten sowie Erfahrungen erfordernde und 

                                                 
1 G. Mikl-Horke: Organisierte Arbeit: Einführung in die Arbeitssoziologie. Oldenbourg Verlag, München 1984. 
S. 78. 
2 http://de.wikipedia.org/wiki/Beruf (aufgerufen am 16.03.2014) 
3 G. Mikl-Horke: Organisierte Arbeit: Einführung in die Arbeitssoziologie. Oldenbourg Verlag, München 1984. 
S. 77. 
4 Vgl. ebd. 
5 Vgl. ebd. 
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in einer typischen Kombination zusammenfließende Arbeitsverrichtungen, durch die der 

Einzelne an der Leistung der Gesamtheit im Rahmen der Volkswirtschaft mitschafft“1. Der 

Aspekt der Dauerhaftigkeit findet hier keine Berücksichtigung mehr, ist aber 

verfassungsrechtlich verankert. Demnach ist Beruf „jede auf Dauer berechnete und nicht nur 

vorübergehende, der Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage dienende Betätigung.“2 

In diesem Punkt ist der Begriff ‚Job’ von Beruf abzugrenzen. „Job ist eine temporäre, 

kurzfristige Tätigkeit ohne innere Beziehung und Verantwortung zur Tätigkeit, eine 

Gelegenheitsarbeit.“3 

 

 

2. Berufswahl in der kapitalistischen Gesellschaft 

 

In Artikel 12 des Grundgesetzes ist die Freiheit der Berufswahl verankert. Im Rahmen der 

begrifflichen Klärung wurde aber bereits deutlich, dass eine Berufswahl rein unter den 

Aspekten von Neigung und Eignung nicht mehr möglich ist. So wird in der Fachliteratur 

häufig von Berufszuweisung aufgrund einer Vielzahl von Einflüssen gesprochen4.  

Es sind zwei grundlegende Arten von auf die Berufswahl wirkenden Faktoren zu 

unterscheiden: endogene und exogene. Ich folge hier einer Darstellung von Karoline 

Hentrich5. Demnach sind endogene Faktoren „die individuellen psychischen und physischen 

Eigenschaften des Berufswählers […] welche sich mit der Zeit ausprägen oder unterwickelt 

bleiben und [sich] selektierend auf die Berufswahlalternativen auswirken.“6 Exogene 

Faktoren charakterisieren sich dadurch, dass sie nicht beeinflusst werden können. Sie wirken 

von außen als Rahmenbedingungen auf das Individuum und schränken die 

Berufswahlalternativen ebenfalls ein. Im Folgenden sollen diese Faktoren erläutert werden. 

Besonderes Augenmerk liegt dabei auf den Berufswahlmotiven, einer Kategorie der 

endogenen Wirkfaktoren. Diese sollen im weiteren Verlauf auf ihr Veränderungspotential bei 

Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens untersucht werden. 

 

                                                 
1 Statistisches Bundesamt Stuttgart (Hrsg.), Klassifizierung der Berufe. Personensystematik. Systematisches und 
alphabetisches Verzeichnis der Berufsbenennungen, Stuttgart 1992, S. 15. 
2 http://www.bundestag.de/dokumente/datenhandbuch/03/03_11/index.html#ftn4 (aufgerufen am 16.03.2014) 
3 http://de.wikipedia.org/wiki/Beruf (aufgerufen am 16.03.2014) 
4 Vgl. hierzu z.B. G. Mikl-Horke: Organisierte Arbeit: Einführung in die Arbeitssoziologie. Oldenbourg Verlag, 
München 1984. S. 79f 
5 K. Hentrich: Einflussfaktoren auf die Berufswahlentscheidung Jugendlicher an der ersten Schwelle. Eine 
theoretische und empirische Analyse in Frommberger, D. (Hrsg.): Magdeburger Schriften zur Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik, Heft 1, Jg. 2011. Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. 
6 Vgl. ebd. S. 33 
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2.1. Exogene Wirkfaktoren 

 

Bereits erwähnt wurde als Faktor der Wandel der Wirtschaftsstruktur und daraus resultierend 

auch eine Veränderung der Berufsstruktur. „Mit der Entstehung der industriellen Fertigung 

entwickelten sich neue technische Tätigkeitsfelder, die viele traditionelle Berufe überflüssig 

werden ließen. Somit änderte sich auch das Tätigkeitsspektrum vieler Berufe, bedingt durch 

die Einführung der Automatisierung und Arbeitsteilung.“1 Dieser Wandel wirkt auch auf das 

Ansehen verschiedener Berufe – ein weiteres Kriterium für die Berufswahl. Im 

Zusammenhang mit der Wirtschaftslage steht auch der Arbeits- und Ausbildungsmarkt. In den 

Medien wird dabei meist der Eindruck erweckt, dass Wirtschaftswachstum und 

Stellenangebot im Gleichschritt marschieren. Tatsächlich besteht hier auch ein 

Zusammenhang. „Bei steigendem Wachstum der Wirtschaft ist der Anstieg an Erwerbstätigen 

jedoch unterproportional.“2 Ursache dafür ist, dass ein Großteil der Produktion und damit der 

Wirtschaftsleistung von Maschinen geleistet wird. Menschliche Arbeitskraft wird also 

zunehmend für Tätigkeiten fernab der Fertigung freigesetzt. 

Weiter lassen sich regionale Unterschiede bei der Berufswahl feststellen. So bieten ländliche 

Gegenden eine geringere Auswahl an Berufen als Großstädte. Immer noch von großer 

Bedeutung ist das Mitwirken der Eltern: Sie „haben eine Doppelfunktion, die sich darin 

äußert, dass sie über Erwartungen und Ratschläge direkt und über die Vorbildfunktion ihrer 

eigenen Berufstätigkeit indirekt Einfluss auf die Berufswahl ihrer Kinder nehmen.“3 

Dementsprechend sind auch „Die Kenntnisse der Berufswähler […] stark von den 

Erfahrungen und Vorstellungen der Eltern über die Berufswelt geprägt.“4 Da diese sehr 

subjektiv sind, ist es sehr wahrscheinlich, dass die Kinder häufig kein sehr reflektiertes Bild 

von der Arbeitswelt vermittelt bekommen und dadurch Berufe ausschließen, die vielleicht 

sogar ihren Interessen und Fähigkeiten entsprechen würden. Ähnlich verhält es sich, 

betrachtet man das Wirken der Peer-Groups. Sie unterstützen durch das Vermitteln von 

Normen und Werten „zum einen die Entwicklung von Vorstellungen und Erwartungen über 

                                                 
1 K. Hentrich: Einflussfaktoren auf die Berufswahlentscheidung Jugendlicher an der ersten Schwelle. Eine 
theoretische und empirische Analyse in Frommberger, D. (Hrsg.): Magdeburger Schriften zur Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik, Heft 1, Jg. 2011. Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. S. 37 
2 Vgl. ebd. S. 38 
3 Vgl. ebd. S. 42 
4 Vgl. ebd. S. 41 
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Berufe und bieten andererseits eine Rückzugsmöglichkeit bei zu hohem Erwartungsdruck von 

Seiten der Erwachsenenwelt.“1 

Abhängig ist die Berufswahl außerdem von den Faktoren Migrationshintergrund und – 

selbstverständlich – Schule. Auch hier nehmen Eltern großen Einfluss. Denn meist sind es sie, 

die nach der Grundschulzeit ihres Kindes die Entscheidung über den Besuch einer 

weiterführenden Schule treffen. Die Schullaufbahn determiniert in ganz wesentlichem Maße, 

welche Wahlmöglichkeiten die Absolventen später einmal haben. Daher spricht man hier 

auch von der Selektionsfunktion2 der Schule. Von Chancengleichheit kann hier also nur 

bedingt die Rede sein. Einwänden, man könne auf dem zweiten Bildungsweg ja noch alles 

nachholen, ist zu begegnen, dass eine Weiterbildung stets mit Risiken verbunden sind. Diese 

sind finanzieller, aber auch v.a. durch eine zeitliche Mehrbelastung, privater Natur. 

Auch der Migrationshintergrund hat eine selektierende Wirkung. So stellten Beicht und 

Granato fest, dass schon „durch die bloße Realität des Migrationshintergrunds eine 

Benachteiligung bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz festzustellen“3 ist. Friedlich 

beziffert die Chance Jugendlicher ohne Migrationshintergrund, einen Ausbildungsplatz zu 

bekommen, auf 66,9%4 höher als bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund. 

Es wird also ersichtlich, dass die Berufswahl in erheblichem Maße durch einer Vielzahl von 

äußeren Faktoren beeinflusst wird, so dass man kaum von einer freien, intrinsisch motivierten 

Wahl des beruflichen Ausbildung sprechen kann. Was sind nun aber die endogenen auf die 

Berufswahl wirkenden Faktoren? 

 

 

2.2.  Endogene Wirkfaktoren, insbesondere Berufswahlmotive 

 

Hentrich zählt hierzu Alter und Geschlecht. Es wird deutlich, dass der Beruf schon in früher 

Kindheit eine große Rolle spielt. „Von den 6- bis 8-jährigen Kindern haben 84% einen 

Traumberuf.“5 Hier lässt sich eine geschlechtsspezifische Fokussierung erkennen, die sich – 

wenn auch in abnehmendem Maße – häufig bis zur tatsächlichen Berufswahl erhält. 

Selbstverständlich verändert sich im Lauf der Jahre der Berufswunsch von Kindern. Fakt ist 

aber, dass hier schon sehr früh eine Auseinandersetzung stattfindet. Die tatsächliche 

                                                 
1 K. Hentrich: Einflussfaktoren auf die Berufswahlentscheidung Jugendlicher an der ersten Schwelle. Eine 
theoretische und empirische Analyse in Frommberger, D. (Hrsg.): Magdeburger Schriften zur Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik, Heft 1, Jg. 2011. Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. S. 44 
2 Vgl. ebd. S. 45 
3 Vgl. ebd. S. 44 
4 Vgl. ebd. 
5 Vgl. ebd. S. 33 



 30 

Entscheidung für einen Beruf benötigt eine gewisse Reife. Diese sogenannte Berufswahlreife 

wird häufig insbesondere Haupt- bzw. Mittelschulabsolventen abgesprochen, da diese zum 

Zeitpunkt ihres Abschlusses in der Regel gerade einmal 15 Jahre alt sind und sich aber bereits 

mit 14 bewerben, also für zumindest eine Ausbildungsrichtung entscheiden müssen. 

Eine nicht unerhebliche Rolle spielen auch Vorbilder. Entsprechen deren 

Persönlichkeitsstrukturen weitestgehend den eigenen, findet eine positive Identifizierung statt, 

da Vorbilder „bereits realisiert haben, was man selbst noch erreichen möchte.“1 

Ein weiterer Faktor ist die Eignung: „der Gleichklang objektiver Berufsanforderungen [und]  

subjektiver Berufsvoraussetzungen“2. Letztere umfassen Intelligenz, Fähigkeiten und 

Neigungen, welche wiederum als eigener endogener Faktor gesehen werden. „Neigungen 

können als Bündel von Motiven, die sich im Interesse für einen Beruf bzw. eine Berufsgruppe 

äußern, aufgefasst werden.“3 Ein Produkt, unter anderem der Neigungen, ist der 

Wunschberuf. Durch die Einbeziehung diverser anderer Faktoren, wie zum Beispiel das 

Informationsniveau über einen Beruf und die schulische Qualifikation, wird dieser schon eine 

sehr reflektierte Größe.  

 

 

2.2.1. Berufswahlmotive 

 

Aufschluss darüber, nach welchen Gesichtspunkten sich Menschen für einen anzustrebenden 

Wunschberuf entscheiden, geben die Berufswahlmotive. Die Bedeutungszuschreibung dieser 

Motive verändert sich dabei parallel zum eingangs beschriebenen Wandel der gesamten 

Arbeitswelt. So war man sich noch in den 70er-Jahren weitgehend darüber einig, dass 

„Verschiebungen von materialistischen zu postmaterialistischen Werten in westlichen 

Demokratien“4 stattfanden. Demnach gewannen Aspekte wie Selbstentfaltung und 

Selbstverwirklichung an Bedeutung. Als Ursache hierfür wird allgemein „eine Phase stabiler 

Prosperität aber auch die Bildungsexpansion“5 angenommen. Ein solcher Wertewandel sollte 

zunächst einmal als gesellschaftliche Errungenschaft, als etwas Positives angesehen werden. 

                                                 
1 K. Hentrich: Einflussfaktoren auf die Berufswahlentscheidung Jugendlicher an der ersten Schwelle. Eine 
theoretische und empirische Analyse in Frommberger, D. (Hrsg.): Magdeburger Schriften zur Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik, Heft 1, Jg. 2011. Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. S. 37 
2 Golisch (2002) zitiert in Hentrich, K. vgl. ebd. S. 35 
3 K. Hentrich: Vgl. ebd. S. 35 
4 K. Berger, H. Brandes, G. Walden: Chancen der dualen Berufsausbildung. Bertelsmann Verlag Bielefeld, 
2000. S. 140 
5 P. Scheller, H. Spangenberg, J. Willich: Veränderungen von Ausbildungs- und Tätigkeitsmotiven Jugendlicher 
zwischen 1980 und 2002 in: Bildung und Berufsorientierung, H. Kahlert, J. Mansel (Hrsg.), S. 119-142. Juventa 
Verlag Weinheim/München 2007. S. 122 
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Ist er doch Indiz dafür, dass sich die Menschen weniger Sorgen um ihre Existenz machen 

müssen. Dennoch verband sich damit „aus bildungspolitischer Sicht die Sorge, die 

veränderten Werthaltungen könnten die motivationale Bewältigung schulischer 

Anforderungen erschweren.“1 Auch wurde ein „[Verfall] traditioneller Leistungswerte und 

eine nachlassenden Bedeutung der Arbeit“2 befürchtet. Aktuell ist jedoch eine wieder 

rückläufige Entwicklung zu beobachten. So beobachten Scheller et. al. eine 

„Entstrukturierung und Enttraditionalisierung, die seit Mitte der 1990er-Jahren mit einem 

Ende der lang anhaltenden Prosperität zusammentreffen“3. Damit ist gemeint, dass sich lange 

bewährte Berufsbilder zunehmend auflösen und zudem auch Formen der Erwerbsarbeit 

immer vielschichtiger werden. Im Zusammenwirken mit verlangsamtem 

Wirtschaftswachstum führte das zu einer prekären Arbeitsmarktsituation, die sich 

selbstredend auch auf die schulischen Anforderungen auswirkte. Die Folge: ein erneuter 

Bedeutungszuwachs materieller und pragmatischer Werte, wie Leistung, Sicherheit und 

Macht. Zugleich lässt sich aber nicht leugnen, dass Freizeit und Muße insgesamt betrachtet 

ebenfalls an Wert gewonnen haben. „Die jüngere Generation steht gleichermaßen für eine 

Arbeits- wie Freizeitgesellschaft“4. Einen generellen Bedeutungsverlust von Arbeit und Beruf 

gibt es demnach nicht. Dies geht auch aus der Shell-Jugendstudie hervor, die zu dem Ergebnis 

kommt, dass Probleme der Arbeitswelt, insbesondere Arbeitslosigkeit, die herausragenden 

Themen für Jugendliche sind.5 Hier wird bereits deutlich, dass es schwer ist, eine 

allgemeingültige Rangfolge von Berufswahlmotiven zu erstellen. Dennoch lassen sich 

eindeutige Tendenzen erkennen, folgt man der Studie von Berger und Kollegen6. Sie erfassten 

eine ganze Reihe von Motiven und differenzierten diese nach angestrebtem Schulabschluss, 

Geschlecht und Ost-/Westdeutschland. Insgesamt betrachtet maßen die befragten 

Jugendlichen dem Motiv sicherer Arbeitsplatz die größte Bedeutung zu. Gymnasiasten 

weichen jedoch von dieser Norm ab. Für sie ist es am wichtigsten, einen Beruf, der den 

eigenen Neigungen und Fähigkeiten entspricht, zu haben. Gefolgt von dem Bedürfnis nach 

einer an sich interessanten Arbeit. Die Sicherheit kommt für sie erst auf Rang drei.  

                                                 
1 P. Scheller, H. Spangenberg, J. Willich: Veränderungen von Ausbildungs- und Tätigkeitsmotiven Jugendlicher 
zwischen 1980 und 2002 in: Bildung und Berufsorientierung, H. Kahlert, J. Mansel (Hrsg.), S. 119-142. Juventa 
Verlag Weinheim/München 2007. S. 122 
2 K. Berger, H. Brandes, G. Walden: Chancen der dualen Berufsausbildung. Bertelsmann Verlag Bielefeld, 
2000. S. 140 
3 P. Scheller, H. Spangenberg, J. Willich: Veränderungen von Ausbildungs- und Tätigkeitsmotiven Jugendlicher 
zwischen 1980 und 2002 in: Bildung und Berufsorientierung, H. Kahlert, J. Mansel (Hrsg.), S. 119-142. Juventa 
Verlag Weinheim/München 2007. S. 122 
4 K. Berger, H. Brandes, G. Walden: Chancen der dualen Berufsausbildung. Bertelsmann Verlag Bielefeld, 
2000. S. 140 
5 Vgl. ebd. S. 141 
6 Vgl. ebd. Tabelle S. 152 
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An dieser Stelle lohnt es sich, noch einmal den Bedeutungswandel hervorzuheben. So ergab 

eine Längsschnittstudie von Scheller und Kollegen1, die den Wandel des 

Berufswahlverhaltens hochschulberechtigter Schulabgänger zum Gegenstand hat, folgendes: 

Noch im Jahr 1980 war die sichere berufliche Zukunft für diese Personengruppe nur von 

mittlerer Bedeutung. Von da an wurde dieses Motiv immer wichtiger und bekam im Jahr 2002 

sogar die Wertigkeit fünf von sechs zugemessen. Zwar gewann parallel auch die persönliche 

Neigung an Bedeutung, jedoch betrug der Abstand zwischen beiden Motiven 1980 noch 

knapp einen Wertungspunkt (Neigung: 4,30 vs. Sicherheit: 3,32), 2002 nicht einmal mehr ein 

Zehntel davon (5,07 vs. 5,00). Hier wird also noch einmal deutlich, wie sehr – durchaus 

verständlicherweise – pragmatische Motive an Bedeutung gewonnen haben. 

Für Haupt- und Realschüler – und somit auch in der Gesamtbetrachtung – stehen die in der 

Tätigkeit selbst verorteten Motive interessante Arbeit und Neigungs-/Fähigkeitsentsprechung 

des Berufs „nur“ auf Rang zwei und drei. Für Hauptschüler sind die dann folgenden Motive 

gute Aufstiegschancen und später viel Geld verdienen im Grunde gleich wichtig wie die 

Neigungs- und Fähigkeitsentsprechung des Berufs. Sie trennen jeweils nur 0,01 

Wertungspunkte voneinander. Auffällig ist auch, dass die Schüler egal welcher Schularten 

Aufstiegschancen für genauso bedeutend halten. Ebenfalls wichtig – vor allem für 

Abiturienten – ist es, mit interessanten Menschen zu tun zu haben, gefolgt vom Wunsch nach 

günstigen Arbeitszeiten und dem Streben nach möglichst früher Unabhängigkeit vom 

Elternhaus („möglichst frühzeitig auf eigenen Füßen stehen“). Das Motiv genügend Zeit für 

die Familie haben ist bei Hauptschülern stärker ausgeprägt als bei Realschülern und 

Gymnasiasten. Letzteren sind auch günstige Arbeitszeiten wesentlich unwichtiger. Dafür 

legen sie mehr Wert auf selbstständiges Arbeiten. In der Gesamtschau liegt dieses Motiv nur 

an elfter Stelle in der dreizehn Motive umfassenden Skala. Betrachtet man nur die 

Gymnasiasten, liegt es auf Platz sechs. Absolventen von Haupt- und Realschulen ist ein 

sauberer Arbeitsplatz, sowie möglichst schnell Geld Verdienen, wichtiger als das 

selbstständige Arbeiten. Für Abiturienten ist dieses Motiv vergleichsweise unbedeutend. Für 

alle Schüler am wenigsten Bedeutung hat überraschenderweise die Möglichkeit, durch den 

Beruf hohes Ansehen zu erlangen. 

Zusammengefasst ergibt sich für die Wertigkeit der einzelnen Motive nach Berger et. al. 

(Skala von eins bis vier; je niedriger der Faktor, desto höher der Wert) – unabhängig vom 

Schultyp – folgendes Bild: 

                                                 
1 Vgl. P. Scheller, H. Spangenberg, J. Willich: Veränderungen von Ausbildungs- und Tätigkeitsmotiven 
Jugendlicher zwischen 1980 und 2002 in: Bildung und Berufsorientierung, H. Kahlert, J. Mansel (Hrsg.), S. 119-
142. Juventa Verlag Weinheim/München 2007. Tabelle S. 125 
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Rang Motiv Wertigkeit 
1 Sicherer Arbeitsplatz 1,26 
2 Interessante Arbeit 1,30 
3 Neigungs- und Fähigkeitsentsprechung 1,39 
4 Gute Aufstiegschancen 1,60 
5 Später viel Geld verdienen 1,68 
6 Mit interessanten Menschen zu tun haben 1,82 
7 Günstige Arbeitszeiten 1,85 
8 Frühzeitig auf eigenen Füßen stehen 1,86 
9 Genügend Zeit für die Familie 1,89 

10 Sauberer Arbeitsplatz 1,89 
11 Selbstständig entscheiden, wie Arbeit gemacht wird 1,95 
12 Möglichst schnell Geld verdienen 1,98 
13 Hohes Ansehen durch Beruf 2,47 

 

 

2.2.2. Motivdimensionen 

 

Scheller et. al. ließen bei der Erhebung ihrer Daten (Motive von hochschulberechtigten 

Schulabgängern) eine Zuteilung der Motive in verschiedene Dimensionen vornehmen. Auf 

diese Art lässt sich untersuchen, ob es eine grundsätzliche Orientierung zu der einen oder 

anderen Motivgruppe gibt. Unterschieden wird in neigungs- und statusbezogene, sowie 

situativ-externale Motive. Im Folgenden soll im ersten Schritt eine Zuteilung der Motive nach 

Berger  in diese Kategorien vorgenommen werden. Dabei orientiere ich mich an der 

vergleichbaren Einteilung bei Scheller.1 Im zweiten Schritt soll die Wertigkeit der 

Motivgruppen durch Errechnung des Mittelwerts der zugehörigen Einzelmotive bestimmt 

werden. 

Zur ersten Gruppe, den neigungsbezogenen, also typisch intrinsischen Motive, zählen 

demnach die an sich interessante Arbeit, die Übereinstimmung mit den eigenen 

Neigungen/Talenten und Fähigkeiten, die Auseinandersetzung mit interessanten Menschen 

sowie die Möglichkeit selbstständig zu arbeiten. Als Mittelwert für diese Motivdimension 

ergibt sich der Faktor 1,62. 

Bei der zweiten Motivgruppe handelt es sich um statusbezogene Motive. Scheller und 

Kollegen definieren diese als „vorteil- beziehungsweise chancenorientiert“2. Darunter fallen 

die guten Aufstiegschancen, die Möglichkeit, später viel bzw. möglichst schnell Geld zu 

                                                 
1 P. Scheller, H. Spangenberg, J. Willich: Veränderungen von Ausbildungs- und Tätigkeitsmotiven Jugendlicher 
zwischen 1980 und 2002 in: Bildung und Berufsorientierung, H. Kahlert, J. Mansel (Hrsg.), S. 119-142. Juventa 
Verlag Weinheim/München 2007. Tabelle S. 128 
2 Vgl. ebd. S. 127 
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verdienen, und die Aussicht auf hohes Ansehen durch den Beruf. Der Wunsch nach einem 

sicheren Arbeitsplatz – bei Scheller Wunsch nach sicherer beruflicher Zukunft – wird 

gegenüber den situativ-externalen Motiven in nur geringfügig höherem Maße den 

statusbezogenen Motiven zugeordnet. Daher wird dieses Motiv beiden Dimensionen 

zugerechnet. Sodann ergibt sich für die statusbezogenen Motive eine mittlere Wertigkeit von 

1,80. Dieser doch im Vergleich zu den neigungsbezogenen Motiven deutlich höhere Wert und 

die damit verbundene Unterordnung ergibt sich vor allem durch den Fakt, dass das hohe 

Ansehen bei der Berufswahl eine deutlich untergeordnete Rolle spielt. Berücksichtigt man 

dieses Motiv nicht, haben die statusbezogenen Motive eine mittlere Wertigkeit von 1,63 und 

unterscheiden sich dann in ihrer Relevanz kaum mehr von den neigungsbezogenen, 

Situativ-externale Motive werden als „außengeleitet“ verstanden. Neben der sicheren 

beruflichen Zukunft zählen hierzu günstige Arbeitzeiten, die frühe Unabhängigkeit sowie der 

Wunsch nach genügend Zeit für die Familie und nach einem sauberen Arbeitsplatz. Für diese 

Gruppe ergibt sich eine durchschnittliche Bedeutung von 1,75. 

Vergleicht man nun die Mittelwerte der drei Motivgruppen, ergibt sich für die 

neigungsbezogenen Motive die größte Bedeutung (1,62), gefolgt von den situativ-externalen 

(1,75) und den statusbezogenen Motiven (1,80). Nun darf aber nicht automatisch 

angenommen werden, dass die Berufswahl in der Praxis stets diesem Muster folgt. 

Insbesondere für Hauptschüler spielen, wie oben bereits dargestellt, intrinsische Motive eine 

untergeordnete Rolle. So bemerkt auch Golisch, dass „nicht wenige Auszubildende ihren 

Beruf aus rein materiellen Gründen wählen, zumindest dürfte es aber kaum jemand geben, der 

sich ohne materielle Rücksichten nur am Berufsinhalt orientiert.“1 Weiter ist zu 

berücksichtigen, dass sich einzelne Motive, isoliert betrachtet gleich wichtig, widersprechen 

können. Es ist anzunehmen, dass man in einem bewussten Entscheidungsprozess seine Wahl 

dann von eher rationalen Faktoren abhängig macht. So sprechen Scheller und Kollegen von 

intrinsischen Motiven als „Luxusmotiven“. „Im Sinne von Maslows Bedürfnispyramide 

werden sie erst bei ausreichender Ressourcenausstattung relevant.“2 Dies erklärt wiederum die 

stärkere Orientierung an neigungsbezogenen Motiven von Gymnasiasten, die meist aus 

privilegierten, bildungsnahen Elternhäusern stammen. Auch wurde dieser Aspekt immer 

wieder in den persönlichen Gesprächen, die ich im Rahmen meiner Arbeit führte, genannt. So 

schätzte Herr J., gelernter Industriemechaniker und Betriebsrat in einem global agierenden 

                                                 
1 B. Golisch: Wirkfaktoren der Berufswahl Jugendlicher. Europäischer Verlag der Wissenschaften. 
Frankfurt/Main, 2002. S. 47 
2 P. Scheller, H. Spangenberg, J. Willich: Veränderungen von Ausbildungs- und Tätigkeitsmotiven Jugendlicher 
zwischen 1980 und 2002 in: Bildung und Berufsorientierung, H. Kahlert, J. Mansel (Hrsg.), S. 119-142. Juventa 
Verlag Weinheim/München 2007. S. 121 
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Fertigungsunternehmen, dass mindestens 50% der Arbeitnehmer ihren Job nur machen, um 

Geld zu verdienen. Er ist jedoch der Überzeugung, dass jeder Mensch dazu geboren ist, etwas 

Sinnstiftendes zu schaffen. Die Umsetzung der eigenen Ideen, sei aber – so sagt er – davon 

abhängig, auf welcher Stufe der Bedürfnispyramide man sich gerade befindet. So steht die 

Selbstverwirklichung bei Maslow ganz oben und wird demnach erst angestrebt, wenn 

Grundbedürfnisse (Essen, Trinken, Schlafen), materielle und berufliche 

Sicherheitsbedürfnisse, sowie soziale (Freundschaft, Liebe, Gruppenzughörigkeit) und ICH-

Bedürfnisse (Anerkennung, Geltung) befriedigt sind. Nun ist das eine sehr theoretische 

Darstellung. Die Berufstätigkeit kann zur Befriedigung verschiedener Bedürfnisse beitragen. 

Doch Sicherheit muss auf jeden Fall gegeben sein, um den Wunschberuf frei von äußeren 

Zwängen anstreben zu können. Der Bericht eines weiteren Interviewpartners über dessen 

beruflichen Bildungsweg illustriert das. Während seiner Ausbildung zum KFZ-Mechatroniker 

merkte Herr H., dass ihn der Kontakt mit den Kunden mehr reizte als die handwerkliche 

Arbeit an sich. Außerdem sah er für sich in der handwerklichen Arbeit langfristig, vor allem 

finanziell, keine ausreichende Perspektive. Daraufhin beschloss er, eine Stellung im 

Autohandel anzustreben. Um dies zu realisieren, brauchte er aber eine kaufmännische 

Ausbildung. Diese konnte er aber nur beginnen, weil er noch bei seinen Eltern wohnte und die 

ihn materiell absicherten.  

Es stellt sich also die grundsätzliche Frage, ob nicht alle Schulabgänger, egal mit welchem 

sozialen Hintergrund, im gleichen Maße intrinsische Motive bei ihrer Berufswahl 

berücksichtigen können sollten. Ein Bedingungsloses Grundeinkommen könnte hier einen 

entscheidenden Beitrag leisten. Denn es würde eine existenzielle Absicherung für jedermann 

darstellen und damit eine stärkere Orientierung an intrinsischen Motiven ermöglichen. Dies 

genauer zu untersuchen und mögliche Einwände von Kritikern zu entkräften ist Gegenstand 

des folgenden Abschnitts. Ergebnisse aus persönlichen Gesprächen sollen dabei wie 

vorangegangen zur Verdeutlichung herangezogen werden. In einem weiteren Punkt soll 

sodann die Frage beantwortet werden, welche Auswirkungen ein derart verändertes 

Berufswahlverhalten als Folge des Bedingungslosen Grundeinkommen für die gesamte 

Gesellschaft hätte. 
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3. Neue Chancen dank BGE 

 

3.1. Für den Einzelnen 

 

Pestalozzi sagte einst: „Die echte Freiheit ist nicht eine Freiheit von etwas, sondern eine 

Freiheit zu etwas.“.  Das trifft im Kern das Potential des BGE. Man könnte es aber auch noch 

deutlicher sagen: Die echte Freiheit ist nicht die Freiheit von etwas, sie wird erst durch diese 

möglich: die Freiheit zu etwas. Erst die Freiheit von existenziellen Nöten schafft die Freiheit, 

seine Zeit zu etwas zu nutzen, was man wirklich will, in dem man einen Sinn sieht, was einem 

Spaß macht. Das muss noch nicht einmal der Traumberuf sein. Das kann auch ein Hobby 

sein, das oft zu kurz kommt. Das kann die Zeit für die Familie sein. Das kann ein Ehrenamt 

sein. Erst wenn ich mir nicht Tag für Tag, Woche für Woche, Monat für Monat überlegen 

muss, wie ich mit meinem Geld über die Runden komme, habe ich die nötige Energie, etwas 

zu tun, was mir gut tut. Das erhöht die psychische Gesundheit und ist höchstwahrscheinlich 

auch für soziale Beziehungen förderlich.  

Auf den Beruf bezogen werden vier mögliche Konsequenzen des BGEs vermutet: 

1. Man arbeitet weiterhin in Vollzeit und nimmt das Grundeinkommen als Bonus mit, 

um es zu sparen, in Hobbys, Reisen oder materielle Güter zu investieren. 

2. Man reduziert seine wöchentliche Arbeitszeit um z.B. die Höhe des 

Grundeinkommens und hat dadurch mehr Zeit für Hobbys, Familie, Ehrenamt etc., 

zugleich aber keine finanziellen Einbußen. 

3. Man stellt die Erwerbstätigkeit vollständig ein und lebt ausschließlich vom 

Grundeinkommen. Davon lässt sich ein erträgliches Auskommen gestalten, große 

Sprünge sind jedoch nicht möglich. Die freiwerdende Zeit wird dann in noch 

größerem Maße für Hobbys, Familie, Ehrenamt oder Ähnlichem genutzt. Mit dieser 

Möglichkeit ist meist der Vorwurf des „Sozialschmarotzens“ verbunden. Auch 

herrscht das Vorurteil vor, diese Variante würden im Falle der BGE-Einführung die 

meisten Menschen wählen. Hierzu möchte ich gleich anmerken, dass keiner meiner 16 

Interviewpartner – vom Gabelstaplerfahrer in Zeitarbeit bis zur Bildungsökonomin mit 

zwei abgeschlossenen Studiengängen – diese Alternative für eine längere Zeit für sich 

in Erwägung zog. 

4. Man nutzt das Grundeinkommen für eine berufliche Neuorientierung. Diese kann den 

Schritt in die Selbstständigkeit ebenso wie eine weitere Aus- bzw. Fortbildung 

bedeuten. Das BGE stellt dann eine finanzielle Absicherung dar. 
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Selbstverständlich sind auch Kombinationen der vier Varianten möglich. Ein Beispiel: Man 

nimmt sich eine berufliche Auszeit, z.B. aus gesundheitlichen Gründen, zur Neuorientierung, 

der Familie wegen oder sonstigem. Dieser Zeit der Muße folgt eine Zeit der Fortbildung, um 

anschließend wieder eine Vollzeitstelle anzutreten. In dieser neuen Phase der Erwerbsarbeit 

wäre es z.B. möglich, sich genug Geld zur Finanzierung eines Eigenheims anzusparen. Um 

dieses zu renovieren, den Garten bewirtschaften und ähnliches tun zu können, wird das 

Arbeitspensum in der Folge reduziert. 

 

 

3.1.1. Erkenntnisse aus dem Literaturstudium: Flexibilität und Selbstbestimmung 

 

Die Katholische Arbeitnehmer/innen Bewegung (KAB) legte ein hier zu erwähnendes 

Konzept vor: die Triade der Arbeit. Darin wird unterschieden in gesellschaftsbezogene 

Erwerbsarbeit (Wahrnehmen einer notwendigen Arbeit in der Gesellschaft), 

personenbezogene Eigenarbeit (Arbeit mit Nutzen für sich und das persönliche Umfeld) und 

gemeinschaftsbezogene Öffentlichkeitsarbeit (nützliche und notwendige für das 

gesellschaftliche Zusammenleben, wie z.B. Ehrenamt). „Der Natur des Menschen entspricht 

es, dass sich diese Schwerpunktsetzungen je nach Lebenssituation (Arbeit, Familie, 

Bildungszeiträume usw.) verändern können.“1 Das Grundeinkommen würde es erst 

ermöglichen, auf die jeweilige Lebenssituation entsprechend zu reagieren. „Zeitsouveränität 

und Vereinbarkeit – also die flexible und selbstbestimmte Aufteilung der Lebenszeit und 

somit die Möglichkeit zur Entwicklung von integrierten Lebens- und Arbeitsentwürfen“2 sind 

hier die Schlagwörter. Karl Reitter sieht in dieser „Perspektive auf Selbstbestimmung und 

Autonomie in der Arbeitswelt“ 3 sogar die eigentliche Bedeutung des Grundeinkommens. 

 

 

                                                 
1 M. Blöcher, R. Welter: Mit Grundeinkommen zur Tätigkeitsgesellschaft in R. Blaschke, W. Rätz (Hrsg.): Teil 
der Lösung. Plädoyer für ein bedingungsloses Grundeinkommen. Rotpunktverlag Zürich, 2013. S. 133 
2 Vgl. ebd. S. 133-134 
3 K. Reitter: Arbeit und Grundeinkommen in A. Allex, H. Rein (Hrsg.): „Den Menschen die Arbeit… Uns das 
Vergnügen!“ – Beiträge zum Existenzgeld, S. 63-76. AG SPAK Bücher Neu-Ulm, 2011. S. 66 
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3.1.2. Erkenntnisse aus den Befragungen:  die Vielseitigkeit der stärkeren 

Neigungsorientierung 

 

a) Die Möglichkeit, mit dem aufgezwungenen Beruf glücklich zu werden 

 

Ich kann dies auf Grundlage meiner Befragungen nur bestätigen. Die Wahl des Berufs im 

Falle eines Lottogewinns, der ein Leben lang monatlich in Höhe von 1000 Euro ausgezahlt 

werden würde – so meine Formulierung einer fiktiven Situation – würde sich bei vielen 

deutlich in Richtung neigungsbezogener Motive verschieben. So ist es häufig nicht einmal so, 

dass die Menschen einen ganz anderen Beruf wählen würden, sondern sich nur in selbigem 

umorientieren würden. So berichtete Frau S., eine Gastronomieangestellte, die ursprünglich 

Friseurin werden wollte, dies aber nicht durfte und deshalb Konditoreifachverkäuferin lernte, 

sie hege den Wunsch, ein eigenes kleines Café zu eröffnen, in dem sie viele selbstgemachte 

Speisen anbieten würde. Dieser Fall illustriert sehr schön, dass man auch in fremdbestimmt 

gewählten Berufen noch Talente entdecken kann. Zur vollständigen Selbstverwirklichung 

fehlt der 40jährigen Frau S. jedoch die materielle Sicherheit. Ein Grundeinkommen hingegen 

würde sie bei einer Bank kreditwürdig machen. Sie könnte sich eine passende Lokalität 

suchen und dann ihr eigener Herr werden, müsste sich nicht mehr den in der Gastronomie oft 

widrigen Arbeitsbedingungen unterwerfen, sondern ihre Arbeit nach ihren Vorstellungen 

gestalten. 

Dieser Fall ist noch aus einem anderen Grund erwähnenswert: so hat sich Frau S. schon seit 

einiger Zeit Gedanken über ihre berufliche Zukunft gemacht. Denn sie merkte, dass sie ihre 

körperlich sehr anspruchsvolle Arbeit in diesem Umfang nicht noch einmal 25 Jahre wird 

leisten können. Also informierte sie sich beim Arbeitsamt über Möglichkeiten der finanzierten 

Umschulung in Richtung eines Bürojobs. Hier eröffneten sich für sie aber keine ernsthaften 

Perspektiven. Ein Grundeinkommen würde einer Ausbildung/Umschulung, die zwar selbst 

finanziert werden müsste, aber auch selbst gewählt werden könnte, den Schrecken der 

Existenznot rauben. Oder aber es bestünde die Möglichkeit für Frau S., in der Gastronomie 

weiter zu arbeiten, aber eben in reduziertem und damit Gesundheit schonendem Umfang. Die 

Selbstständigkeit hinzugenommen, wären das drei berufliche Perspektiven, zwischen denen 

Frau S. weitgehend selbstbestimmt wählen könnte, hätte sie eine entsprechende finanzielle 

Absicherung. Profitieren würde davon nicht nur sie selbst, sondern auch das entlastete 

Gesundheitssystem. 



 39 

Ähnlich und doch anders ist der Fall der 29jährigen Frau N. Auch sie durfte ihren 

Wunschberuf Reiseverkehrskauffrau nicht ergreifen. Denn ihre Eltern sagten, sie müsse 

studieren. So besuchte sie nach der mittleren Reife sehr unmotiviert den sozialen Zweig einer 

Fachoberschule und wurde schließlich Sozialpädagogin. Aktuell leitet sie eine Einrichtung der 

Jugendhilfe. Hier sah sie für sich die Möglichkeit, an einem sicheren Arbeitsplatz zusammen 

mit einem Team eine abwechslungsreiche, nie langweilige Arbeit mit Jugendlichen zu 

verrichten. In einem weitgehend fremdbestimmten Ausbildungsweg hat Frau N. also doch 

noch neigungsbezogene Motive für ihre Berufswahl verwirklichen können. Sie ist zufrieden 

mit ihrer Stellung und würde im Falle eines Existenz sichernden Lottogewinns auch keine 

Kehrtwende in Richtung ursprünglichen Wunschberuf vollführen, wenngleich sie das Reisen 

und Interesse an fremden Kulturen nach wie vor als Hobby angibt. Und dennoch würde ein 

Grundeinkommen ihr Leben noch lebenswerter machen. Evtl. würde Frau N. zeitweise auf 

eine 30-Stunden-Woche reduzieren, aber dauerhaft würde sie weiter in Vollzeit arbeiten und 

1000 Euro monatlich in ein Eigenheim und/oder Reisen investieren. Aus volkswirtschaftlicher 

Sicht ist hier zu erwähnen, dass von diesem Investment – möge man es auch Konsum nennen 

– andere Branchen finanziell profitieren würden. Und nicht nur die Branchen, sondern auch 

die Menschen, die dort arbeiten. 

 

 

b) Akademiker – vielseitig aktiv dank Grundeinkommen?! 

 

Auch die Lehramtsreferendarin Frau L. würde an ihrer beruflichen Situation nichts ändern. 

Sie würde das zusätzliche Geld dazu nutzen, später einmal interessante Fortbildungen zu 

besuchen und wie Frau N. auch, zu investieren. Der Unterschied zwischen diesen beiden ist 

der, dass Frau L. ihren Beruf aus Überzeugung gewählt hat. Dennoch schien sie mir ein 

Einzelfall zu sein. Denn alle anderen von mir befragten Akademiker, vier an der Zahl, würden 

ihr Berufsleben tatsächlich noch mehr als bisher an ihre Neigungen anpassen. Zwar würde 

niemand etwas komplett anderes machen, doch auffällig ist die Tendenz zu einer 

abwechslungsreicheren Lebensgestaltung. So berichtet Frau K. davon, ihre berufliche 

Tätigkeit gerne reduzieren zu wollen und stattdessen Kleider zu nähen und zu verkaufen. Herr 

K. dagegen würde erst einmal länger studieren, sich der hiesigen Stadtgeschichte widmen, 

nebenher als Fremdenführer arbeiten und vor allem Zeit und Geld in sein Hobby, die Musik, 

investieren und versuchen, sich hier ein zweites Standbein aufzubauen. Ähnlich Herr M., der 

statt Vollzeit als Lehrer zu arbeiten, sich gerne als artistischer Kleinkünstler und 
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Theaterpädagoge versuchen würde. Auch hier: das Unterrichten würde er nicht komplett 

einstellen wollen. Jedoch würde er gerne weniger Stunden halten, um auch im Lehrerberuf 

selber nicht Gefahr zu laufen, schon nach wenigen Jahren den Spaß zu verlieren. Frau S. 

studierte Germanistik und ist aufgrund von Kindererziehung momentan in als 

Bildungsmanagerin in Teilzeit tätig. Sie würde sich weniger in die künstlerische, sondern 

mehr in die wohltätige Richtung orientieren. Als Kirchenvorstandsmitglied arbeitet sie nicht 

nur daran – wie in ihrem Beruf –, Abläufe zu optimieren, sondern ist auch seelsorgerisch 

tätig. Einen monatlich ausgezahlten Lottogewinn würde sie dazu nutzen, den Gang in die 

Freiberuflichkeit zu wagen, um ihren verschiedenen Aufgaben – Mutter, Ehrenamt, Beruf – 

besser gerecht werden zu können und die jeweiligen Erwartungen auch selbst besser 

kontrollieren und auf etwaige Bedeutungsverschiebungen besser reagieren zu können. Mal 

braucht das Kind mehr Zeit, mal die Seelsorge – Aufgaben, einen immensen 

gesellschaftlichen Wert haben. Tätigkeiten, die im Zweifelsfall sogar wichtiger sind als der 

Beruf. Für diese möchte Frau S. Zeit haben. Das Bedürfnis nach der Zeitsouveränität kommt 

hier also wieder sehr deutlich zum Vorschein. 

 

 

c) Nicht-Akademiker – die Vielschichtigkeit der Perspektiven 

 

Wie sieht es aber mit Nicht-Akademikern aus? Hier ist das Bild weniger einheitlich. Wir 

hatten bereits den Fall der Gastronomieangestellten Frau S.. Sie reizt die Selbstständigkeit in 

ihrer bisherigen Branche. Der bereits im vorangegangen Kapitel erwähnte 32jährige  

Industriemechatroniker Herr J. würde dagegen versuchen wollen, sein Hobby zumindest 

teilweise zum Beruf zu machen. Er arbeitet in seiner Freizeit viel am PC, beschäftigt sich mit 

Bildbearbeitung und entwirft für sich und Freunde regelmäßig T-Shirts. Eine bedingungslose 

finanzielle Absicherung würde ihm die Chance geben, auszuprobieren, ob er mit seinen 

Designs auf dem Markt bestehen könnte.  Seine 31jährige Frau ist zwar aus Überzeugung 

Krankenschwester, würde aber trotzdem gerne einen kleinen Tante-Emma-Laden eröffnen. 

Auch hier also eine (zusätzliche) Orientierung in eine ganz andere berufliche Richtung. Der 

ebenfalls schon erwähnte 24jährige Herr H. hingegen ist sich sicher, nach den Ausbildungen 

zum KFZ-Mechatroniker und Einzelhandelskaufmann mit seiner Arbeit als Autoverkäufer 

seinen Wunschberuf realisiert zu haben. Eine Arbeitszeitverkürzung kommt für ihn nicht in 

Frage. Er würde ein zusätzliches regelmäßiges Einkommen in eine Immobilie investieren. 

Auch Herr R., 29 Jahre, angestellt bei einer Zeitarbeitsfirma und momentan als 
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Gabelstaplerfahrer tätig, würde an seiner momentanen beruflichen Situation nichts ändern 

wollen. Die Arbeit an sich macht ihm Spaß, das Verhältnis mit den Kollegen ist gut und so 

hofft er auf eine Übernahme durch das Unternehmen, bei dem er tätig ist. Hier würde er auch 

im Falle eines BGE-artigen Lottogewinns in Vollzeit weiter arbeiten wollen. Das zusätzliche 

Einkommen würde er für Familie, Urlaub oder Auto sparen. Ein wieder anderes Modell 

präferiert Frau H, 21 Jahre für sich: sie lernte den Beruf der Einzelhandelskauffrau nur, weil 

es für sie keine Alternative gab. Nun ist sie in einem Möbelhaus tätig. Sie würde 1000 Euro 

zusätzlich im Monat dazu nutzen, ihre Arbeitszeit zu reduzieren, um mehr Zeit für ihre 

Reitbeteiligung zu haben. Alternativ würde sie sich gerne ein eigenes Pferd kaufen. In jedem 

Fall würde sie nicht mehr ihren eigentlichen Wunschberuf Tierarzthelferin anstreben, da sie 

eine nochmalige Ausbildungszeit mit Berufsschule abschreckt. Ihre Tierliebe würde hier also 

Hobby bleiben und nicht Beruf werden. Auch die 18jährige M., die momentan ihre 

Ausbildung zur Erzieherin macht, würde ihr Hobby, Fotografie, nicht zum Beruf machen 

wollen. Sie sieht die Gefahr, dass diese Tätigkeit dann ihre Funktion als Ausgleich zur Arbeit 

verlieren und selbst zu Stress werden würde. Einen BGE-Lottogewinn würde sie anlegen, um 

auf ein Auto zu sparen, die Arbeitszeit auf 30 Stunden zu reduzieren und sich öfter mal etwas 

Gutes, wie beispielsweise Massagen und Ähnliches, zu gönnen. 

Eine weitere Auffälligkeit ergibt sich, betrachtet man die Gruppe der unter 20jährigen. Nicht 

nur die gerade erwähnte M., sondern auch die interviewten Schüler glauben, dass kaum 

jemand die materielle Absicherung dazu nutzen würde, seinen Traumberuf anzustreben. Sie 

selbst sind mit ihrer aktuellen beruflichen Perspektive absolut zufrieden. Zumindest 

abschnittsweise Arbeitszeitverkürzung kommt für sie in Frage. Wichtiger ist es ihnen aber, 

finanziell gut da zu stehen und sich etwas leisten zu können. 

 

 

d) Gesamtbetrachtung der Ergebnisse 

 

In der Gesamtbetrachtung der Befragungsergebnisse, für die – das sei hier noch einmal 

erwähnt – keinerlei Anspruch auf Repräsentativität erhoben werden darf, wird deutlich, was 

auch in der Fachliteratur konstatiert wird: „Ein Grundeinkommen würde eine Fülle von 

nebeneinander bestehenden Arbeitsformen und -rhythmen ermöglichen und unterschiedlichen 

Lebensphasen Rechnung tragen.“1 Zwar würde bei weitem nicht jeder seine Berufswahl 

revidieren. Auch das Modell der Vollzeiterwerbsarbeit ist für viele (noch) nicht passé. Und 
                                                 
1 A. Goeler, G.W. Werner: Vom Sollen zum Wollen in oekom e.V. (Hrsg.): Anders arbeiten. oekom Verlag 
München 2011. S. 78. 



 42 

trotzdem ist durch die Bank eine Verschiebung in Richtung neigungsbezogener Motive für 

das (Berufs-)Leben erkennbar. Für den aktuellen Beruf (beziehungsweise Berufswunsch bei 

Schülern, Auszubildenden und Studenten) zählte ich insgesamt 36 neigungsbezogene und 30 

andere – also statusbezogene und situativ-externale Motive. Für das 

Grundeinkommensszenario ist eine Verschiebung zu 45 und 22 zu beobachten. Die These 

„Das Grundeinkommen ermöglicht einen Wandel vom Sollen zum Wollen“1 ist also nicht nur 

ein naiver Wunsch, sondern zumindest eine Annahme, für deren Richtigkeit es Indizien gibt. 

Auch eine ganz aktuelle Schweizer Studie stützt diese These. Evi Bossard und Kollegen 

untersuchten im Jahr 2013 Gerechtigkeitseinstellungen und Positionen zum Bedingungslosen 

Grundeinkommen.2 Im Rahmen der Erhebung wurden nach konkreten Veränderungen im 

beruflichen und privaten Bereich gefragt. Unterschieden wurden die Befragten dabei in 

Befürworter und Nicht-Befürworter, wobei zu letzterer Gruppe auch Personen zählen, die 

dem BGE unentschlossen gegenüber stehen. Die Studie kam zu bemerkenswerten 

Ergebnissen.  

Bezogen auf berufliche Veränderungen gaben Befürworter (64%) und Nicht-Befürworter 

(63%) in gleich hohem Maße an, sie würden bei Einführung des Grundeinkommens ihr 

Arbeitspensum reduzieren. Auch bei der Angabe, die Tätigkeit zu wechseln unterscheiden 

sich die Gruppen kaum (40% vs. 38%). Überraschenderweise würden mehr Nicht-

Befürworter den Gang in die Selbstständigkeit wählen (37% vs. 41%). Einen signifikanten 

Unterschied gibt es aber im Bereich der Weiterbildung. So gaben 63% der Befürworter an, 

hier mehr Zeit investieren zu wollen. Bei den Nicht-Befürwortern waren es nur 48% - 

immerhin noch fast die Hälfte. Auch beim finanziellen Aufwand für zusätzliche 

Qualifikationen wird diese Differenz deutlich (30% vs. 24%). Den Arbeitgeber wechseln 

würden ebenfalls eher die Befürworter (19% vs. 13%). Dagegen gaben 14% der Nicht-

Befürworter an, gar keiner Erwerbsarbeit mehr nachgehen zu wollen, falls das BGE 

eingeführt wird. Bei den Befürwortern waren es nur 7%. Aus dieser Fülle von Ergebnissen 

gilt es herauszuheben, dass ein Großteil der Menschen das Bedürfnis nach weniger 

Erwerbsarbeit und mehr Weiterbildung hat. Betrachtet man die prognostizierten privaten 

Veränderungen, wird ein weiteres Bedürfnis noch deutlicher: sage und schreibe 92% der 

Befürworter und starke 81% der Nicht-Befürworter würden bei Bezug des Grundeinkommens 

                                                 
1 A. Goeler, G.W. Werner: Vom Sollen zum Wollen in oekom e.V. (Hrsg.): Anders arbeiten, S. 75-80. oekom 
Verlag München 2011. S. 80 
2 H. Ketterer, E. Bossard, M. Neufeind, T. Wehner: Gerechtigkeitseinstellungen und Positionen zum 
Bedingungslosen Grundeinkommen in T. Wehner (Hrsg.): Zürcher Beiträge zur Psychologie der Arbeit, Heft 
2/2013. 
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mehr Eigenarbeit leisten wollen. Bei der Freiwilligenarbeit erreicht diesen hohen Wert nur die 

Gruppe der Befürworter (89% vs. 44%).  

Die Sozialwissenschaftler Carroll Haak und Günther Schmid kommen in ihrer Studie zum 

deutschen Arbeitsmarkt zu dem Schluss, dass Arbeitsplätze genau diesen Bedürfnissen in 

Zukunft zunehmend gerecht werden. Sie werden mehr „künstlerisch geprägt“1, 

„selbstbestimmter, kompetitiv, wechselhaft in Art und Umfang des 

Beschäftigungsverhältnisses, in stärkerem Maße projekt- und teamorientiert, zunehmend in 

Netzwerke und weniger in Betriebe integriert, mit vielfältigen und wechselnden 

Arbeitsaufgaben, schwankender Entlohnung oder Vergütung und kombiniert mit anderen 

Einkommensquellen oder unbezahlter Eigenarbeit.“2 Schwer zu glauben, dass es dann noch 

den Beruf gibt. ‚Beruf’ müsste dann neu definiert werden. Er könnte als ‚Berufung zu einer 

Tätigkeit, die mit der momentanen Lebenssituation vereinbar ist’ gesehen werden. Als 

‚Ausdruck von sich wandelnden Arbeits- und Lebensmotiven’. 

Abschließend gilt es nun zu klären, welche konkreten Motive bei Einführung eines 

Bedingungslosen Grundeinkommens in den Vorder- bzw. Hintergrund treten würden. Der von 

mir neu formulierte Berufsbegriff soll hier zu Grunde gelegt werden. Ebenso die eingangs 

beschriebene Motivskala nach Berger. Im Rahmen meiner Befragungen stellte ich bereits eine 

Verschiebung in Richtung neigungsbezogener Motiven fest. Die Sicherheit des 

Arbeitsplatzes, bisher das wichtigste Berufswahlmotiv, würde wohl relativ an Bedeutung 

verlieren. Hingegen würde die Übereinstimmung der Tätigkeit mit den eigenen Fähigkeiten 

und Neigungen noch wichtiger werden als sie bisher schon ist. Ebenso der Wunsch nach einer 

an sich interessanten Arbeit. Denn diejenigen Befragten, die ihr berufliches Leben 

umgestalten würden, tun dies, weil sie mit ihrer momentanen Arbeit nicht zufrieden sind. Jene 

hingegen, die der Überzeugung sind, die richtige berufliche Stellung bereits gefunden zu 

haben, berichten sowieso schon davon, einen Beruf gewählt zu haben, der ihren Fähigkeiten 

und Interessen entspricht. Der Wunsch nach günstigen Arbeitszeiten würde wohl am meisten 

an Bedeutung gewinnen. Denn er ist Ausdruck für das Bedürfnis nach Vereinbarkeit von 

Beruf und allgemeiner Lebenssituation. Dabei ist ‚günstig’ nicht allgemein definierbar, 

sondern wiederum von den individuellen Gegebenheiten abhängig. Menschen haben den 

Wunsch, insgesamt weniger zu arbeiten. Das zeigten die persönlichen Gespräche, welche hier 

nicht als Einzelfälle abgetan werden können. Denn die Schweizer Studie nach Bossard und 

Kollegen stützt diese Erkenntnis empirisch. Mit einem Grundeinkommen könnte man leichter 

                                                 
1 zitiert nach A. Goeler, G.W. Werner: Vom Sollen zum Wollen in oekom e.V. (Hrsg.): Anders arbeiten, S. 75-80 
oekom Verlag München 2011. S. 77. 
2 zitiert nach A. Goeler, G.W. Werner: Vgl. ebd. 
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auf einige Arbeitsstunden pro Woche verzichten. Auch deswegen weil dann mehr Zeit für 

Hobbys und andere Freizeitaktivitäten, sowie Eigenarbeit und Ehrenamt zur Verfügung stehen 

würde, wie besagte Studie zeigt. Aber auch das Bedürfnis, mehr Zeit mit der Familie 

verbringen zu können, spielt hier eine wichtige Rolle. Gerade so lange die Kinder noch 

kleiner sind, würden Eltern gerne erst länger vollständig zu Hause bleiben, später nur 20 bis 

30 Stunden pro Woche arbeiten. Sie fürchten dabei aber finanzielle Einbußen. Das BGE 

würde diese Angst bannen. Dennoch spielen auch weiterhin materielle Wünsche eine Rolle. 

Die Anschaffung eines Autos, viel reisen oder das Investieren in das Eigenheim wurden 

häufig genannt, wenn es um die Verwendung des monatlich ausgezahlten Lottogewinns geht. 

Die halbwegs zeitnahe Realisierung dieses Wunsches ist aber in der Regel nur bei Fortsetzung 

der Vollzeiterwerbsarbeit möglich, oder aber bei Aufnahme einer Tätigkeit, die besser bezahlt 

ist. In diesem Zusammenhang muss noch einmal kurz auf einen Aspekt des 

Grundeinkommens hingewiesen werden, der bereits in Kapitel 1, Abschnitt 4.1. angesprochen 

wurde: Das BGE würde die Arbeitnehmer in Verhandlungen mit dem Arbeitgeber 

emanzipieren. Das heißt, sie könnten für allgemein eher als unattraktiv geltende Tätigkeiten 

(z.B. Müllabfuhr) höhere Löhne heraushandeln, wodurch diese wiederum aufgewertet werden 

würden. Für die Berufswahl bedeutet das, dass solche Berufe durchaus häufiger aus freien 

Stücken gewählt werden, wenn man sich vom höheren Verdienst eine bessere Realisierung 

seiner Hobbys oder Lebensträume verspricht. 

Dass mehr Menschen als bisher den Gang in die Selbstständigkeit bzw. Freiberuflichkeit 

gehen würden, spricht außerdem für den Bedeutungszuwachs des Motivs ‚Selbstständiges 

Arbeiten’. Hingegen würde der Wunsch nach frühzeitiger (finanzieller) Unabhängigkeit durch 

die Berufstätigkeit entscheidend in den Hintergrund treten, da dieser durch die bloße Existenz 

des Grundeinkommens bereits erfüllt wäre. Der soziale Faktor der Arbeit, ‚mit interessanten 

Menschen zu tun haben’ wird als gleichbleibend bedeutend vermutet. Zwar ist das 

Arbeitsklima für das Wohlbefinden sehr wichtig, jedoch war auf dieser Ebene zwischen der 

bisherigen und der prognostizierten/erwünschten beruflichen Situation kein Unterschied 

auszumachen. Gleiches gilt für die Motive ‚sauberer Arbeitsplatz’ und ‚hohes Ansehen durch 

den Beruf’. Aufstiegschancen hingegen spielen mit BGE deshalb eine kleinere Rolle, weil die 

mit ihnen verbundenen finanziellen und sicherheitsbezogenen Anreize gegenüber den 

neigungsbezogenen an Bedeutung verlieren. 

Zusammengefasst stellt sich eine vollkommen neue Rangfolge der Berufswahlmotive dar. 

Auch hier gilt: diese Darstellung ist empirisch nicht belastbar, sondern beruht auf der 

Interpretation einer verhältnismäßig geringen Anzahl von eigenen Befragungen und der 
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Studie nach Brossard und Kollegen. Eine entsprechende eigene empirische Erhebung hätte 

den Rahmen dieser Arbeit leider gesprengt. 

 

Rang 
(neu) 

Rang 
(n.Berger) 

Motiv Veränderung 
durch BGE 

1 2 Interessante Arbeit �  
2 3 Neigungs- und Fähigkeitsentsprechung �  
3 7 Günstige Arbeitszeiten �  
4 5 Später viel Geld verdienen �  
5 11 Selbstständig entscheiden, wie Arbeit gemacht wird �  
6 9 Genügend Zeit für die Familie �  
7 6 Mit interessanten Menschen zu tun haben �  
8 1 Sicherer Arbeitsplatz �  
9 10 Sauberer Arbeitsplatz �  

10 4 Gute Aufstiegschancen �  
11 12 Möglichst schnell Geld verdienen �  
12 13 Hohes Ansehen durch Beruf �  

 13 8 Frühzeitig auf eigenen Füßen stehen �  
 

Drei der ersten sechs Motive sind dabei eindeutig neigungsbezogen. Dem Wunsch nach 

günstigen Arbeitszeiten, gutem Verdienst und genügend Zeit mit der Familie kann jedoch 

ebenfalls ein neigungsbezogener Moment zugesprochen werden, wenn daraus tatsächlich ein 

Mehr an Lebensqualität resultiert, also z.B. die Selbstverwirklichung im Hobby, das sich 

geborgen Fühlen in der Familie oder die Förderung der Gesundheit. 

So oder so: das Bedingungslose Grundeinkommen wäre die „Ermächtigung zur 

Selbstermächtigung, die eigenen Geschicke selbst in die Hand nehmen zu können. Das 

Grundeinkommen ermöglicht einen Wandel vom Sollen zum Wollen.“1 – im Beruflichen wie 

im Privaten. 

 

 

3.2. Für die Gesellschaft 

 

3.2.1. Erkenntnisse aus den Befragungen: individuelle Berufswahl mit gesellschaftlichem 

Mehrwert 

 

Was bedeutet es für die Gesellschaft, wenn jeder nur noch das tut, was er gerne tut? Ist es da 

nicht naheliegend, dass die Menschen einen Egoismus entwickeln, dass der Wert Solidarität 

                                                 
1 A. Goeler, G.W. Werner: Vom Sollen zum Wollen in oekom e.V. (Hrsg.): Anders arbeiten, S. 75-80. oekom 
Verlag München 2011. S. 80. 
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an Bedeutung verliert, dass der Großteil des arbeitsfähigen Volkes nicht mehr für den 

Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, sondern sich auf Kosten des Staates ein bequemes Leben 

macht?  

Auf diese Befürchtungen ist zu allererst zu entgegnen, dass keiner der Befragten angab, 

überhaupt nicht mehr arbeiten zu wollen. Viele würden hingegen ihr Erwerbsarbeitspensum 

reduzieren, was sich im Motiv ‚Günstige Arbeitszeiten’ niederschlägt. Dessen hohe 

Bedeutung hat in zweierlei Hinsicht einen Wert für die Gesellschaft. Auf der individuellen 

Ebene drückt es den Wunsch nach weniger Stress aus. Dass sich dieser negativ auf die 

psychische und physische Gesundheit auswirkt, zeigen die zahlreichen Studien zu Burnout-

Erkrankungen. Es ist also zu schlussfolgern, dass einer Gesellschaft, in der die Menschen 

tendenziell weniger arbeiten, weniger Kosten für das Gesundheitssystem entstehen. Von 

diesem monetären Effekt abgesehen, sollte die Gesundheit der Menschen immer oberstes Ziel 

sämtlichen Schaffens sein. Auf der gesellschaftlichen Ebene würden verkürzte Arbeitszeiten 

bedeuten, dass es bei gleichbleibendem Bedarf mehr Angebot an Erwerbsarbeitsplätzen gäbe. 

Die Chancen für Arbeitssuchende, eine für sie attraktive Stelle zu finden, würden also um ein 

Vielfaches steigen. Letztendlich würde das in weniger Arbeitslosigkeit, höherer 

Lebenszufriedenheit und mehr Teilhabemöglichkeiten am gesellschaftlichen Leben münden. 

Bei weiterer Betrachtung der Motive, die durch das BGE an Bedeutung gewinnen, wird 

deutlich, dass man nur schwerlich behaupten kann, dass die zunehmende 

Neigungsorientierung bei der Berufswahl zu mehr Egoismus und damit zu einem Schaden für 

die Gesellschaft führen würde. Streiten ließe sich über den Faktor Verdienst und den damit 

erhöhten Konsummöglichkeiten. Denn hier könnte man Gier und erhöhten 

Ressourcenverbrauch als Argumente anführen. Auf der anderen Seite trägt Konsum, wenn er 

denn verantwortungsvoll ist, zur Wertschöpfung der Gesellschaft bei. Auch die Interviews 

zeigten, dass mit dem Mehr an finanziellen Möglichkeiten nicht zwangsläufig mehr Konsum 

einhergeht. So gab eine Vielzahl von Befragten an, in ein Eigenheim investieren zu wollen. 

Auch die Möglichkeit, das Geld für die Gesundheitsvorsorge zu verwenden, wurde in 

Betracht gezogen. 

Unbestritten ist der Wert von Familie, der obersten Reproduktionsinstanz der Gesellschaft. 

Mit einem Grundeinkommen würden mehr Menschen den Wunsch nach mehr Zeit mit ihrem 

Partner und ihren Kindern verwirklichen. In der Folge könnten stärker gefestigte Beziehungen 

entstehen und vor allem mehr Kinder dank stärkerer Bindungen zu selbstbewussten Menschen 

heranwachsen. Mehr Zeit für die Familie zu haben, beinhaltet außerdem die Möglichkeit, 
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auch überhaupt mehr Kinder zu bekommen, so dass dem demographischen Wandel 

vorgebeugt werden könnte.  

Die Motive ‚interessante Arbeit’, ‚Neigungs- und Fähigkeitsentsprechung’ und 

‚selbstständiges Arbeiten’ beziehen sich alle auf den Beruf, die Tätigkeit an sich. Ist die 

Verwirklichung dieser als immens wichtig eingestuften Ziele bei der Berufswahl gegeben, 

wirkt sich das positiv auf die Motivation des Arbeitenden aus. Mehr Motivation ist nicht nur 

gleichbedeutend mit größerer Zufriedenheit sondern zieht auch mehr Leistung nach sich. 

Unter Umständen kann mit mehr Motivation in kürzerer Zeit sogar die gleiche Leistung 

erbracht werden, wie  bei Dienst nach Vorschrift in mehr Zeit. Neben dem individuellen 

Mehrwert steigt also auch die Produktivität der Arbeit, was auch den zahlenden Arbeitgeber 

freuen dürfte. Darüber hinaus sind zufriedene Mitarbeiter, allgemein zufriedene Menschen, 

Voraussetzung für ein harmonisches soziales Miteinander, in dem Konflikte eher friedlich 

gelöst werden können, als in einer Gesellschaft, deren Mitglieder unter Dauerstress stehen 

und/oder unzufrieden mit ihrer Arbeits-/Lebenssituation sind. Außerdem ist anzunehmen, dass 

sich die Neigungen, Interessen und Fähigkeiten der Menschen nicht decken, sondern – im 

Gegenteil – sich ergänzen. Es ist also auszuschließen, dass es ein Überangebot an gleicher 

Arbeitskraft gibt, sollte sich jedermann in seinem Beruf selbst verwirklichen wollen. 

Der Betrachtung der im Wert gestiegenen Berufswahlmotive soll sich auch eine Betrachtung 

der im Wert gesunkenen Kriterien anschließen: selbstverständlich sind auch hier Aspekte von 

Bedeutung für das Funktionieren einer Gesellschaft zu nennen. So zu allererst das Interesse an 

der Auseinandersetzung mit Menschen. Auch ein kollektives Gefühl der Sicherheit durch die 

Sicherheit des Arbeitsplatzes ist bedeutsam, wenn es darum geht, beständig und ohne 

Turbulenzen Gesellschaft gestalten zu können. Jedoch wird diese Sicherheit durch die 

finanzielle Absicherung in Form des Grundeinkommens gewährleistet. Der Verlust eines 

Arbeitsplatzes hätte also keine derart gravierenden Folgen mehr für den Einzelnen. Zumal ist 

die Frage zu stellen, ob es erstrebenswert ist, zwar einen sicheren Arbeitsplatz zu haben, mit 

der damit verbundenen Tätigkeit aber unzufrieden zu sein. Genauso verhält es sich mit dem 

Ziel der frühen Unabhängigkeit. Auch diese ist durch die bloße Existenz des BGE bereits 

gegeben. 

‚Aufstiegschancen’ und ‚hohes Ansehen im Beruf’ sind eindeutig statusbezogene Motive, die 

keinen Mehrwert für die Gesellschaft haben. Wenn das Ziel hieße, im Beruf in 

verantwortungsvoller Position gestalten zu können, würde die Sache anders aussehen. Wenn 

der Aufstieg aber zum Selbstzweck wird oder eben nur das Ansehen verbessern soll, kann 

man hier nicht davon sprechen, dass diese zur Entwicklung der Gesellschaft beitrügen. Denn 
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wer nur auf seine eigene Karriere bedacht ist, vergisst in dem damit verbundenen 

Machtkampf, dass es um ihn herum auch noch andere Menschen gibt, deren Interessen zu 

wahren sind. 

Wie es um den Faktor Geld an sich steht, wurde bereits erläutert. Wenn das Ziel aber lautet, 

möglichst schnell Geld zu verdienen, wird ein wichtiges Kriterium, das für den Fortbestand 

und die dafür nötige Weiterentwicklung einer wertorientierten Gemeinschaft unabdingbar ist, 

nicht erfüllt: die Nachhaltigkeit. Bei allem, was möglichst schnell gehen muss, wird die 

Eigenzeit involvierter Mitmenschen und die dafür notwendigerweise zu verbrauchenden 

Ressourcen missachtet. Wer nur kurzfristige Ziele verfolgt, vergisst dabei, was ihm selbst und 

Anderen wirklich dauerhaft wichtig ist. 

Bleibt das Motiv ‚sauberer Arbeitsplatz’. Dieses ist schwer zu deuten, da Sauberkeit natürlich 

auch einen gesundheitsfördernden Aspekt hat. Genauso neigen solche Arbeitsplätze aber 

dazu, steril, leb- und lieblos zu wirken. Man denke beispielsweise an Büroräume. 

Vernachlässigt man dieses Motiv also in der Bewertung, ist festzustellen, dass die Motive, die 

durch ein Bedingungsloses Grundeinkommen an Bedeutung gewinnen, in der Tendenz eher 

gesellschaftsförderlich sind, als diese, die an Bedeutung verloren haben. 

Betrachten wir im Folgenden also, wie eine Gesellschaft mit Bedingungslosem 

Grundeinkommen in Hinblick auf Arbeit und Beruf aussehen könnten. Hierzu gibt es bereits 

eine Reihe von Ansätzen. 

 

 

3.2.2. Erkenntnisse aus dem Literaturstudium: von der Arbeits- zur Tätigkeitsgesellschaft 

 

Hannah Arendt – der Name fiel bereits – sprach sich in ihren Werken nirgendwo für ein 

Bedingungsloses Grundeinkommen aus. Dennoch bereitete sie mit ihrer vita activa die 

Grundlage für ein Verständnis von einer Gesellschaft, die sich der Tatsache, dass 

Erwerbsarbeitsplätze immer weniger werden, gestellt hat und sich deshalb die 

Lebensgrundlage in Form des BGE sichert. Diese Vorstellung bietet als logische Konsequenz 

„Die Möglichkeit, die Lebenszeit nicht nur nach der Erwerbsarbeit auszurichten, sondern 

gemäß seiner Fähigkeiten auch andere, nicht einkommensorientierte Tätigkeiten (z.B. 

Nachbarschaftshilfe, politische und kulturelle Tätigkeiten, Bildungsauszeiten u.a.) auszuüben, 

ohne an die Opportunitätskosten denken zu müssen.“1 So formuliert es die Katholische 

Arbeitnehmer/innen Bewegung (KAB), die mit ihrem ebenfalls bereits erwähnten Konzept 
                                                 
1 R. Welter, KAB Aachen auf dem bien-Kongress 2012. http://www.bien2012.de/de/abstracts (aufgerufen am 
07.03.2014) 
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der Triade von Arbeit an Hannah Arendt anknüpft. Noch mal zur Erinnerung: Unterschieden 

wird hier in gesellschaftsbezogene Erwerbsarbeit, welche im Wahrnehmen einer notwendigen 

Arbeit in der Gesellschaft besteht, in  personenbezogene Eigenarbeit, die einen Nutzen für den 

Ausübenden und dessen persönliches Umfeld hat, sowie in gemeinschaftsbezogene 

Öffentlichkeitsarbeit,  also nützliche und notwendige Tätigkeiten für das gesellschaftliche 

Zusammenleben, wie zum Beispiel Ehrenamt in Vereinen. Auch der ebenfalls schon erwähnte 

André Gorz schlug in seinem Werk „Arbeit zwischen Misere und Utopie“ Multiaktivität als 

gesellschaftliche Alternative vor. Wie die KAB verknüpft auch er diesen Ansatz mit dem 

Bedingungslosen Grundeinkommen: er spricht vom BGE als „erste Voraussetzung für eine 

Multiaktivitätsgesellschaft“1. Eine solche Gesellschaft würde sich nicht nur durch die bloße, 

vielseitige, selbstbestimmte und selbstverwirklichende Aktivität ihrer Mitglieder auszeichnen. 

Sie wäre eine reichere Gesellschaft in dem Sinne, als dass die Arbeit der Menschen an der 

Gesellschaft selbst an Bedeutung gewinnen würde. Denn „die gesellschaftliche Produktion 

(des Notwendigen und des Überflüssigen) [erfordert] immer weniger ‚Arbeit’“2. Arbeit an der 

Gesellschaft, sei es in der eigenen Familie, in der Sozialarbeit, in Vereinen, im 

Gesundheitswesen oder in der Politik, wird hingegen immer nötig sein. Sie hat jedoch das 

Problem, dass sie nicht oder kaum quantitativ messbar ist und daher auch nur schwer 

angemessen entlohnt werden kann. Ein Grundeinkommen würde diesem Fakt Rechnung 

tragen und diese Tätigkeiten aufwerten, da sie nicht mehr mit dem Zwang der 

Existenzsicherung verbunden wären. „Im Lebensalltag können sich dann vielfache 

Aktivitäten gegenseitig ablösen und abwechseln, ohne daß deren Entlohnung und Rentabilität 

noch notwendige Bedingungen oder gar ihr Ziel wären. Die sozialen Beziehungen, die 

Kooperationszusammenhänge, ja der Lebenssinn eines und einer jeden werden nur mehr 

durch diese nicht vom Kapital verwerteten und aufgewerteten Aktivitäten hervorgebracht.“3 

Die meist fremdbestimmte Lohn- und Erwerbsarbeit wäre nicht mehr ein solch 

entscheidendes Kennzeichen unserer Gesellschaft. „Die Arbeitszeit hört schließlich auf, die 

gesellschaftlich vorrangige Zeit zu sein.“4 Folglich kann auch nicht mehr von einer 

Arbeitsgesellschaft die Rede sein. Die selbstbestimmte vielseitige Tätigkeit würde durch ein 

Grundeinkommen zum neuen konstitutiven Merkmal unserer Gesellschaft werden, die 

„ökonomische und nicht-ökonomische Wohlstandssteigerungen hervorruft“5. Damit wären 

                                                 
1 A. Gorz: Arbeit zwischen Misere und Utopie, Suhrkamp Verlag, Frankfurt 2000. S. 113 
2 Vgl. ebd. S. 102 
3 Vgl. ebd. S. 103 
4 Vgl. ebd. 
5 R. Welter, KAB Aachen auf dem bien-Kongress 2012. http://www.bien2012.de/de/abstracts (aufgerufen am 
07.03.2014) 
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auch die drei Bedingungen erfüllt, die Bernd Steinmetz als besonders bedeutend für eine 

Alternative zur Arbeitsgesellschaft bezeichnete1: Erstens eine grundlegende Reform der 

Machtverhältnisse, die momentan noch von den Produktionsverhältnissen bestimmt werden. 

Die Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums ist hier alles entscheidend. Dazu zählen 

das Ziel der „gerechten Verteilung des Verhältnisses zwischen möglicher Erwerbsarbeit und 

der autonomen Erfüllung von Lebensbedürfnissen zwischen den Geschlechtern, den 

Schichten und Klassen, den Generationen und Nationen.“2 Zweitens die Schaffung von Arbeit 

mit soziokulturellem Wert, die neben der kapitalfixierten Arbeit als mindestens gleichwertig 

anerkannt wird. Solch Arbeit wären „beziehungsintensive Tätigkeiten, die nicht instrumentell 

rationalisierbar [sind], keinen kapitalwerten Mehrwert schaffen, sich also jenseits der 

Lohngesellschaft befinden.“3 Und drittens eine neue Bescheidenheit; ein Bewusstsein darüber, 

dass Leben mehr als nur Arbeit ist, nämlich auch Muße, Innehalten, Besinnen. Schon 

Nietzsche stellte fest: „Die Arbeit bekommt immer mehr alles gute Gewissen auf ihre Seite.“4 

Gibt man sich einmal bewusst seinen Gedanken und Träumen hin, tut also nichts Produktives, 

so meldet sich heutzutage meist schnell das schlechte Gewissen. Das Grundeinkommen 

ermöglicht die Befreiung von dem sich hier äußernden Leistungsdruck, vom Diktat der 

Produktivität und Lohnarbeit. Es schafft ein Bewusstsein dafür, dass auch tätiges Leben Muße 

braucht. Denn erst im Innehalten kann der Einzelne sich auf seine Stärken und Interessen 

besinnen und darauf aufbauend zum Funktionieren der Gesellschaft beitragen.  

 

 

3.3. Zusammenfassung 

 

Die folgende Grafik5 stellt noch einmal den Zusammenhang zwischen Grundeinkommen und 

Tätigkeitsgesellschaft dar. Sie vereinigt alle bis hierhin dargelegten Erkenntnisse darüber, 

welche Chancen ein Bedingungsloses Grundeinkommen für die Arbeitswelt allgemein und 

besonders den in ihr tätigen Menschen, birgt. Mit ‚countervailing power’ ist dabei eine 

„Gegenmacht, die der Ökonom John Kenneth Galbraith einer einseitigen Marktmacht 

                                                 
1 B. Steinmetz: Über den Wandel der Arbeit und das Problem der Arbeitslosigkeit in H. Pfaffenberger (Hrsg.): 
Sozialpädagogik/Sozialarbeit im Sozialstaat, Band 7. Lit Verlag. Münster 1997. S. 392. 
2 Vgl. ebd. S. 392-393 
3 Vgl. ebd. S. 394 
4 F. Nietzsche zitiert ebd. 
5 M. Blöcher, R. Welter: Mit Grundeinkommen zur Tätigkeitsgesellschaft in R. Blaschke, W. Rätz (Hrsg.): Teil 
der Lösung. Plädoyer für ein bedingungsloses Grundeinkommen, S.129-146. Rotpunktverlag Zürich, 2013. S. 
137. 
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gegenüberstellte“1, gemeint. Sie besteht in einer Emanzipation der Arbeitnehmer gegenüber 

den Arbeitgebern und hat einen dynamischeren Arbeitsmarkt zur Folge. Hervorzuheben ist 

hier der Aspekt, dass Arbeitsplatz und Beruf wieder an Bedeutung gewinnen. Man macht 

nicht mehr einen ‚Job’, also eine Arbeit, die man nur des Einkommens wegen verrichtet. 

Vielmehr ist Arbeitsplatz wieder als Ort der Selbstverwirklichung und Beruf als Berufung zu 

verstehen. Gleichzeitig steigt der Anreiz auch an sich unattraktive, sogenannte ‚schlechte’ 

Arbeiten anzunehmen, da diese besser bezahlt werden müssen.  

Auf der Seite des Individuums können sich als Folge des Bedingungslosen 

Grundeinkommens Sicherheitsgefühl und Kreativitätspotentiale entfalten. Die dazu gehörigen 

Aspekte wurden ausführlich beschrieben. Mehr Zeit für die Familie, die Möglichkeit, sich 

weiterzubilden, für sich selbst oder das 

Gemeinwesen arbeiten, allgemein die 

Lebenszeit selbstbestimmt den sich 

ändernden Gegebenheiten, aber auch 

den eigenen Fähigkeiten gemäß 

einzuteilen – dies alles sind 

Kennzeichen einer 

Tätigkeitsgesellschaft, in der eine 

Vielzahl von Tätigkeiten 

gleichberechtigt nebeneinander 

existieren könnten. Das 

Grundeinkommen verändert das 

individuelle Leben und ermöglicht 

dadurch eine neue Form der 

Gemeinschaft beziehungsweise des 

Zusammenlebens. 

Bleibt zum Abschluss dieses Kapitels 

die Frage: lernen die Menschen von 

selbst, mit diesen neuen Freiheiten umzugehen? Hier sind Zweifel angebracht. Es ist also 

anzunehmen, dass ein Grundeinkommen auch im Bereich der Bildung Veränderungen nötig 

machen würde. 

 

                                                 
1 M. Blöcher, R. Welter: Mit Grundeinkommen zur Tätigkeitsgesellschaft in R. Blaschke, W. Rätz (Hrsg.): Teil 
der Lösung. Plädoyer für ein bedingungsloses Grundeinkommen, S.129-146. Rotpunktverlag Zürich 2013. S. 
136 
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Kapitel 3: Bildung, Berufsorientierung und Bildungssystem 
 

 

1. Begriffliche Vorklärungen: Allgemeinbildung, Berufliche Bildung, Berufsorientierung 

 

1.1. Allgemeinbildung 

 

Hier ist zu allererst anzumerken, dass es große Diskrepanzen gibt; zwischen dem, was 

Bildung ursprünglich und dem Wortsinn nach bedeutet, und dem, was allgemein derzeit unter 

Bildung verstanden wird. Etymologisch betrachtet stammt das Wort Bildung von dem 

althochdeutschen ‚bildunga’. Dieses steht für Schöpfung, Bildnis, Gestalt. Demnach geht es 

hier also um die „Formung des Menschen im Hinblick auf sein ‚Menschsein’, seiner geistigen 

Fähigkeiten.“1 Diese Formung soll aber nicht fremdbestimmt geschehen, betont vor allem die 

Pädagogik und verwendet hierfür den Begriff der Selbstherstellung des Menschen. „Er wird 

nicht gebildet und erzogen für den Staat, für die Wirtschaft oder die Kirche – sondern nur um 

seiner selbst willen.“2 Doch genau an dieser Stelle beginnt die Problematik des 

Bildungsverständnisses. Denn dieses leidet spätestens seit der ersten PISA-Studie im Jahr 

2000 unter zunehmender Ökonomisierung. Hier ist zum besseren Verständnis erklärend 

anzumerken, dass diese jedem bekannte Studie zum internationalen Vergleich von 

Schülerleistungen durch die OECD, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung, durchgeführt wird. Das Erkenntnisinteresse von PISA ist also in erster Linie 

wirtschaftlicher und nicht pädagogischer Natur. Nun wäre das nicht zwangsläufig zu 

kritisieren, wenn nicht sämtliche bildungspolitischen Bestrebungen hierzulande auf ein 

möglichst gutes Abschneiden bei dieser Vergleichsstudie abzielen würden. So aber wird als 

gebildet verstanden, wer bei PISA-Tests  möglichst hohe Werte in den zu testenden Bereichen 

Lese-, mathematische und naturwissenschaftliche Kompetenz erzielt. Von sozialen 

Fähigkeiten, Kenntnissen zu Politik und Gesellschaft, Reflexionsfähigkeit, dem 

künstlerischen Bereich und einigem mehr war hier noch gar keine Rede. Es ist also 

offensichtlich, dass wir es hier mit einem mangelhaften Bildungsverständnis zu tun haben. 

Sehen wir uns dagegen an, wie die Pädagogik – die Wissenschaftsdisziplin, der Bildung 

zuzuordnen ist – eben diese definiert, wird deutlich, wie viel umfassender – und eben 

allgemein – Bildung eigentlich ist:  
                                                 
1 http://de.wikipedia.org/wiki/Bildung (aufgerufen am 25.03.2014) 
2 Vgl. hierzu J. Krautz: Ware Bildung. Schule und Universität unter dem Diktat der Ökonomie. Heinrich 
Hugendubel Verlag Kreuzlingen/München 2007. S. 14 
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Sie „meint 

·  die Befähigung zu vernünftiger Selbstbestimmung und Solidaritätsfähigkeit mit andern, 

·  die Subjektentwicklung im Medium der Objektivationen bisheriger menschlicher Kultur; 

das bedeutet: Bildung ist immer als ein Selbst- und als ein Weltverhältnis auszulegen, das 

nicht nur rezeptive, sondern verändernd-produktive Teilnahme an der Kultur meint, 

·  die Gewinnung von Individualität und Gemeinschaftlichkeit, 

·  eine allgemein gültige, d.h. für alle Menschen gleich gültige Bildung, 

·  Vielseitigkeit, vor allem die moralische, kognitive, ästhetische und praktische 

Dimension.“1 

Allgemeine Bildung bezieht sich also nicht auf konkrete Fächer, ist nicht gleichzusetzen mit 

Kompetenzen, sondern ist ganzheitlich, mehrdimensional und hat aus ihrer geschichtlichen 

Tradition heraus stets auch die Eigenschaft des Kritischen. 

 

 

1.2. Berufliche Bildung 

 

Der Allgemeinbildung gegenüber steht die berufliche Bildung (häufig auch Berufsbildung), 

die sehr viel spezieller ist. Sie hat keine Jahrhunderte alte Tradition, hat weniger einen 

theoretisch-ideellen Charakter als viel mehr einen praktischen. „Unter Berufsbildung versteht 

man die Vermittlung theoretischen und praktischen Wissens, das zur Ausübung eines Berufs 

befähigt.“2, heißt es bei Wikipedia ganz allgemein. Das Berufsbildungsgesetz unterscheidet 

innerhalb der beruflichen Bildung in Berufsausbildungsvorbereitung, die berufliche 

Ausbildung an sich, sowie in entsprechende Fortbildung und Umschulung. Dabei ist das Ziel 

der „Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit“3 zentral. 

Darunter sind notwendige berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten zu verstehen. 

Das Gabler Wirtschaftslexikon schließt in seiner Definition  neben Qualifikationen normative 

Orientierungen ein und bemerkt außerdem, dass das allgemeine Verständnis von beruflicher 

Bildung akademische Ausbildungsgänge ausschließt4. Auch aufgrund seiner praktischen 

Fundierung ist der Berufsbildungsbegriff weit weniger strittig, als der der allgemeinen 

                                                 
1 H. Gudjons: Pädagogisches Grundwissen. 8. aktualisierte Auflage. Verlag Julius Klinkhardt Bad Heilbrunn 
2003. S. 202. 
2 http://de.wikipedia.org/wiki/Berufliche_Bildung (aufgerufen am 26.03.2014) 
3 Berufsbildungsgesetz 2005, Teil 1: Allgemeine Vorschriften, §1 (2). Vgl. http://www.gesetze-im-
internet.de/bundesrecht/bbig_2005/gesamt.pdf (aufgerufen am 26.03.2014) 
4 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon, 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/berufsbildung.html?referenceKeywordName=berufliche+Bildung 
(aufgerufen am 26.03.2014) 
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Bildung. Zugleich ist anzumerken, dass letzterem im gesellschaftlichen Diskurs meist größere 

Bedeutung zugemessen wird. Dies ist Gegenstand diverser wissenschaftlicher Arbeiten auf 

diesem Bereich. Da das Verhältnis beider Begriffe auch für diese Arbeit von Bedeutung ist, 

soll es im Folgenden kurz genauer beleuchtet werden. 

 

 

1.3. Zum Verhältnis von allgemeiner und beruflicher Bildung 

 

Zunächst einmal sind beide Formen von Bildung institutionell getrennt. Denn berufliche 

Bildung findet in erster Linie an Berufsschulen statt, während Allgemeinbildung Gegenstand 

der voraus laufenden Grund-, Haupt-/Mittel- und Realschulzeit, sowie – mit besonderer 

Betonung – des Gymnasiums ist. Daraus ergibt sich gleichzeitig auch eine zeitliche und 

sachliche Priorität der Allgemeinbildung. Ohne sie scheint keine berufliche Bildung möglich 

zu sein. Die daraus resultierende Abwertung der beruflichen Bildung entbehrt in der heutigen 

Bildungspraxis jedoch jeder Grundlage, wie Brater und Kollegen feststellen: „Längst wurde 

gedanklich wie auch empirisch der weit über das ‚Berufsnützliche’ hinausweisende 

persönlichkeitsbezogene ‚Bildungswert der Arbeit’ aufgezeigt, wie andererseits genügend 

viele bildungssoziologische Belege dafür vorliegen, dass auch die angeblich 

‚allgemeinbildende’ Schule, die doch nur die Entwicklung der Persönlichkeit im Auge haben 

sollte, sich an vielfältigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Anforderungen und 

Zwängen orientiert (z.B. am ‚Bedarf’ an Abiturienten).“1 Außerdem ist die Tendenz zu 

beobachten, dass die jeweiligen allgemeinbildenden Schultypen mehr und mehr auf 

bestimmte Berufsgruppen hinführen. Schelsky spricht in diesem Zusammenhang vom 

Schulwesen als „Zuteilungsapparatur von Sozialchancen“2. Die Haupt-Mittelschule bereitet 

ihre Schüler demnach auf praktische, die Realschule ihre auf kaufmännisch-verwaltende 

sowie technische Berufe vor, während das Gymnasium die seinen zu wissenschaftlichen und 

leitenden Berufen hinführt. Eine strikte Trennung von Allgemein- und Berufsbildung ist 

faktisch also nicht mehr gegeben. Auch das ist zu einem großen Teil der Ökonomisierung von 

Bildung zuzuschreiben. Denn auf diese Weise werden Heranwachsende schon sehr früh auf 

die Anforderungen des Arbeitsmarktes vorbereitet. Erich Riboltis bemerkt in diesem 

Zusammenhang, dass der Bildung ihr revolutionärer Charakter ganz wesentlich deswegen 

abhanden gekommen ist, weil sie in allgemeine – „der abgehobenen Beschäftigung mit dem 

                                                 
1 M. Brater, U. Büchele, E. Fucke, G. Herz: Berufsbildung und Persönlichkeitsentwicklung. Verlag Freies 
Geistesleben Stuttgart 1988. S. 28-29 
2 Zitiert ebd. S. 29. 
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Wahren, Guten und Schönen“ – und berufliche – „dem ‚blinden’ Erwerben verwertbarer 

Qualifikationen“ – aufgespaltet wurde1.  

Zusammenfassend ist also zu sagen, dass Allgemein- und Berufsbildung zunehmend 

vermengt werden. Letztere muss sich dabei ihrem Wesen nach ganz automatisch an der 

Arbeitswelt orientieren. Dies führt jedoch zu einem Verständnis von Bildung insgesamt als 

„Lernen, das den Einzelnen für ökonomische Prozesse brauchbar macht und ihn befähigt, 

seine Konkurrenten kraft besonderer Verwertbarkeit auszustechen“2. Es ist also nicht die 

generelle Abwertung der Berufsbildung an sich zu kritisieren, sondern der zu große Einfluss 

der Wirtschaft, die Bildung abhängig von Arbeit und Beruf macht. Es sollte jedoch genau 

umgekehrt sein. Arbeit und Beruf sollten sich durch Bildung konstituieren. Der Mensch sollte 

durch seine individuelle Bildung zur Gestaltung der Arbeitswelt beitragen. So würde 

berufliche Bildung zu einem Teil von Allgemeinbildung werden und umgekehrt. In anderen 

Worten: „alle Formen der Bildung [bedingen] einander und durchdringen sich gegenseitig. 

Ihre Interdependenzen lassen es fragwürdig und willkürlich erscheinen, bestimmte Teile der 

Bildung einem bestimmten ‚Bildungs-Bereich’ zuordnen zu wollen. So kann es - auch 

gemessen am derzeit nach herrschender Meinung geltenden allgemeinen Bildungsbegriff - 

ohne eine fundierte allgemeine Bildung keine qualifizierte berufliche Bildung geben. 

Andererseits prägt eine sich fortentwickelnde berufliche Bildung intensiv auch die 

Weiterentwicklung eben jener ‚allgemeinen’ Bildung.“ 3 

 

 

1.4. Berufsorientierung 

 

Der Begriff der Berufsorientierung scheint eine Art Vermittlerposition zwischen den 

geschilderten, teils als widersprüchlich wahrgenommenen Polen von Bildung einzunehmen. 

So heißt es bei Jörg Schudy einleitend: „Berufsorientierung wird inzwischen wieder vermehrt 

als ein zentraler Aufgabenbereich im allgemeinbildenden Schulwesen anerkannt.“4 Im 

Folgenden wird auf vier Bedeutungsvarianten des Begriffs Berufsorientierung verwiesen: 

                                                 
1 E. Riboltis: Grundeinkommen – Bedingung der Möglichkeit von Bildung? 
http://homepage.univie.ac.at/erich.ribolits/php/web/m/archive/download/5644 (aufgerufen am 24.03.2014). S. 2 
2 Vgl. ebd. 
3 K. Westensee: Bildung – ein Definitionsversuch. 
http://www.westensee.de/klaus.westensee.de/erwachsenenbildung/definition-bildung.htm (aufgerufen am 
26.03.2014) 
4 J. Schudy: Berufsorientierung als schulstufen- und fächerübergreifende Aufgabe. In: J. Schudy (Hrsg.): 
Berufsorientierung in der Schule. Grundlagen und Praxisbeispiele, S. 9-33. Verlag Julius Klinkhardt Bad 
Heilbrunn 2002. S. 9 
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Erstens meint er „eine Eigenschaft bzw. Haltung seitens der Schülerinnen und Schüler“1, also 

eine subjektive Berufsorientierung. Zweitens meint er die Orientierung von Bildungsinhalten 

und Unterrichtsmethoden an „neuen Anforderungen in den Tätigkeitsfeldern beruflicher 

Arbeit“2. Drittens meint er „die Aneignung von Kenntnissen, Erkenntnissen, Erfahrungen und 

Fähigkeiten, die es den Schülerinnen und Schülern ermöglichen sollen, eine rationale  […] 

Entscheidung für einen ‚Start-‚ bzw. ‚Erstberuf’ zu treffen.“3 Diese Bedeutung ist die 

geläufigste und mit dem Begriff der Berufswahlvorbereitung gleich zu setzen. Viertens meint 

er den (arbeitsweltbezogenen) Teil von Allgemeinbildung. Diese Dimension von 

Berufsorientierung soll auf Grund ihres reinen Bildungsgehalts für diese Arbeit von 

besonderer Bedeutung sein. Schudy legt diesen besonderen Charakter von Berufsorientierung 

in diesem Sinne sehr deutlich dar: „Gemeint ist die erschließende Auseinandersetzung mit den 

vielfältigen Facetten und den sozialen, ökonomischen und technischen Grundlagen der 

Arbeitswelt. Im Zusammenhang mit einer sozioökonomisch-technischen Grundbildung zielt 

diese auf eine durch Urteils-. Solidaritäts-, und Selbstbestimmungsfähigkeit fundierte 

Handlungsfähigkeit in einem zentralen gesellschaftlichen und die gesellschaftliche Gestalt 

auch zukünftig maßgeblich mitbestimmenden Handlungsfeld.“4 

 

Die dritte Bedeutungsvariante ist die entscheidende, wenn es um die bisherige Ausgestaltung 

des Bildungssystems mit Blick auf die Berufswahl von Kindern und Jugendlichen geht. Der 

vierten wird hier am meisten Potential für das Verständnis von Berufsorientierung in einer 

Gesellschaft mit Bedingungslosem Grundeinkommen beigemessen. Im Folgenden soll 

zunächst genauer betrachtet werden, wie das Schulsystem hinsichtlich Arbeit und Beruf 

aktuell ausgestaltet ist. Sodann soll das Veränderungspotential von Bildung und 

Berufsorientierung durch die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens genauer 

untersucht werden. 

 

 

                                                 
1 J. Schudy: Berufsorientierung als schulstufen- und fächerübergreifende Aufgabe. In: J. Schudy (Hrsg.): 
Berufsorientierung in der Schule. Grundlagen und Praxisbeispiele, S. 9-33. Verlag Julius Klinkhardt Bad 
Heilbrunn 2002. S. 9 
2 Vgl. ebd. 
3 Vgl. ebd. 
4 Vgl. ebd. 
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2. Bisherige Ausgestaltung des Bildungssystems hinsichtlich des Berufs 

 

2.1. Berufliche Schulen 

 

Eingangs kam bereits die institutionelle Trennung von beruflicher und allgemeiner Bildung 

zur Sprache. So findet die konkrete Ausbildung, ausgerichtet auf einen speziellen Beruf, im 

Rahmen der beruflichen Schulen statt. Innerhalb dieser gibt es jedoch wieder verschiedene 

Typen. Die klassische Berufsausbildung ist die sogenannte duale Berufsausbildung, in der die 

Auszubildenden zwar regelmäßige Präsenzzeiten in der Schule haben, aber überwiegend im 

Betrieb ausgebildet werden. In diesem Fall hat der theoretische Teil der Ausbildung 

geringeren Umfang als der praktische. Ein erster Sonderfall der beruflichen Schulen sind die 

Berufsfachschulen, in denen die gesamte Ausbildung fest mit der Schule verknüpft ist. Auch 

hier haben die Schüler selbstverständlich Praxiszeiten. Diese werden aber häufig nicht immer 

im gleichen, sondern in wechselnden Betrieben abgeleistet und nicht selten auch direkt in den 

Schulen verbracht. Ein zweiter Sonderfall der beruflichen Schulen sind die beruflichen 

Oberschulen, welche keinen konkreten Beruf zum Ausbildungsgegenstand haben, sondern nur 

eine fachliche Richtung, wie zum Beispiel die soziale, wirtschaftliche oder 

naturwissenschaftliche. In Bayern sind das Berufs- und Fachoberschule. Erstere kann nach 

dem Abschluss einer Berufsausbildung, letztere aufgrund der Mittleren Reife besucht werden. 

Beide bieten die Chance, die allgemeine oder fachgebundene bzw. die Fachhochschulreife zu 

erwerben. Sie führen also meist zu einer akademischen Ausbildung hin. Ein dritter Sonderfall 

der beruflichen Schulen sind die Wirtschaftsschulen, die eine wirtschaftliche 

Berufsorientierung für Mittelschulabsolventen bieten. Die klassische Berufsschule bietet 

darüber hinaus Orientierungs- und Übergangsjahre für Jugendliche, die die Mittelschule ohne 

Abschluss verlassen oder aber keinen Ausbildungsplatz bekommen haben. 

 

 

2.2. Allgemeinbildende Schulen 

 

In der gängigen Literatur zum Thema Berufsorientierung ist zumeist von Schulen der 

Sekundarstufe die Rede. Hier kommt in Deutschland das dreigliedrige Schulsystem zum 

Tragen, welches dementsprechend auch drei Bildungsziele formuliert, „die nach verschieden 

langer Schulzeit erreicht werden: „an einem verhältnismäßig früh an Arbeit und Beruf 
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anschließenden, einem mittleren und einem höheren.“1 Diese Formulierung impliziert eine 

Minderwertigkeit der „früh an Arbeit und Beruf anschließenden“ Haupt- bzw. seit kurzem in 

Bayern so genannten Mittelschulen. Die Bezeichnung ‚niedrigeres Bildungsziel’ wird hier 

wohl bewusst ausgespart. Bevor die Sekundarstufe genauer betrachtet wird, soll jedoch auch 

ein Blick auf das Verhältnis der Grundschule zum Themenkomplex Arbeit und Beruf 

geworfen werden. Dabei beschränke ich mich aus Gründen der Übersichtlichkeit zur 

exemplarischen Veranschaulichung auf das Bayerische Schulwesen. 

 

 

2.2.1. Grundschule 

 

Im ersten Moment könnte man meinen, dass Berufsorientierung bei den jüngsten Schülern 

eben aufgrund der zeitlichen Distanz zur Berufswahl eine untergeordnete Rolle spielt. Die 

Realität sieht anders aus: Kinder formulieren schon sehr früh Berufswünsche, erfahren 

darüber hinaus in ihrem familiären Umfeld, was es heißt, arbeiten zu gehen und auch welche 

Probleme damit verbunden sind. „Dies wird allerdings nur selten auch in der 

unterrichtsdidaktischen Arbeit realisiert“2, wird häufig bemängelt. Nichtsdestotrotz benennt 

Kaiser eine Reihe von Praxisvorschlägen für die grundschuldidaktische Bearbeitung der 

Arbeitswelt im Rahmen des Fachs Sachkunde. Darunter die „Veranschaulichende 

Informationsvermittlung über die Arbeitswelt [und] Reflexion von Berufs- und 

Lebensvorstellungen der Kinder.“3 Hartmann und Hempel betonen dabei vor allem die 

Bedeutung der Phantasie und der Träume der Kinder, denn „Das Überspringen der zeitlichen 

und räumlichen Grenzen in der kindlichen Phantasie ermöglicht ein von den vielfältigsten 

Zwängen (Geschlechterrolle, Existenz, gesellschaftspolitische Verhältnisse) noch relativ 

freies Entscheidungsspektrum.“4 Die Aufgabe der Grundschule sehen sie darin, „die Mädchen 

und Jungen mit Wissen über vielfältige Berufe und Lebensgestaltungsmöglichkeiten in 

altersangemessener Weise zu versorgen und zum Träumen anzuregen.“5 

 

                                                 
1 Deutscher Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen 1966 zitiert nach E. Kuchler: Die Bedeutsamkeit 
allgemeiner Bildung – die Bildungsbedeutsamkeit berufsbezogener Bildung. Kritische Analyse aktueller 
Konzepte zur Lösung eines traditionsreichen Problems. Universität Regensburg 1997. S. 125. 
2 A. Kaiser: Berufsorientierung in der Grundschule in J. Schudy (Hrsg.): Berufsorientierung in der Schule. 
Grundlagen und Praxisbeispiele. S. 157-174. Verlag Julius Klinkhardt Bad Heilbrunn 2002. S. 159 
3 Vgl. ebd. S. 158 
4 J. Hartmann, M. Hempel: Die berufliche Zukunft – ein Thema für Mädchen und Jungen im Grundschulalter? In 
M. Hempel, J. Hartmann: Lebensplanung und Berufsorientierung – ein Thema für die Grundschule? S. 9-18. 
Potsdamer Studien zur Grundschulforschung, Heft 8, Potsdam 1995. S. 17. 
5 Vgl. ebd. S. 16-17 
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2.2.2. Mittelschule 

 

Die Haupt- bzw. Mittelschule ist der wohl am stärksten berufsorientierte Schultyp. Hier ist die 

Berufsorientierung mit dem Fach Arbeitslehre beziehungsweise Arbeit-Wirtschaft-Technik 

sogar institutionalisiert. Dessen Ziel soll es sein, Schüler zu befähigen, „eine Lebens- und 

Arbeitswelt, die von den Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft geprägt ist, aktiv und 

verantwortlich mitzugestalten“1, so zumindest die Bundesvereinigung der Deutschen 

Arbeitgeberverbände. Darüber hinaus müssen die Schüler auf Haupt- und Mittelschule eine 

Vielzahl von Praktika absolvieren, um möglichst viele verschiedene Berufe kennenzulernen. 

Dem (qualifizierenden) Hauptschulabschluss folgt denn auch meist direkt eine praktische 

Berufsausbildung. Dennoch gibt es hier auch die Möglichkeit, über die freiwillige zehnte 

Jahrgangsstufe die mittlere Reife zu erwerben, die wiederum die Möglichkeit einschließt, die 

Schullaufbahn auf der Fachoberschule fortzusetzen. Auch nach der neunten Klasse haben 

Mittelschulabsolventen die Chance, sich beruflich noch weiter zu orientieren. Hier bietet die 

Wirtschaftsschule eine Perspektive vor allem für kaufmännische Berufe. 

 

 

2.2.3. Realschule 

 

Die Realschule (in einigen Bundesländern auch Mittelschule genannt) hat ebenfalls eine 

starke Berufsorientierung. Ähnlich der Fach- und Berufsoberschulen müssen die Schüler hier 

– wenn auch erst ab der achten Jahrgangsstufe – eine Fachrichtung wählen. Die häufigsten 

sind auch hier die soziale, wirtschaftliche und naturwissenschaftlich-technische. Außerdem ist 

ein Betriebspraktikum vorgesehen. Die Realschule führt jedoch nicht zwangsläufig direkt ins 

Berufsleben. Viele Schüler nehmen noch den Weg über die Fachoberschule, um dann 

studieren zu können. Häufig ist dieser Gang aber nicht der Überzeugung geschuldet, einen 

konkreten Beruf beziehungsweise einen bestimmten Studiengang zu wählen, sondern genau 

umgekehrt: die Schüler sind noch orientierungslos und wählen die Fachoberschule in der 

Hoffnung, dort ein klareres Bild von ihren Vorstellungen von Berufsleben zu bekommen. 

 

                                                 
1 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 1992 zitiert nach: E. Kuchler: Die Bedeutsamkeit 
allgemeiner Bildung – die Bildungsbedeutsamkeit berufsbezogener Bildung. Kritische Analyse aktueller 
Konzepte zur Lösung eines traditionsreichen Problems. Universität Regensburg 1997. S. 126 
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2.2.4. Gymnasium 

 

Die Gymnasien mit ihrem Ziel, eine vertiefte Allgemeinbildung zu vermitteln, führen in erster 

Linie auf eine akademische Ausbildung hin. Zwar gibt es mehr und mehr Abiturienten, die 

eine Berufsausbildung wählen, doch das ist immer noch eine Minderheit. Das liegt auch am 

steigenden Bedarf der Wirtschaft an studierten Fachkräften. Die Spezialisierung auf 

bestimmte Fachbereiche im Gymnasium ist dementsprechend vor allem eine 

wissenschaftsorientierte. Nichtsdestotrotz ist natürlich auch die Ausrichtung auf eine 

akademische Fachrichtung eine Berufsorientierung. Vor allem in Zeiten, in denen 

Studiengänge, die scheinbar keine guten Aussichten auf dem Arbeitsmarkt versprechen, 

niedriger angesehen und seltener gewählt werden. Zu nennen sind hier vor allem 

Geisteswissenschaften wie Philosophie und Geschichte, insofern sie nicht im Rahmen eines 

Lehramtsstudiums studiert werden. 

 

 

3. Konsequenzen des BGEs für das Bildungsverständnis, das schulische Bildungssystem 

und die individuelle Berufsorientierung 

 

Im Folgenden sollen die möglichen bildungsbezogenen Konsequenzen und Chancen eines 

Bedingungslosen Grundeinkommens aufgezeigt werden. Dabei ist anzumerken, dass der 

Bildungsbereich hinsichtlich des BGE bisher anscheinend noch kaum untersucht worden ist. 

In der einschlägigen Literatur ist meist von Armutsbekämpfung, von veränderter Arbeitswelt 

oder auch von Kultur- und Demokratieförderung die Rede. Nicht aber von Chancen oder 

zwingenden Konsequenzen für das Bildungswesen. Einen der wenigen Beiträge hierzu liefert 

Erich Riboltis, Kritiker der zunehmenden Ökonomisierung von Bildung. In seinem Aufsatz 

mit dem Titel ‚Grundeinkommen – Bedingung der Möglichkeit von Bildung?’ stellt er – 

nachdem er zuvor einen Abriss der Bildungsgeschichte liefert – fest, es „ließe sich […] 

durchaus der Schluss ziehen, dass die Forderung nach einer materiellen Grundsicherung für 

alle einen engen Konnex zu emanzipatorischen Bildungsvorstellungen hat. Zum einen – so 

könnte man meinen – wird damit der unerbittliche und allgegenwärtige Zwang, die eigene 

Haut zum Arbeitsmarkt tragen zu müssen, gemildert und damit ein gewisses Maß an 

gesellschaftlicher Freiheit verwirklicht. Zum anderen suggeriert die Idee, dass dadurch auch 

das Lernen zumindest zum Teil wieder von seiner Anbindung an die Verwertbarkeitsprämisse 

befreit würde; es bestünde quasi die Chance, die gewonnene Freiheit dafür zu nützen, Lernen 
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zumindest fallweise wieder unter dem Anspruch einer Bildung stattfinden zu lassen, die zur 

Transformation der gesellschaftlichen Zustände in Richtung von mehr Humanität beiträgt.“1 

Ein weiterer Aufsatz – ‚Das Bedingungslose Grundeinkommen und die Notwendigkeit einer 

Befreiung des Geisteslebens aus staatlicher Vormundschaft’ von Thomas Brunner – 

beschäftigt sich vor allem mit der Frage, ob das BGE eine freie Bildung im Sinne von 

staatlicher Unabhängigkeit ermöglichen könnte. Hierbei ist zu erwähnen, dass der Artikel auf 

den Seiten von dreigliederung.de, die sich mit den Ideen von Rudolf Steiner, dem Begründer 

der Waldorfpädagogik, befasst, erschienen ist.  

 Die Ergebnisse der genannten Auseinandersetzungen sollen im Folgenden auch in meine 

Darstellungen einfließen. Hier möchte ich mich dem Thema auf drei Ebenen nähern: zum 

einen auf der des Begriffsverständnisses, zum anderen möchte ich einige Gedanken zum 

Veränderungspotential des schulischen Bildungssystems zu Papier bringen, bevor ich 

abschließend die bildungsbezogenen Chancen, die sich durch ein Grundeinkommen für den 

Einzelnen ergeben würden, beleuchten werde. 

 

 

3.1. „Neues“ Bildungsverständnis 

 

Es wurde bereits angenommen, dass sich der Begriff Berufsorientierung gut für eine 

Integration in den Begriff der Allgemeinbildung eignet, wenn er eine „erschließende 

Auseinandersetzung mit den vielfältigen Facetten und den sozialen, ökonomischen und 

technischen Grundlagen der Arbeitswelt“2 meint und „auf eine durch Urteils-. Solidaritäts-, 

und Selbstbestimmungsfähigkeit fundierte Handlungsfähigkeit“3 zielt. Folgt man außerdem 

dem Allgemeinbildungsverständnis Klafkis, ist Berufsorientierung in der Allgemeinbildung 

unabdingbar. Denn er „sieht in den zentralen Schlüsselproblemen der Gegenwart – neben den 

Dimensionen der breiten Entfaltung aller Persönlichkeitsdimensionen – ein wesentliches 

Raster, um notwendige Inhalte für den Sachunterricht zu begründen.“4. Was hier speziell auf 

die Grundschule bezogen ist, gilt jedoch auch ganz allgemein für schulisches Unterrichten. 

Warum ist das aber nun für das Bildungsverständnis einer Gesellschaft mit Bedingungslosem 

                                                 
1 E. Riboltis: Grundeinkommen – Bedingung der Möglichkeit von Bildung? 
http://homepage.univie.ac.at/erich.ribolits/php/web/m/archive/download/5644 (aufgerufen am 24.03.2014). S. 3 
2 J. Schudy: Berufsorientierung als schulstufen- und fächerübergreifende Aufgabe. In: J. Schudy (Hrsg.): 
Berufsorientierung in der Schule. Grundlagen und Praxisbeispiele. S. 9-33. Verlag Julius Klinkhardt Bad 
Heilbrunn 2002. S. 9 
3 Vgl. ebd. 
4 A. Kaiser: Berufsorientierung in der Grundschule. In: J. Schudy (Hrsg.): Berufsorientierung in der Schule. 
Grundlagen und Praxisbeispiele. S. 157-174. Verlag Julius Klinkhardt Bad Heilbrunn 2002. S. 158 
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Grundeinkommen relevant? Erst einmal ist eine solche reflektierte Bildung und das daraus 

resultierende Bewusstsein für gesellschaftliche Probleme Voraussetzung, um neue Ideen zur 

Gestaltung des Gemeinwesens, wie es das Grundeinkommen eine ist, überhaupt erst in 

Betracht zu ziehen. Zum anderen ist das Grundeinkommen ein Vertrauensvorschuss der 

Gesellschaft dem Einzelnen gegenüber. Es impliziert ein positives Menschenbild, das jedem 

Individuum zutraut, dass es selbstverantwortlich seinen Teil zum Gelingen des 

Zusammenlebens beiträgt. Das funktioniert jedoch nur, wenn sich jeder Einzelne erstens der 

Problemlagen und der Bedürfnisse einer Gesellschaft und der Menschen in seinem Umfeld 

und zweitens seiner Potentiale, Fähigkeiten, Fertigkeiten… bewusst ist. Er muss eine Idee 

davon haben, wie er sich innerhalb der sich bietenden Freiheiten selbst verwirklichen und 

durch dieses selbst verwirklichende Tun zur Gestaltung der Gesellschaft beitragen kann. Ein 

solches Bewusstsein kann nur eine Allgemeinbildung schaffen, die – um mich auf den in 

Punkt 1.1. in diesem Kapitel vorgestellten Bildungsbegriff bei Gudjons zu beziehen – die 

Selbstbestimmung und Solidaritätsfähigkeit fördert und ein Selbst- und ein Weltverhältnis 

von Bildung berücksichtigt. Eine solche Bildung hat die Gewinnung von Individualität und 

Gemeinschaftlichkeit zum Ziel, ist für alle Menschen gleichermaßen gültig und nicht 

eindimensional, sondern vielfältig. Letzteres ist vor allem auch deswegen so wichtig, 

betrachtet man noch einmal, wie sich das Berufswahlverhalten durch ein Bedingungsloses 

Grundeinkommen verändern würde. Es verschiebt sich in Richtung neigungsbezogener 

Motive. Voraussetzung dafür, sich seiner Neigungen bewusst zu sein, ist jedoch, im 

Bildungsprozess viele verschiedene Tätigkeiten und Fachgebiete nicht nur kennenlernen, 

sondern auch ausprobieren und in ihnen Erfahrungen sammeln zu können. Neu ist dieses 

Bildungsverständnis nun aber bei Leibe nicht. Ein Grundeinkommen würde aber 

zwangsläufig eine zumindest teilweise Refokussierung auf ein klassisches Bildungsideal 

bewirken und Bildung etwas unabhängiger von wirtschaftlicher Verwertbarkeit machen.  

Die Formulierungen „zumindest teilweise“ und „etwas unabhängiger“ zeigen schon an, dass 

es gegen diese Annahmen auch Bedenken gibt. Erich Riboltis sieht diese in Zusammenhang 

mit der generellen Hoffnung, die mit dem Grundeinkommen verknüpft ist. Und zwar der, 

„dass seine Einführung nachhaltige Veränderungen des politisch-ökonomischen Systems 

initiieren würde. Auf das Grundeinkommen gestützt – so die Erwartung – könnten sich 

Subkulturen eines Lebens jenseits der Verwertung in Arbeit und Konsum entwickeln; 

Enklaven und Keimzellen des guten Lebens, aus denen heraus es gelingen könnte, die 
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aktuellen gesellschaftlichen Prämissen zu konterkarieren und letztendlich zu kippen.“1 Diese 

Annahme hält er jedoch für sehr hinterfragenswert, denn auch eine Gesellschaft mit 

Grundeinkommen baut auf den Faktoren Geld und Reichtum auf. Deren Anhäufung hat 

jedoch stets zur Folge, dass andernorts andere Menschen Geld und Reichtum verlieren. Er 

folgert daher: „Wer für ein Grundeinkommen eintritt, hat sich notgedrungen – ob bewusst 

oder unbewusst – gedanklich schon unter Kuratel des auf Ware und Verwertung beruhenden 

bürgerlichen Systems begeben – seine Forderung ergibt nur Sinn innerhalb der 

entsprechenden Logik.“2 An dieser Stelle schlägt er die Brücke zur Bildung, dessen Ziel stets 

die Emanzipation des Menschen, das ständige Umgestalten der gesellschaftlichen, politischen 

Begebenheiten sein sollte. Von diesem Ziel kann seiner Meinung nach in der 

Grundeinkommensdebatte nicht die Rede sein, denn „Emanzipation kann […] nur das 

tendenzielle Durchbrechen der Verwertungslogik bedeuten. Sie lässt sich nicht erreichen, 

indem durch ein klammheimliches Profitieren am Verwertungssystem ein Freiraum zu seiner 

Überwindung imaginiert wird. […] Für eine Bildung, die mit dem Anspruch des radikalen 

Hinterfragens aller Einschränkungen des Denkens auftritt, stellt das Grundeinkommen somit 

sicher keine besonders förderliche Basis dar.“3 

Riboltis hat mit seinen Äußerungen sicherlich recht. Nach seiner Logik wäre eine wahrlich 

emanzipatorische „Bildungsarbeit, die Menschen dazu ermächtigen will, die Gesellschaft im 

Sinne ihrer Bedürfnisse ändern zu können [und deshalb] an den von ihnen erlebten 

Widersprüchen in der Gesellschaft ansetzen und zu ihrer kritischen Reflexion animieren 

[muss]“4, nur in einer Welt möglich, die nicht durch das Medium Geld, welches enorme 

gegenseitige Abhängigkeiten schafft, global vernetzt ist. Manch einer mag diese Vorstellung 

als märchenhaft abtun. So weit möchte ich an dieser Stelle nicht gehen. Ich bin jedoch der 

Meinung, dass ein Grundeinkommen doch realistischer ist als die Abschaffung des globalen 

Geldes. Das Grundeinkommen macht die Menschen außerdem unbestritten freier von 

wirtschaftlichen Zwängen und kann daher durchaus als ein Schritt in die richtige Richtung 

betrachtet werden. Nach dieser Logik würde  auch das Verständnis von Bildung wieder freier 

und allgemeiner, also weniger an spezifische Kompetenzen geknüpft.  

Bleibt noch zu klären, wie es sich mit dem Begriff der beruflichen Bildung verhält. Es wurde 

bereits festgestellt, dass in der Allgemeinbildung eine Berufsorientierung unentbehrlich ist. 

Das heißt, auch diese ist auf ihre theoretisch-allgemeine Weise eine berufliche Bildung. 

                                                 
1 E. Riboltis: Grundeinkommen – Bedingung der Möglichkeit von Bildung? 
http://homepage.univie.ac.at/erich.ribolits/php/web/m/archive/download/5644 (aufgerufen am 24.03.2014). S. 3 
2 Vgl. ebd. S. 4 
3 Vgl. ebd. 
4 Vgl. ebd. 
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Durch sie soll die Entscheidung für einen Beruf getroffen werden können. Ist diese 

Entscheidung gefallen, folgt die berufliche Bildung im herkömmlichen Sinn. Sie ist 

spezifisch-praktisch. Eine bewusste Auseinandersetzung mit der Gesellschaft allgemein, mit 

ihren Problemen und Bedürfnissen, darf jedoch niemals aufhören. Denn sonst droht Stillstand, 

was die Sicherstellung des Grundeinkommens oder die Weiterentwicklung dieses Systems 

bedrohen würde. Das heißt, berufliche Bildung ist immer auch Allgemeinbildung, 

Allgemeinbildung ist aber immer durch ihre Berufsorientierung berufliche Bildung. Eine 

Trennung dieser drei Begrifflichkeiten scheint also überholt zu sein. Erst Recht in einer BGE-

Gesellschaft, die andere Prioritäten als die wirtschaftliche Verwertbarkeit von Bildung und 

Beruf setzt. Ein solches Bildungsverständnis, das einen sich selbst und der Allgemeinheit 

gegenüber verantwortungsvollen Menschen zum Ziel hat, würde auch die Kritik der 

Grundeinkommensgegner, die Menschen könnten nicht mit den sich bietenden finanziellen 

Möglichkeiten und den damit verbundenen Freiheiten umgehen, die Grundlage entziehen. 

Doch wie könnte ein Bildungssystem, das auf dieses Ziel aufbaut, aussehen? 

 

 

3.2. Veränderungspotential des Bildungssystems 

 

Die hier zu nennenden Punkte sind größtenteils solche, die schon in der aktuellen Diskussion 

zur Reformierung des schulischen Bildungssystems thematisiert wurden. Durch das 

Bedingungslose Grundeinkommen wird lediglich die argumentative Herangehensweise 

geändert. So wird häufig gefordert, Schüler mit möglichst vielen (beruflichen) Fachbereichen 

zu konfrontieren. Meist wird dies damit begründet, dass der aktuell prekäre Arbeitsmarkt die 

Fixierung auf ein einziges Tätigkeitsfeld nicht mehr erlaubt. Arbeitssuchende müssen flexibel 

sein, auf die Bedürfnisse der Wirtschaft reagieren können und theoretisch für eine Anstellung 

beispielsweise im Bereich des Rechnungswesen ebenso geeignet sein, wie für eine in der 

Fertigung – ganz unabhängig davon, wie gut man diese auch ausfüllen kann. Mit 

Grundeinkommen wird eine solche vielseitige Bildung von ihrem Verwertbarkeitscharakter 

gelöst und mit einem anderen Ziel verknüpft: die Schüler sollen herausfinden, für welchen 

Bereich sie denn zum einen durch ihre Fähigkeiten und Talente besonders gut geeignet sind 

und wo sie das Gefühl haben, Leistung erbringen zu können und dabei von ihrem Tun auch 

überzeugt zu sein. Ein Schulsystem, das diesem Ziel Rechnung trägt, müsste stark handlungs- 

und erfahrungsorientiert ausgerichtet sein. So existieren bereits Modellschulen, die in eigenen 

Werkstätten genau das zu realisieren versuchen. Dabei ist Werkstatt nicht als Ort des rein 
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praktisch-handwerklichen Tuns gemeint, sondern als Ort des Ausprobierens und 

Experimentieren. Hierzu zählen also auch wissenschaftliche Bereiche wie 

Naturwissenschaften und Philosophie. Nun kann aber schwerlich jede Schule für sich jedes 

Berufs- und Wissenschaftsfeld bedienen. Daher ist zum einen eine Kooperation zwischen 

nahegelegenen Schulen von Nöten. Zum anderen bedarf es der Zusammenarbeit mit 

außerschulischen Einrichtungen, wie zum Beispiel ansässigen Betrieben, Bibliotheken, 

Museen etc.   

Dabei sollten alle Schüler gleichermaßen sowohl mit handwerklichen Tätigkeiten, als auch 

mit wissenschaftsorientierten Berufen konfrontiert werden. Hier besteht im aktuellen 

dreigliedrigen Schulsystem Deutschlands ein fundamentales Problem. Schon nach der 

vierjährigen Grundschulzeit werden die Kinder auf Haupt-/Mittelschule, Realschule und 

Gymnasium aufgeteilt, wodurch berufliche Bildungsgänge nicht unwesentlich determiniert 

werden. Daher die zweite Forderung, die keine neue ist: längeres gemeinsames Lernen aller 

Schüler und die Möglichkeit, den gewünschten Schulabschluss in individuellem Tempo zu 

erwerben. Zum einen wird so sichergestellt, dass alle Schüler ein möglichst gleichgeartetes 

Bildungsfundament haben. Zum anderen besteht auf diese Weise am ehesten die Chance, dass 

auch wirklich jeder Schulabgänger eine Idee davon hat, wie er sein Leben tätig gestalten will.  

In Kapitel 2 dieser Arbeit wurde außerdem festgestellt, dass sich die Prioritäten bezüglich der 

Lebensgestaltung im Lauf der Jahre verändern können. Ein Grundeinkommen ermöglicht 

Zeiten des Rückzugs ins Private, es ermöglicht aber auch Bildungszeiten. Schon heute ist es 

keine Seltenheit mehr, dass Hauptschulabsolventen über den zweiten Bildungsweg die 

Hochschulreife erwerben, um sich anschließend noch akademisch zu bilden. Dies ist ein 

durchaus gewünschter und deshalb politisch geförderter Weg. Dennoch kommt es noch viel 

zu häufig dazu, dass das gewünschte Fach nicht studiert werden kann, da es beispielsweise 

mit einem zu hoher Numerus clausus belegt ist. Eine solche Zulassungsbeschränkung ist hoch 

umstritten. Schließlich sagen die Schulnoten noch lange nichts darüber aus, wie gut jemand 

für ein Fach geeignet ist. So ist zum Beispiel ein 1,0-Abiturient noch lange kein guter 

Psychologe oder Mediziner. Um den Menschen auch realistische Perspektiven für ihre 

Bildungszeiten zu geben, sollte daher das geltende System der Zulassungsbeschränkungen 

grundlegend überdacht werden. Man könnte sogar soweit gehen, dabei nicht einmal den 

Schulabschluss zu berücksichtigen. Das würde dem positiven, zutrauenden Menschenbild, das 

der Grundeinkommensidee zu Grunde liegt, entsprechen. Denn es würde signalisieren: ‚Wenn 

du dieses Fach wirklich studieren willst, dann sollst du das dürfen. Du sollst an dieser 

Herausforderung wachsen dürfen und wenn du es dann doch nicht schaffst, bist du eine 
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Erfahrung reicher.’ So sagte einst schon Friedrich Freiherr von Stein, ein Zeitgenosse 

Humboldts: „Zutrauen veredelt den Menschen, ewige Vormundschaft hemmt sein Reifen.“1 

Hier könnte man bedenkend einhaken, dass sich das in erheblichem Maße auf die 

Studienabbrecherquote auswirken könnte, wenn man die Vermutung äußert, dass man dann 

einfach studieren kann, wonach einem gerade so ist. Dieser Befürchtung ist zu entgegnen, 

dass Studienberechtigte gerade dann, wenn sie alle Möglichkeiten haben, die individuell am 

besten passende für sich wählen. 

Ein immer großes Thema in der Bildungspolitik sind Lehrpläne, von denen es heißt, sie wären 

überfrachtet. So wird aktuell – frei nach dem Motto ‚weniger ist mehr’ – die Entrümpelung 

selbiger diskutiert. Nur: wer bestimmt die Bildungsinhalte? Die meisten 

Grundeinkommenskonzepte plädieren für den kostenlosen Zugang zu Bildung für Alle, also 

für ein vornehmlich staatliches Bildungswesen, wie wir es jetzt auch haben. Das Institut für 

soziale Dreigliederung nimmt hierzu Stellung und bemängelt dieses Denken insbesondere bei 

Götz Werner: Er erkenne den Widerspruch nicht, „der darin liegt: einerseits „kostenlose 

Bildung“ (also durch Steuergelder finanziert) als Selbstverständlichkeit zu erwarten, 

andererseits aber „Selbstorganisation und Verantwortungsübernahme“ […] anzustreben, denn 

staatliche Subventionen sind grundsätzlich nicht mit einer wirklich freiheitlichen Ordnung des 

Bildungslebens vereinbar, da alle staatlich verteilten Gelder generell definiert werden müssen 

und somit eine wirkliche Initiativ-Freiheit systemimmanent eingeschränkt wird.“2 So lange 

also der Staat die Bildungshoheit inne hat, bestimmt er auch die Bildungsinhalte. Der Staat 

kaschiere durch die Schulgeldfreiheit diese Zusammenhänge und bekommt so „Einfluss auf 

Lehrpläne, Leistungsanforderungen und -kontrolle und über die Berechtigungen 

Gestaltungsmacht bis in den innersten Bereich der Pädagogik, der von Freiheit und Einsicht in 

die menschlicht Natur bestimmt zu sein hätte; er entfremdet die Pädagogik ihrer Aufgabe.“3 

Auch in diesen Ausführungen wird also bezweifelt, dass ein Grundeinkommen derart 

emanzipierende Wirkungen haben würde. Auch Brunner hat mit seinen Ausführungen 

insofern Recht, als dass Finanzhoheit stets auch mit Gestaltungsmacht einhergeht. 

Gleichzeitig vergisst er aber einen Punkt und liefert damit die perfekte Überleitung zum 

letzten Punkt: die individuelle Ebene der veränderten Bildungschancen. 

 

 

                                                 
1 Zitiert nach T. Brunner: Das bedingungslose Grundeinkommen und die Notwendigkeit einer Befreiung des 
Geistesleben aus staatlicher Vormundschaft. Institut für soziale Dreigliederung, 2009. 
http://www.dreigliederung.de/essays/2009-02-001.html (aufgerufen am 30.03.2014). 
2 Vgl. ebd. 
3 S. Leber zitiert nach T. Brunner, vgl. ebd. 



 67 

3.3. Chancen für den Einzelnen hinsichtlich der Bildung 

 

So eröffnet das Bedingungslose Grundeinkommen die Möglichkeit, eine private, alternative 

Schule zu besuchen. Ein Grundeinkommen würde das Schulgeld einer Waldorf-, Montessori- 

oder anderen Schule erschwinglicher machen und würde Eltern und Kindern so die Chance 

bieten, die bevorzugte Pädagogik und damit verbundene Bildungsinhalte selbst zu wählen. 

Schon mehrfach erwähnt wurde das Möglichwerden von Bildungszeiten. Diese erlauben es 

nicht nur, sich innerhalb des erst gewählten Berufs weiterzubilden, sondern auch eine zweite 

Ausbildung in einem anderen Berufsfeld zu beginnen. Dies ermöglicht erst die Entstehung 

einer multiaktiven Tätigkeitsgesellschaft. Das gilt nicht nur für praktische 

Berufsausbildungen, sondern auch für akademische. Auch dieser Aspekt ist bereits 

angeklungen: durch ein Grundeinkommen scheint es realistischer, das zu studieren, was man 

wirklich will – auch in einem System, das vorhin genannte Zulassungsbeschränkungen noch 

nicht aufgehoben hat. So ist es keine Seltenheit, dass Studenten ihre Studiendauer zugunsten 

einer umfassenderen Bildung gerne noch verlängern würden. Manche hingegen brauchen 

mehr Zeit, um den immer höher werdenden Anforderungen gerecht zu werden. Und wieder 

andere müssen angesichts ihres Studienfachs erst herausfinden, wie sie in diesem Feld 

beruflich tätig werden wollen. Zusammenfassend lässt sich auch hier sagen: Ein 

Grundeinkommen schafft die Möglichkeit, seinen eigenen Bedürfnissen eher gerecht zu 

werden. Und zufriedenere Menschen sind immer auch ein Gewinn für die Gesellschaft. 
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C. Fazit 

 

Unbestritten ist, dass die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens eine Vielzahl 

von Konsequenzen nach sich ziehen würde. Wie bei allen staatlichen Reformen ist es aber 

wohl unmöglich, alle Folgen vorauszusagen. Daher ist es bei allen Chancen, die ein BGE 

birgt, auch unbedingt notwendig, die Auseinandersetzung mit den Bedenken der Kritiker zu 

suchen. Dies gilt auch für die Schwerpunktthemen dieser Arbeit. Es wurde festgestellt, dass 

neigungsbezogene Motive der Berufswahl an Bedeutung gewinnen würden, da finanzielle 

Aspekte von Arbeit in den Hintergrund treten würden. Ein weiterer zentraler Befund ist, dass 

viele Menschen ein Grundeinkommen zur Reduzierung der Arbeitszeit nutzen würden. 

Außerdem würde es das BGE ermöglichen, vielseitig aktiv zu sein. Das heißt die Menschen 

würden neben ihrer Erwerbstätigkeit noch andere Aktivitäten forcieren. Exemplarisch seien 

hier Ehrenämter und Hobbys genannt. Nicht selten wird auch in Betracht gezogen, diese 

Tätigkeiten zum Beruf zu machen. Zu Bedenken wird dabei gegeben, dass die Gefahr bestehe, 

niemand würde dann noch die unattraktiven, aber nötigen Arbeiten verrichten. Dem ist zu 

entgegnen, dass solche Tätigkeiten – beispielsweise Straßenreinigung – besser  bezahlt 

werden müssten. Denn ein Grundeinkommen würde Arbeitssuchende in Verhandlungen mit 

Arbeitgebern emanzipieren. Sie könnten die Bedingungen, unter denen sie arbeiten würden 

selbst aushandeln, da sie im Falle der Ablehnung keine Existenzangst haben müssten. All die 

arbeitsbezogenen Chancen für den Einzelnen könnten in ein neues Gesellschaftsmodell 

münden. Es wäre eine multiaktive Tätigkeitsgesellschaft denkbar, in der klassische Lohn-

/Erwerbsarbeit an Bedeutung verlieren, so genannte Arbeit an der Gesellschaft aber an 

Bedeutung gewinnen würde. Dies würde der immer fortschreitenden Rationalisierung und 

Automatisierung, die ein – auch trotz steigender Produktivität – insgesamt immer geringer 

werdendes Angebot an Erwerbarbeitsstellen zur Folge hat, Rechnung tragen. Dennoch stellt 

sich die Frage, ob die Menschen mit diesen, sich aus dem Grundeinkommen ergebenden 

Freiheiten umgehen könnten. Hierauf Antworten zu finden, war ebenfalls Gegenstand dieser 

Arbeit. Es wurden dabei Konsequenzen auf drei Ebenen als notwendig erachtet. Auf der 

Ebene des Bildungsbegriffs ergäbe sich eine zumindest teilweise Lösung von einem durch 

den Kapitalismus geprägten, kompetenzorientierten Bildungsverständnis. Dabei wäre dieses 

Verständnis nicht neu. Vielmehr würde eine Rückbesinnung auf ein klassisches Bildungsideal 

möglich. Bezogen auf das Grundeinkommen hätte Bildung dann zum Ziel, den Menschen 

dazu zu befähigen, seine eigene Persönlichkeit auf eine Gesellschaft fördernde Art und Weise 

zu entfalten. Auf der Ebene des Bildungssystems bekämen einige sowieso schon diskutierte 
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Reformideen einen neuen Argumentationsansatz. Genannt wurden dabei eine mehr 

handlungs- und erfahrungsbasierte Pädagogik, die Schaffung von Gesamtschulen, die dem 

individuellen Lern- und Entwicklungstempo der Schüler Rechnung trägt, sowie die 

Aufweichung von Hochschulzulassungsbeschränkungen. Auf der dritten Ebene wurden 

Chancen dargestellt, die sich durch das Bedingungslose Grundeinkommen ganz automatisch 

für den Einzelnen ergeben. Hierzu zählt auch die Möglichkeit, sich vom staatlichen 

Schulwesen abzuwenden. Denn ein Grundeinkommen würde Gebühren alternativer Schulen 

erschwinglicher machen. Einschränkend muss hier jedoch erwähnt werden, dass der damit 

einhergehende Ausbau des privaten Schulwesens auch eine Vielzahl von Risiken birgt, 

welche hier aber nicht weiter ausgeführt werden können. 

 Neben der Berufswahl würde sich zwangsläufig also auch die Bildung zunehmend an den 

Neigungen der Menschen orientieren. Längere und damit umfassendere Studienzeiten würden 

möglich werden. Dies birgt die Gefahr, nicht fertig zu werden, erhöht aber auch die 

Wahrscheinlichkeit dafür, dass der Einzelne herausfindet, in welchem Tätigkeitsfeld er wie 

genau seinen Teil zum Gelingen der Gesellschaft beitragen kann und will. Hier schließt sich 

auch der Kreis zum Ziel der Tätigkeitsgesellschaft. Denn individuellere, vielseitige Bildung 

ermöglicht erst Multiaktivität. 

Damit wäre der Zusammenhang von Grundeinkommen, Arbeit und Bildung hergestellt. Die 

Arbeit hat gezeigt, dass das BGE ein zunehmend neigungsorientiertes, selbstbestimmtes 

Leben ermöglichen würde. Ferner hat sie die damit einhergehenden Konsequenzen, Chancen 

und Notwendigkeiten hinsichtlich Arbeit, Beruf und Bildung aufgezeigt. Allein auf dieser 

Grundlage die Einführung des Grundeinkommens zu fordern, wäre vermessen. Die 

vorliegende Arbeit will die Grundeinkommensidee aber zumindest bewerben und deren 

Chancen aufzeigen. Ich hoffe an dieser Stelle abschließend, diesem Anspruch gerecht 

geworden zu sein. 


